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Siebente Sitzung
MI Ständehause zu Düsseldorf, am Montag den 17. Dezember 1888.

Beginn: 1 Uhr Nachmittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrage der II, Fachcommission zu dem Spezialetat über die Verwaltung des Land¬

armenwesens für die Etatsjahre 1889/91.
Berichterstatter: Abgeordneter Simons.

8. Antrag der II. Fachcommission zn den Spezialetats der Prouinzial-Irrenanstalten
für die Etatsjahre 1889/91.

Berichterstatter: Abgeordneter Venn.
4. Antrag der II. Facheommission zu dem Spezialetat über die Kosten der Unter¬

bringung und des Unterhalts von Epileptikern aus der Nheinprovinz für die Etatsjahre
1889/91.

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schmidt.
5. Antrag der It. Fachcommission zu dem Spezialetat über die Unterstützung milder

Stiftungen, Nettungs-, Idioten- und anderer Wohlthatigkcitsanstaltcn für die Etats¬
jahre 1889/91.

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schmidt.
6. Antrag der I. Fachcommission zu dem Spezialetat für die Verwaltung der Angelegen¬

heiten der niederen landwirthfchaftlichen Schulen sowie für die Unterstützung sonstiger
landwirtbschaftlicher Zwecke für die Etatsjahre 1889/91.

Berichterstatter: Abgeordneter Weidenfeld.
7. Antrag der III, Fachcommifsion zu den Unterctats ^, und I) des Spezialetats der

Prouinzilllstrahen-Verwaltung für die Etatsjahre 1889/91.
Berichterstatter: Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich.

8. Bericht und Antrag der I. Fachcommission über das neue Reglement der Provinzial-
Feuer-Societät.

Berichterstatter: Abgeordneter Michels.
9. Antrag der III. Fachcommission bezüglich des Referats des Prouinzialausschusses

betreffend Uebernahme des Communalweges von Essen nach Gelsenkirchen.
Berichterstatter: Abgeordneter Scheidt.

10. Antrag der 111. Fachcommission bezüglich des Referats des Prouinzialausschusses
betreffend Uebernahme der Straße von Andernach nach Mayen und von Odenthal
nach Schlcbusch als Prouinzialstraße,

Berichterstatter: Abgeordneter Scheidt.
11. Antrag der III. Fachcommission zu dem Referate des Provinzialnusfchusfes über die

Petition von Bewohnern des oberen Wicdthales um Weiterführung der Wiedthalstraße.
Berichterstatter: Abgeordneter Krawintcl.
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12. Antrag der III Fachcommissionbezüglich der Zuweisung der KöniglichenStaats-
regierung,betreffenddie Uebernahmeder AktienstraheAachen-Eupen.

Berichterstatter: AbgeordneterDittmar
13. Antrag der III, Fachcommissionbezüglichdes Antrages der Stadt Remscheid auf

Beihülfe für die Morsbachstraße.
Berichterstatter: Abgeordneter Scheidt.

1-1. Antrag der III. Fachcommifsioubezüglichdes Gesuchesum Beseitigung von Ulmen¬
bäumen au der Geldern-Emmericher-Provinzialstraße.

Berichterstatter: AbgeordneterKrawinkel.
15. Antrag der I. Fachcommissicm auf Ertheilung von Rechmmgs-Dechargen.

Berichterstatter: Vcrfchiedene Abgeordnete.
16. Antrag der II, Fachcommissionauf Ertheilung von Nechnungs-Dcchargen.

Berichterstatter: AbgeordneterHaldy.
17. Antrag der III. Fachcommissionauf Ertheilung von Rechmmgs-Dechargen.

Berichterstatter: AbgeordneterClaesfen,
18. Hauptetat der Prouinzialueiwaltung der Nheinprovinz für die Etatsjahre 1889/91.

Berichterstatter: LandesdirektorKlein.
19. Bericht der zur Begutachtung des Entwurfes einer Haubergordnung für den Kreis

Altenkirchcn gewählten Commission.
Berichterstatter: AbgeordneterFreiherr von Hüvel.

VorsitzenderFürst zu Wied: Die Sitzung ist eröffnet.
Neue Eingänge liegen nicht vor. Wir würden also gleich zum Punkt 2 der Tages¬

ordnung übergehen. Anträge der II. Fachcommissionzu dem Spezialetat über die Verwaltuug
des Landarmcnwesens für die Etatsjahre 18^9/91. — Berichterstatter: AbgeordneterSimons.

Berichterstatter AbgeordneterSimons: Meine Herreu! Der Svezialetat für das Land-
armenwcsenmit seinen wenigen Titeln, von denen Titel I in Einnahme und Ausgabe in Zukunft
fortfallen wird, hat eine bcfondere Bedeutung durch den immer wachfcndeu Zuschuß aus Provinzial-
mittcln, der in diesem Jahre 9? 000 M. beträgt. Dieser Zuschuß, der in Zukunft immer mehr
wachfen wird, hat in der Commissioneine eingebende Erörterung gefunden. Durch die interessanten
und klaren Auseinandersetzungendes Herrn Landesraths von Metzen haben wir die Ueberzeugung
gewonnen, daß diese Vergrößerung in keinem ungewöhnlichen Verhältniß zu derjenigen der andern
Provinzen des preußischenStaates steht, uud daß namentlich auch hier vou der Eentralbehörde
die Prüfung jeder einzelnen Position auf das Strengste vorgenommenwird. Die Commission
hat daher einstimmig beschlossen, Ihnen die Genehmigung des Etats vorzuschlagen. Die großen
Opfer, welche die Nheinprovinz deshalb zu bringen hat, weil sie von Elsaß-Lothringen uud
Bayern benachbart ist, welche noch ein Heimathsrecht besitzen, haben eine Höhe von ungefähr
53 000 M. erreicht und haben deshalb den Anlaß gegeben, den eisten Antrag, der Ihnen vor¬
liegt, zu stellen. Die Verhältnisse sind so geklärt und die Aenderung scheint so dringend, daß
wir dem hohen Landtage vorschlagen,diesen Antrag direkt anzunehmen. Dagegen ist der Zuschuß,
welcherdaraus herrührt, daß wir Grenznachbaren auch der fremden Staaten, namentlich also
Frankreichs uud Belgiens sind, und welcher eine Höhe von circa 33 000 M. erreicht, doch auch
so unbillig, daß wir einen zweiten Antrag vorbereitet haben, den wir empfehlen,dein Provinzinl-
ausschuh zu überweisen. Wünschen Sie, daß ich die Anträge Ihnen vorlese? (Stimmen: Nein)!

47"
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesrath von Metzen hat das Wort.
Landesrath von Metzen: Meine Herren! Was zunächst den Ihnen vorliegenden Entwurf

eines Etats der Landarmcnverwaltung anbelangt, so schließt d rsclbe allerdings mit einem Mehr¬
bedarf von rund 100 000 M. ab. Indessen, meine Herren, dürften hiervon wohl die beiden
Bewilligungen für die Arbeitercolonien mit einem Zuschuß von 30 000 M. in Abzug zu bringen
sein, denn, so segensreich diese Bewilligungen zweifellos auch sind, so haben sie doch wenigstens
unmittelbar mit den Zwecken der Lmidarmenverwaltung nichts zu thun und dürften wohl außer
Ansatz bleiben müssen, wenn die Frage wegen des Steigen« des Etats für die Landarmen-
verwaltung zur Diskussion steht Meine Herren! Dann bleibt allerdings noch ein Mehrbedarf
von rund 70 000 M. für die eigentliche Landarmenuerwaltung übrig, sicherlich ein sehr hoher
Betrag, indessen bitte ich Sie, berücksichtigenzu wollen, daß dieser Mehrbetrag von 70 000 M-
nicht gefunden ist durch Gegenüberstellung mit den wirklichen Ausgaben der letzten Jahre, auch
nicht durch Vergleich mit dem letzten Etat, sondern durch Vergleich mit dem vorletzten Etat für
die Etatsperiode 1886/88.

Dieser Etat pro 1886/88 wurden aber bereits aufgestellt im Herbste 1885 und beruhte
auf der letzten, damals bekannten Iahresausgabe, derjenigen des Jahres 1881/85. Meine Herren,
es ist bereits hier wiederholt erwähnt worden, daß die Landarmenausgaben von Jahr zn Jahr
leider steigend sind. Folglich ist es natürlich, daß, wenn ein Vergleich gezogen wird mit einer
Etatsziffer, welche 3 oder eigentlich 4 Jahre zurückliegt, ein recht hoher Mehrbedarf herauskommt.
Meine Herren, die Landarmcnkosten sind bei der hiesigen Verwaltung ausnahmslos von Jahr
zu Jahr gestiegen, wohl seitdem der Rheinische Landarmcnuerband besteht Dasselbe ist der Fall
so ziemlich bei allen übrigen Landarmenverbändcn des Staates, Ich möchte nur erlauben, Ihnen
einige Ziffern vorzuführen, welche den Beweis liefern, daß das, was ich gesagt habe, richtig ist.

Meine Herren! Bei der hiesigen Verwaltung betrug die Mehrausgabe im Vergleich zum
Vorjahre 1878: 48 000 M, welches einer Steigerung von I7°/u gleichkommt, im Jahre 1879
ergab sich eine Steigerung von 20 000 M. gleich 8"/«, im Jahre l880 von 58 000 M. gleich
16°/«, im Jahre 1881/82 von 55 0U0 M. gleich 13'','«, im Jahre 1882/83 von 62 000 M
gleich 13°/o, im Jahre 1883/84 von 2', 000 M. gleich 4°/«, im Jahre 1884/85 von 23 "00 M>
gleich 4°/o, im Jahre 1885/86 von 41000 M. gleich 7°/°, im Jahre 1886/8? von 1 l 000 M
gleich 2°/o, im Jahre 1887/88 eine solche von 35 000 M. gleich 5°/°. Was die Verhältnisse der
anderen Landarmenverbände des Staates betrifft, so entfielen von der Gesammtausgabe
des Landarmcnverbandes auf den Kopf der Bevölkerung im letzten Rechnungsjahre 1887/88 in
der Provinz Pommern 22,1 Pf., und zwar betrug die Steigerung in den letzten 10 Jahren 59°/«.
In der Provinz Posen betrug der Kopfbetrag 12,7 Pf. und die 10jährige Steigerung war 59°/«.
In der Provinz Brandenburg entfielen auf den Kopf der Bevölkerung 42,2 Pf., mit einer
Steigerung von 106°/°. In Sachsen entfielen ans den Kopf der Beuölkerung 10,2 Pf., die
Steigerung belief sich auf 92°/«. Im Landarmenuerbandc Kassel sielen auf den Kopf 8,3 Pf-,
mit einer Steigerung von 93°/°. In der Provinz Hannover betrug der Kopfbetrag 14 Pf, die
Steigerung 54°/«, in Westfalen 13,1 Pf. mit 74°/« Steigerung, Schleswig-Holstein 26,5 Pf. mit
einer Steigerung von 179°/«, in Westpreußen pro Kopf 47,5 Pf,, mit einer Steigerung von
63°/°, in Schlesien pro Kopf 12,9 Pf., mit einer Steigerung in den letzten 10 Jahren von
153°/«. In der Nheinprovinz endlich entfielen in dem letzten Rechnungsjahre pro Kopf 14,9 Pf-,
mit einer Steigerung von 113°/°.

Meine Herren! Ich bitte Sie, hieraus entnehmen zu wollen, daß der hiesige Landarmen-
verband fowohl bezüglich der absoluten Höhe seiner Kosten wie hinsichtlich der Steigerung derselben
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in den letzten 10 Jahren unter den 11 ^andarmenverbäuden, deren Verhältnisse ermittelt werden
konnten, die fünftbeste Stelle einnimmt. Ich glaube nicht, dah das als ein ungünstiges Ergebniß
zu bezeichnen ist, wenn man bedenkt, wie höchst nachtheiligdie thatsächlichen Verhältnissefür den
Landarmenverband der hiesigen Provinz liegen. Erstens, meine Herren, kann ich wohl als fest¬
stehend annehmen, daß die Preise der nothwendigen Lebcnsmittel hier in der Nheinprouinz
erheblich höher sind, wie in verschiedenen anderen Theilen des Staates, folglich muß ein Armer
hier bei sonst gleichen Verhältnissen mehr kosten, als in denjenigenLandesthcilen, wo die Lcbens-
verhältnisse eben billiger sind. Sodann, meine Herren, liegt es in der Natur der Sache, daß
eine Provinz mit fo reich entwickelter Industrie wie die unfrige, in ganz besonderemMaße von
der Landarmen-Kalamitllt leiden muß, denn, meine Herren, die Landarmen sind keineswegsblos
Vagabunden, sie bestehen großenthcils ans den flottircnden Nrbeiterelementen, welche durch die
Noth der Zeit, durch die Schwierigkeitder Erwerbsverhältnissedazu gebracht werden, die frühere
Seßhaftigkeit aufzugebenund auswärts zu gehen, um dort nach Arbeit und Verdienst zu fuchen.
Meine Herren! Es ist wohl ganz natürlich, daß dieser Menschenstromvorzugsweiseuach einer
Provinz sich hinzieht, wie die unsrige, wo stets die Gelegenheit zn Lohn und Verdienst vorhanden
ist. Endlich ist eben bereits erwähnt worden, wie unglücklich die Lage dieser Provinz ist bezüglich
der Uebernahme hülfsbedürftiger Preußen ans dein Auslande, Bekanntlich hat der preußische
Staat mit den meisten anderen europäischenStaate», Verträge geschlossen, vermöge deren er
verpflichtetist, seine Staatsangehörigen, wenn sie im Auslande hülfsbednrftig werden, wieder zu
übernehmen. Diese Uebernahme, mcirc Herren, findet begreiflicherweisean demjenigenPunkte
der Grenze statt, welcher dem ausländischenStaate, aus welchemübernommen werden soll, am
nächstengelegenist. Nun grenzt die Nheinprouinz an eine ganze Reihe fremder Staaten an,
uud sie ist für verschiedene andere ausländischeStaaten wenigstens die nächste preußische Provinz.
So kommt es denn, daß die Uebernahmen aus der BayerischenPfalz uud Elsaß-Lothringen,
welche beiden Gebiete in armenrechtlicherHinsichtzum Auslande gehören, ans Holland, Belgien,
Luxemburg, der Schweiz und Frankreich grohentheils hier in der Provinz stattfinden, und die
Leute, welche in dieser Weife hier übernommen werden, die bleiben uus in der Mehrzahl der
Fälle auf dem Hälfe. Das Vnndesgesetzüber den Unterstützungswohnsitz,bezw. das preußische
Ausführungsgesetzdazu, bestimmt allerdings, daß, wenn ein Hülfsbedürftiger aus dem Ausland
übernommen wird, derjenige Landarmenuerband für ihn einzustehenhat, in dessen Bezirk der
Betreffende nachweisbar seinen letzten Unterstützungswohnsitzgehabt hat, aber, meine Herren, die
Leute, um welche es sich hier handelt, sind häusig so lange aus der Heimath fort, und ihre
Beziehungenzur Heimath fo gründlich gelöst, daß in vielen Fällen ihre Aufenthaltsverhältnisse
überhaupt nicht ermittelt werden köuuen, in Folge dessen nicht nachgewiesen werden kann, wo sie
den letzten Unterstützungswohnsitz gehabt haben. Dann greift aber die fernere Bestimmung Platz,
wonach derjenige Landarmenuerband einzutreten hat, in dessen Bezirk die Hülfsbedürftigkeithervor¬
getreten ist, also mit anderen Worten derjenige Landarmenuerband, in dessen Bezirk die Ueber¬
nahme stattgefundenhat.

Meine Herren! Es ist ja bereits erwähnt worden, wie hoch die Nheinprouinz durch die
Uebernahmen belastet wird. Zusammen beziffert sich die Summe, welche wir in dem letzten Jahre
dafür ausgegeben haben, auf 86 000 M. Ich glaube sagen zu dürfen, daß wohl keine andere
Provinz des preuhifchen Staates in solcher Weise durch die Uebernahmen aus dem Auslande
belastet wird. Meine Herren! In der zweiten Fachcommissionsind, wie schon erwähnt wurde,
des weiteren eingehend die Mittel nnd Wege erwogen worden, die vorliegende ernste Kalamität
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abzustellen. Die Commission war auch der Ansicht, daß der Hauptgrund des Uebels in der
bestehenden Gesetzgebung zu finden sei, insbesonderein derjenigen Bestimmung des Vundesgefetzes,
wonach der Unterstützungswohnsitz in derselben zweijährigenFrist erworben wird, in welcherauch
sein Verlust stattfindet. Wie eben bereits erwähnt, rekrutircn sich die Landarmen größtentheils
aus der flottirenden Arbciterbcvölterung. Wenn diese Leute 2 Jahre aus der Heimat fort sind,
so haben sie dort ihren Unterstützungswohnsitzverloren, aber die Erfahrung zeigt, daß nur sehr
schwer diese Leute zur Seßhaftigkeit zurückkehren; dieselben ziehen eben Arbeit suchend umher, sie
arbeiten hier einige Wochen,dort einige Monate, wenn es hoch kommt ein halbes Jahr oder ein
Jahr, aber es wird selten passiren, daß sie sobald wieder 2 Jahre an einem und demselbenOrte
sich aufhalten. Wenn nun also 6, ?, 8 Jahre nach ihrem Wegzug aus der Heimath solchen
Individuen etwas passirt, daß sie hülfsbedürftig werden, so sind sie meistens Landarme. Meine
Herren! Daher kommt es, daß bei den Landarnienvcrbänden die Zugänge alljährlich mehr oder
weniger den Abgang übersteigen, mit anderen Worten, daß bei den Landarmenuerbänden die
Anzahl der zu pflegenden Personen von Jahr zu Jahr zunimmt, womit natürlich eine ent¬
sprechende Vermehrung der Kosten gegeben ist. Meine Herren! Die Commission hat gleichwohl
geglaubt, Ihnen in dieser Hinsicht keinen Antrag unterbreiten zu sollen, einerseits weil sie der
Ansicht war, daß ein Antrag von so schwerwiegender Bedeutung doch breiteres und ausgiebigeres
Material erfordert, wie vorliegt, andererseits aber, weil sie sich der Ueberzeugungnicht verschloß,
daß ein solcher Antrag wohl schwerlich Crfolg haben werde, denn es bedeutet ja der Antrag eine
Abwälzung eines Theils der jetzt von den Landarmenuerbänden zu tragenden Kosten von den
Landarmenuerbändenauf die Ortsarmenuerbände, speziell auf die großen Städte. Selbstverständlich
werden die betreffendenInteressenten sich hiergegen kräftig wehren, und es ist auch zu bezweifeln,
ob die KöniglicheStaatsregierung genügendenAnlaß finden wird, um die Initiative zu ergreifen
für einen derartigen Gesetzentwurf, welche nur zum Zweck haben würde, die Landarmmuerbände
zu Ungunsten der Ortsarmenuerbände zu entlasten. Größerer Sympathie begegnete schon ein
zweiter Antrag, welcher darauf hinauslief, einen Ausgleich zu versuchen, bezüglich der Kosten,
welche den Landarmenverbänden durch die Uebernahme aus dem Auslande erwachsen, innerhalb
des Staates, etwa in der Weise, daß der'Staat sich dazu entschlösse, diese Kosten selbst zu
übernehmen, oder zwischen den Landarmenverbänden verrechnen zu lassen. Meine Herren! Ihre
Commissionhat sich begnügt, Ihnen vorzuschlageu,diese» Punkt dem Provinzialausschussezum
Studium und zur demnächstigen Berichterstattungzu überweisen, dagegen glaubt Ihre Commission,
daß die Verhältnisse bezüglich Bayerns uud Elsaß-Lothringens so klar und liquid liegen, daß sie
kein Bedenkentrug, Ihnen in dieser Beziehung den positiven Antrag zu unterbreiten, der Ihnen
ja bekannt ist. In dieser Beziehung, meine Herren, möchte ich mir erlauben, Ihnen noch einiges
kurz vorzuführen.

Meine Herren! Das Buudesgesetz über den Unterstützungswohnsitz gilt in ganz Deutschland,
mit Ausnahme von Bahern und Elsaß-Lothringen.Dieses Gesetz führte ein gemeinsames Indigenat
in armrechtlicherBeziehung ein, für die Angehörigen derjenigen deutschen Staaten, in welchen
dieses Gesetz gilt. Das Freizügigkeitsgesetz vom I. November 186? gilt ausnahmslos iu sämmt¬
lichen deutschen Staaten, also auch in Bayern und Elsaß-Lothringen. Dieses Gesetz bestimmt in
seinem H. ü, daß wenn irgendwo ein Angehöriger eines anderen Nundesstaates hülfsbedürftig
wird, er nicht mehr ausgewiefenwerden darf, wenn er an dein betreffenden Orte den Unterstützungs¬
wohnsitz oder das HeimatlMecht erworben hat. Die Folge davon ist, daß, wenn ein Bayer oder
Elsaß-Lothringer in einer RheinischenGemeinde sich zwei Jahre dauernd aufgehalten hat und
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hülfsbedürftig wird, er nicht ausgewiesen werden darf, sundern uöthigenfalls für Lebenszeit von
der betreffenden Rheinischen Gemeinde unterhalten werden muß. Wenn aber umgekehrt ein
Rheinländer oder überhaupt ein Angehöriger eines der Staaten, welche zum Bereich des Bundes¬
gesetzes über den Unterstützungswohnsitz gehören, in Bayern oder Elsaß-Lothcmgcnhülfsbedürftig
wird, so wird er unter allen Umständen ausgewiesen, wenn er auch schon ein Mcnschenalterdort
gewohnthat, weil eben in Elsaß-Lothringen weder Heimathsrechtnoch Nnterstützungswohnsitz besteht,
und das BayerischeHeimathsrecht nicht von Ausländern erworben werden kann. Meine Herren!
Es liegt also offenbar hier eine Ungleichheitder Behandlung, ein Mangel an Gegenseitigkeitvor,
welcher wohl eine schreiende Ungerechtigkeitgenannt werden darf. Ihre Commission zweifelte
nicht daran, daß wenn der Prouinziallandtag dazu überginge, dieserhalb einen Antrag an die
Königliche Staatsregiening zu stellen, letztere geneigt sein würde, entsprechende Schritte zu thu»,.
Es könnte die Gleichmäßigkeitdes Verfahrens hergestellt werden, einmal durch Einführung des
Bundesgefetzesüber den Unterstützungswohnsitz in Bayern und Elsaß-Lothringen, aber ich glaube
sagen zu dürfen, daß dies großen Schwierigkeitenbegegnenwürde, weil diese beiden Staaten sich
sicherlich wehren würden. Dann bleibt nur noch der andere Weg offen, daß die vorhandene
Ungleichmäßigkeitbeseitigt wird, entweder durch einen Zusatz zum Freizügigkeitsgesetze,wodurch
die Wirksamkeitdes §, ü ausgeschlossen wird für die Angehörigen von Elsaß-Lothringen und
Bayern, oder es müßte umgekehrtein Zustand geschaffen werden, wonach in Elsaß-Lothringen
oder in Bayern unsere Staatsaugehörigen unter denselbenBedingungen gepflegt werde», wie dies
hier mit Nahern uud Elsaß-Lothringern geschieht, Meine Herren! Ich glaube Ihnen den Antrag
Ihrer Commissionauch meinerseits wann empfehlen zu dürfen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Plettenberg hat das
Wort zur Geschäftsordnung,

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-, Ich möchte beantragen, daß mein Antrag
betreffenddie Beerdigung angeschwemmterLeichen,wenn es vielleicht paßt, bei dieser Gelegenheit
mitbchandelt wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Dieser Antrag ist in einer früheren
Sitzung hier eingegangen. Derselbe ist an die betreffendeFachcommission,an die zweite Fach-
commission,soviel ich mich erinnere, überwiesenworden, es scheint aber, daß die Fachcommission
keine Stellung dazu genommen hat. Dann frage ich, ob im Anschluß an diesen Etat dieser
Antrag im Plenum behandelt werden soll. Der Antrag heißt folgendermaßen:

„Hoher Landtag wolle beschließen, daß die Beerdigungskostenfür aufgefundeneLeichen,
deren Erstattung von Angehörigenoder Ortsarmenuerbänden nicht zu verlangen ist,
nicht von den Gemeinden des Fundortes, sondern von dem Landarmcnuerbandeder
Provinz zu tragen sind, event, wenn letzteres nicht als angängig erscheinensollte,
daß sie in einer besondere,: Position auf den Etat der Provinz übernommen
werden sollen."

Meine Herren! Ich möchte fragen, ob das Plenum diesen Antrag behandelnoder denselben
dem Provinzialausschuhzur Erledigung überweisenwill, (Stimmen: Ja.) — Der Herr Abgeordnete
Courth hat das Wort.

AbgeordneterEourth: Ich beantrage, diese Angelegenheitdem Provinzialausschuß zur
Erwägung zu übergeben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das würde also für die nächste Etatsaufstellung sein.
Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
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AbgeordneterBecker: Ja, meine Herren, ich halte es für ausgeschlossen, daß wir uns
»>it diesem Gegenstande ohne jede Vorbereitung, weder durch die Commission, noch durch den
Ausschuß hier im Plenum befassen können. Ich glaube, das giebt hier kein fruchtbringendes
Resultat, Darum möchte ich mich dem Antrage des Herrn AbgeordnetenCourth nufchlicßen,
wenn der Antragsteller nicht einen besondernWerth darauf legt, daß die Sache noch in dieser
Session im Plenum verhandelt werde. Dann würde ich bitten, die Sache dem Ausschüssezu
überweisen, Findet der Ausschuß eine passende Form der Erledigung, so könnte dieselbe noch
hier verhandelt werden. Ich glaube aber, daß die Angelegenheitnicht so dringend ist, als daß sie
nicht im nächsten Landtage vorgelegt werden könnte,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Plettenberg: Meine Herren! Ich glaube die Thatsachen
liegen so einfach und sprechen so deutlich, daß ich die Möglichkeit nicht für ausgcfchlofsen halte,
daß da« Plenum sich auch heute schon darüber schlüssig machen könnte. Ich möchte bitten, mir
wenigstens einige Worte zu meinem Antrage zu gestatten. Es würde dann immer noch dem
hohen Landtage anheimstehen,ob er heute schon darüber beschließen oder nach dem Antrage des
Herrn AbgeordnetenCourth die Angelegenheitzmmchst an den Prouinzialausschuß verweisenwill,

VorsitzenderFürst zu Wied: Zunächst steht der Antrag des Herrn Abgeordneten Courth,
die Sache zur Crwägnng an den Ausschuß zu überweisen, in Wirklichkeit also ein Vertagungs-
antrag zur Diskussion. Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort,

Abgeordneter Courth: Ich möchte noch beifügen, zur Crwäguug und zur Berichterstattung
im nächsten Landtage.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
^audesdirettor Klein: Meine Herren! Ich kann mich dem Antrage des Herrn Abge¬

ordneten Courth uur anschließe», Cs handelt sich hier einzig und allein um die Frage, ob der
Laudarmeuuerbandüber das Maß der ihm gesetzlich obliegenden Verpflichtungenhinaus eine Leistung
übernehme»foll, Cs hcmdelt sich also nm Uebernahme einer freiwilligen Verpflichtungüber das
die Provinz fo schwer drückende Armengesetz hinaus, und da meine ich doch, daß eine sehr reif¬
liche Prüfung stattfinden müßte. Cs müßte» Zahle», die genaue Statistik uns den letzte» zehn
Jahre» vorgelegt werden, aus deuen hervorgeht, wie hoch die Last sich belauft. Cs müßte ferner
erwogen werden, ob uud welche Präcedeuzfälle sich daraus entwickelnkönnten. Diese Frage läßt
sich nicht sofort im Plenum klären, auch in den Facheommifsionensich nicht von heute auf morgen
löfen, sondern ihre Beantwortung erheischt viel Material und bedarf der sorgfältigstenCrwäguug.
Ich möchte daher bitten, die Sache im Sinue des Antrages des Herrn AbgeordnetenCourth dem
Prouinzialausschuß zu überweisen. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr vo» Plette»berg: Nach den Aeußerungen des Herrn Kiandes-
direttors, denen ich beistimme,ziehe ich meinen Autrag zurück.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordueleEvr6e hat das Wort.
AbgeordneterSyree: Cs kommt bei dieser Frage hauptsächlich darauf au, was in dem

Antrage nicht fo ganz genau enthalten ist, was event, die Proviuzialuerwaltung verlangen würde,
um die Kosten zu übernehmen. Die Sache liegt jetzt meines Wissens so, daß die Prouinzial-
verwnltung einfach fagt, weist nach, daß kein Ünterftützungswohnsitzvorhanden ist, Formell ist
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das außerordentlich richtig, aber materiell wird meines Erachtens großes Unrecht begangen, Es
treiben Leichen den Rhein hinunter, die nicht aus den Rheingegenden, sondern weiß Gott aus
welchen andern Gegenden stammen. Die betreffenden Gemeinden, welche das Unglück haben, daß
die Leiche bei ihnen angeschwemmt wird, bekommen dadurch Kosten, die sie eigentlich absolut nichts
angehen. Ich möchte bitten, daß, wenn die Sache dem Provinzialausschuß überwiesen wird,
dieselbe nach der Seite hin geprüft wild, was billig ist und was verlangt werden kann. Ein
Nachweis, daß die Reiche, die oft ganz unbekannt bleibt, keinen Unterstützungswohnsitz hatte,
ist durchschnittlich nie zu erbringen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Antrag des Herrn Abgeordneten Eourth, die Sache
zur Erwägung und Berichterstattung für den nächsten Landtag an den Prouinzialausschuh zu
verweisen, besteht allein zu Recht; ein Gegenantrag ist nicht vorhanden. Wünscht noch jemand
das Wort dazu? (Niemand meldet sich)

Ich habe noch zu fragen, ob Sie zu den Vorträgen des Herrn Referenten und
Correferenten über diesen Etat noch etwas zu bemerken haben. Der Herr Abgeordnete Zweigert
hat das Wort.

Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich habe beide Anträge der Eommifsion mit
Äufmerkfamkeit gelesen und geprüft Es fchcint mir doch nicht ganz unbedenklich zu fein, dein
ersten diefer beiden Anträge die Zustimmung zu gebe». Die Frage, um die es sich hier handelt,
ist bereits Gegenstand der eingehendsten Erörterungen in den verschiedenstenVersammlungen, z. V,
auch im deutschen Eongreß für Armenpflege und Wohlthätigkeit gewesen, ja es sind viele und
lauge Aufsätze über diese Frage zusammengeschrieben, und ich glaube daher uicht, daß die Frage
selbst und alle diejenigen Gründe, welche sich für und wider die hier gestellten Anträge anführen
lafsen, hier im Provinzinllandtage zur Zeit einer erschöpfenden Erörterung unterzogen werden
können Meine Herren! Wie wenig die Herren Antragsteller sich selbst klar sind über das, was
geschehen soll, geht aus dem Antrage heruor, worin sie ersuchen, die Stantsregieruug zu bitten,
darauf hinzuwirken, daß in Bayern und in Elsaß-Lothringen das Bundesgesetz eingeführt oder
wenigstens in anderer Weife Vorsorge getroffen werde, und der Herr Eorrefcrent hat uns gesagt,
daß diese andere Weise seiner Meinung »ach wiederum auf zwei Weifen geschehen könnte.
(Heiterkeit)

Meine Herren! Ich möchte nicht augenblicklich, aber doch in einigen Tagen mich anheischig
machen, Ihnen noch wenigstens sechs andere verschiedene Möglichkeiten vorzuführen, nach welchen
diese Frage gelöst werden tonnte. Meine Herren! Es scheint mir nicht ganz richtig zu sein, wenn
der hohe Landtag mit einer Resolution an die Königliche Stantsregierung herantritt, in welcher
er nicht ganz präzise, wohlerwogene und unanfechtbare Anfprüche an die Königliche Staats-
regierung richtet, Ich möchte mir daher mit Rücksicht auf das uou mir Gesagte den Vorschlag
erlauben, auch die Resolution aä 1 nicht an die Königliche Stantsregieruug, sonderu an den
ProuinzialnuLschuh zu richte», und ihn zu ersuchen, sich gerade so wie aä II in, nächsten Provinzial-
landtag über die vorliegende Frage zu erklären.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich uutersttttzc den Antrag des Herrn Abgeordneten Zweigert,

da hier eine sehr fchwierige Materie vorliegt, die gehörig geprüft werden muß,
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort,
^andesdirektor Klein: Ich finde, meine Herren, die Frage am Platze, ob es nicht

zweckmäßig erscheint, den Antrag deü Herrn Abgeordneten Zweigerl so auszudehnen, daß der

4«
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Ausschuß bereits direkt Schritte bei der Staatsregierung unternehmen kann. Soll der Pro¬
vinzialausschuh erst dein nächsten Landtage Bericht erstatten, die Sache also bis zur nächsten
Landtagssession vertagt werden, so wird viel Zeit verloren gehen. An und für sich finde ich
das Vorgehen des Herrn AbgeordnetenZweigert fiir sehr richtig, aber nur mit der Modifikation,
daß nicht noch einmal an den Landtag Bericht erstattet werden und dann erst die Sache an die
Staatsregierung gehen soll, weil dadurch die Sache etwas zu weit hinausgeschobenwürde,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Ich bin ganz damit einverstanden, wenn Sie

den Provinzialansschuß ermächtigen, die geeignetenSchritte bei der königlichen Staatsregierung
zu thun, ohne ihm vorzuschreiben,daß er es in der Form thun soll, wie? es in der Resolution
aä 1 zum Ausdruckgekommen ist.

VorsitzenderFürst zn Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Simons: Die Ansicht des Herrn AbgeordnetenZweigcrt

war auch in der Commifsinnvertreten, und ich glaube deshalb, daß die Commissiongeneigt sein
würde, auf diesen Antrag einzugehen,der ja jedenfalls die Sache nicht in die Länge zieht. Der
Wunsch, den ersten Antrag zu stellen, ging gerade aus den außerordentlich ans Abhülfe drängenden
Verhältnissen,hervor, die eigentlich ohne Noth nicht zwei Jahre bestehen bleiben sollten Ich
denke, wir tonnen dem Provinzialansschuß das Vertrauen schenken,in Bezug auf den Antrag
»6 l direkte Schritte zu thun, während in Bezug auf den Antrag nä ll weitere Vorbereitung
und Berichterstattungvorbehalten bleiben soll.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es würde bei der Fassung der Frage
wohl heißen, den Provinzialausschuh zu beauftragen, erstens mit der Staatsregierung in Unter¬
handlung zu treten, in welcherWeise diese Sache geregelt werden kann — die Formulirung
dieses Antrags vorbehalten — zweitens in die Prüfung der Frage einzutreten «. Ist der Herr
Antragsteller, Abgeordneter Zweigert, damit einverstanden, oder wünscht er eine andere Formulirung?
Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.

AbgeordneterZweigert: Ich möchte mir nun erlanben, dies dahin zn formuliren: den
Provinzialausfchuß zu ersuchen — ich glaube, wir haben kein Recht, ihn zu beauftragen -^
(Widerspruch.) mit der Königlichen Staatsregierung Verhandlungen darüber einzuleiten, in
welcher geeigneten Weise die jetzt mangelnde Gegenseitigkeitzwischenden zum Geltungsbereiche
des Bundesgesetzesvom Ü. Inni 1870 gehörigen deutsche» Staaten einerseits uud Bayern,
bezw. Elsaß-Lothringen andererseits bezüglich der wechselseitigenUebernahme hülfsbedürftig
gewordenerStaatsangehöriger herbeigeführt werden kann,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte, den Antrag einzureichen. Wünscht noch Jemand
zn dem Antrage das Wort? Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.

AbgeordneterAdams: Ich wollte mir nur die Bemerkung erlauben, daß allerdings der
Provinziallandtag den Provinzialausschuh beauftragen kann,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Ich hatte mich gleichzeitigmit
dem Herrn Vorredner zum Worte gemeldet,indem ich genau dasselbe bemerken wollte, was dieser
eben gesagt hat.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnet?Friederichs bat das Wort,
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AbgeordneterFriederichs: Nickt zur Sache, sondern wegen eines Druckfehlers wollte
ich eine Bemerkung machen. In der Unterschrift des Commisfionsantrages ist mein Vorname
unrichtig. Wie bei den übrigen Anträgen bitte ich auch hier deu richtigen Vornamen Carl
zu setzen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Antrug des Herrn AbgeordnetenZweigert geht also
dahin, den Provinzialausschuh zu ersuchen:

n.ä l. mit der Königlichen Staatsregierung Verhandlungendarüber einzuleiten,in welcher
geeigneten Weise die jetzt mangelndeGegenseitigkeit zwischen den zum Geltungsbereichedes Bundes-
gesctzesvom N, Juni 1870 gehörigen deutschen Staate» einerseits und Banern bezw. Elsaß-
Lothringen andererseits bezüglich der wechselseitigen Uebernahmehülfsbedürftig gewordener Staats¬
angehöriger herbeigeführtwerden kann,

aä 2. in die Prüfung der Frage einzutreten :c.
Hat der Herr Berichterstatterder Fachcommission noch etwas hinzuzusetzen?
Berichterstatter AbgeordneterSimons: Nach Besprechungmit dem Herrn Korreferenten

sind wir mit der Auffassungdes Herrn Zweigert einverstanden.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Es erfolgt kein Widerspruch gegen diesen Antrag. Da

Niemand weiter das Wort wünscht, so schließe ich die Diskussion und nehme an, daß das hohe
Haus mit dem Antrage des Herrn AbgeordnetenZweigert einverstanden ist Der Antrag des
Herrn AbgeordnetenZweigert ist nach der von mir verlesenenFassung angenommen. Hiermit
würde der zweite Punkt der Tagesordnung erledigt sein

Wir kommen nunmehr zum dritten Punkte der Tagesordnung: Autrag der II. Fach¬
commission zu den Spezialetats der Provinzial-Irrenanstalten für die Etatsjahre 1889/91.
Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteVeun. Ich ersuche denselben,seinen Vortrag zu halten.

Berichterstatter AbgeordueterVenn: Meine Herren! Die 11. Fachcommission hat Ihnen
Aenderungenin den Spezialetats der Irrenanstalten nicht vorgeschlagen; sie beantragt vielmehr:

„Hoher Landtag wolle beschließen:
die Spezialetats der RheinischenProuinzial-Irrenanstalten Anderuach, Bonn, Düren,
Grafenberg und Merzig, fowie über die Kosten der Unterbringung von Geisteskranken
in den Privat-Irrenaustalten zu Waldbreitbach, Aacheu, Evernach uud Trier für die
Etlltsjahre vom I. April 1889 bis 31. März 1890 und vom 1. April 1890 bis
31. März 1891"

zu genehmigen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Ich erüffue über diesen Antrag die Diskussion. Es meldet

sich Niemand zum Wort; ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung.
Diejenigen Herren, welche dagegen sind, wollen sich erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen und hiermit die genannten Etats in der vor¬
geschlagenen Form genehmigt.

Wir kommen zum vierten Punkte der Tagesordnung: Antrag der II. Fachcommission zu
dem Spezialetat über die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts von Epileptikern aus der
Nheinprovinz für die Etatsjahre 1889/91. Berichterstatterist der Herr AbgeordneteI)r. Schmidt,
Ich bitte denselben,den Vortrag zu übernehmen.

AbgeordneterDr. Schmidt: Meine Herren! Die Eoinmisfionist dazu gekommen, Ihnen
diese Spezialetats über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von Epileptikern aus
der Nheinprovinz zur Annahme zu empfehlen, und ich »lochte mir nur erlauben, einige sachliche
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Nemcrkuugen zu mache». Es >,n»delt ncl, nämlich darin», daß in Nr, l der Einnahmen ein
Satz von 54 000 M, angegeben ist, der nicht das ganze, was eigentlich zusammenkommt, umfaßt,
sondern nur das, was hier in die Kasse hineinkommt. Es sind nämlich die Beiträge für die
euangelischen Epileptiker darin nicht enthalten, weil dieselben nicht durch die Kasse geheu, sondern
direkt an die Anstalt Bethel bei Bielefeld gezablt werden; deshalb können dieselben hier nicht in
Einnahme und Ausgabe erscheinen. Das zweite, was ich hier bemerken wollte, ist, daß deshalb
auch die Beiträge für die evangelische Anstalt Bethel bei Bielefeld nur 10 000 M, beträgt,
während für die beiden anderen Anstalten der Betrag von 43 »00 M, zwei Mal angefetzt ist.
Das beruht darauf, daß bei Bethel in den Ausgaben das fehlt, was von den Ortsarmenverbänden
und den Angehörigen der Kranken direkt dorthin geschickt wird. Es ist hierbei noch etwas eigen¬
thümlich, was für die 154 Epileptiker, die im vorigen Etat für oie evaugelifche Anstalt notirt
waren, gilt, daß dies eine verhältnisimäßig große Zahl ist. Das ist daraus erklärlich, daß in
die Anstalt in Bethel bei Bielefeld bereits feit einer längeren Reihe von Jahren Epileptiker
geschicktworden sind, die, wenn sie da waren, auch in den meisten Fällen dort blieben, da
der Prozentsatz der Geheilten ein außerordentlich geringer ist, so daß hier, sobald Epileptiker in
die Anstalt gebracht werden, die Zahl fortwährend continuirlich wächst. Daraus folgt, daß
dieser Satz, diese Kosten für Epileptiker voraussichtlich von Jahr zu Jahr wachsen wird nnd daß
wir wahrscheinlich in jedem Landtag eine größere Zahl auf diefem Etat haben werden. Im
Name» der Eommission beantrage ich, den Etat zu genehmige».

Vorsitzender Fürst zu Wicd: Ueber den Antrag der 2. Fachcommission eröffne ich die
Disknssion Es meldet sich Niemand zum Wort; ich schließe die Diskussion und bringe den
Antrag zur Abstimmung. Diejenige» Herren, welche dagegen sind, wolle» sich erheben. — Es
erhebt sich Niemand, folglich ist der Antrag der 2. Facheommission auf Genehmigung des Etats
und der Etat mit demselben «»stimmig angenommen.

Wir gehen weiter zu Punkt 5 der Tagesordnung: Antrag der 2. Fachcommission zu
dem Epezialetllt über die Unterstützung milder Stiftungen, Nettungs-, Idioten- uud anderer
Wohlthätigkeitsanstalten für die Etatsjahre 1889/91. Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete
1),-, Schmidt. Ich bitte denselben den Bortrag zu überuehmen.

Berichterstatter Abgeord»eter I)i-. Schmidt: Auch für diefen Etat beantrage ich im
Namen der Eommission die Genehmigung. Sie finden in diesem Etat eine balancirendc Summe
von 15 000 M. Diese diene» lediglich zur Unterstützung des Vereins für Idioten, welcher sich
in Essen gebildet hat. Das ist eine Anstalt, in welcher sich augenblicklich 132 Kinder befinden,
wovon 25 bis 80 evangelische. Nu» besteht hier in der Rheinvrouinz noch eine zweite Privat¬
anstalt ähnlicher Art, das ist die zu Hephata bei Gladbach Für diese ist i» den: Etat keine
Summe ausgeworfen, n»d zwar einfach deshalb, weil kei» Gesuch dieserhalb an den Provinzial-
landtag gelangt ist.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meiue Herren! Ich eröffne über diefe» A»tmg die
Diskussion. — Der Herr Abgeordnete Eonze hat das Wort.

Abgeordneter Conze: Ich erlaube mir, an den Herr» Landcsdirektor oder a» den Herr»
Landesrath Klansener die Frage zu richten, in welcher Weise die Provinzialverwaltung aus diesem
Funds der euangelischen Anstalt Hephata oder den evangelischen Idioten überhaupt Zuschüsse zu¬
zuwenden gedenkt. Die Entwickelung der Anstalt in Essen ist folgende gewesen, Als der
27. Prouinziallandtag beschloß, die Verpflegung der Idioteu zu fördern, bestand nur eine evan¬
gelische Anstalt, die allerdings auch die Kranke» anderer Eonfessionen aufnahm, immerhin aber
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in ihrer ganzen Leitung eine evangelische Anstalt war; es lag also die Nothwendigkeitvor für
die katholischen Idioten eine neue Anstalt zu gründen. Ich weise hierbei darauf hin, daß die
Art und Weise, in der die Provinzialuerwaltung oder der Landtag damals die Forderung der
Idiotenpflege unternahm, eine andere war, wie sie gegenüber den Irren, Taubstummen und
Blinden bisher geübt wurde; die Anstalten für diese gehören der Provinz, und bei der Benutzung
werden von den Pfleglingen die Wegekosten selbst getragen, sei es von den Kranken selbst, oder
von den dazu verpflichtetenVerbänden, Bei den Idioten und bei den Epileptischenschlug man
einen andern Weg ein; gerade weil bei diesen Kranken eine confessionelle Theilung nothwendig
erschien, hat man auf Errichtung eigner Provinzialanstalten verzichtet, sondern bestehendeAnstalten
benutzt und dieselbendurch Znwenduugen, sei es in Form direkter Beiträge sei es durch Ersatz
von Pflegekosten unterstützt. So sollte auch bei der Verpflegung der Idioten verfahren werden,
und entwickelte sich daraus die Nothwendigkeit,für die katholischen Idioten eine Anstalt zu gründen.
Diesem Bedürfniß hat man zu genügen gesucht, indem ein freier Verein in Essen eine kleine
Anstalt gründete in Verbindung mit der Taubstummenanstalt, für welche der Landtag, da es sich
nur um einen ersten Versuch handelte, 5000 M. gewährte. Als sich das Werk in mäßigein
Umfange gut entwickelte, hat der folgende Landtag 10 000 M. bewilligt, nnd heute wird uns
eine Erhöhung dieser Summe auf 15 000 M, angesonnen. Ich bin durchaus nicht willens diese
Zuwendung zu bemängeln, ich halte sie im gegebenen Falle für nothwendig, aber ich glaube doch,
daß es nothwendig ist, heute schon darauf hinzuweisen, daß aus der freien Liebesthätigkeit dem
jungen Vereine jedenfalls größere Mittel zufließenmüssen als bisher, wenn eine Anstalt geschaffen
werden soll, die der euangelifchenebenbürtig zur Seite steht. Mir liegt eine Eifersuchtgegen den
Verein, der bisher die ganze Summe empfangen hat, durchaus fern. Gott sei Dank kann die
Anstalt Hephata ohne eine solche Zuwendung augenblicklich bestehen, aber wenn man auf die
Sache sieht, muß man dringend wünfchen, daß nun auf der andern Seite diese Zuwendung so
benutzt wird, daß endlich ein Werk zu Stande kommt, wodurch den Kranken reichlich oder doch
genügend gedient werde. Ich habe hier den Etat von Hephata; diese Anstalt ist im Jahre 1860
aus freiwilligenBeiträgen gebaut wordeu und hat 300 000 M, gekostet; davon hat der Iohanniter-
orden 60 000 M. bezahlt, und die übrigen 2<10 000 M. sind aus freiwilligenBeiträgen in Rhein¬
land und Westfalen — es ist eine rheinisch-westfälische Anstalt — aufgebracht worden. Die
Anstalt hat auch fönst noch eine Reihe von Zuwendungen bekommen,sodaß der Zinsertrag aus
Stiftungen für Freibettcn allein ^000 M. beträgt; sie ist aber auch jetzt uur im Stande, ihrer
Aufgabe zu genügen, wenn die freie Liebesthätigkeit reichliche Mittel gewährt. Aus dem Etat
erfehe ich, daß jährlich durch Kollekten netto — die Erhebungskostenwürden also noch hinzu¬
zurechnen sein — 21000 M. aufgebracht wurden, welche es ermöglichten, zu einem mäßigen
Pflegesatzeunbemittelte oder minder bemittelte Kranke aufzunehmen; die Pflegesätze gehen herab
bis auf 200 M., die große Mehrzahl bezahlt nur 216 M. Gerade aus dieser Ziffer werdeu
Sie ersehen, daß große Zuschüsse nothwendig sind, mn den Kranken das zu gewähren, was sie
speziell nöthig haben; und daß diese ärmsten aller Kranken gut verpflegt werden, das ist gewiß
nicht blos Ehristenpflicht sondern Mcnschenpflicht, Ich will Sie mit diesen Zahlen nur darauf
hiuweifen, daß der Verein, welchersich die Pflege der katholischen Idioten angelegen sein läßt,
in die Lage gebracht werden muß, über größere Mittel zu verfügen. Ich will ihnen dicfe
15 000 M. nicht verkümmern, fondern richte nur die bezügliche Frage an die Prouinzialverwaltung,
für den Fall, daß es nothwendig werden sollte, auf diesen Fonds zu Gunsten der Evangelischen
zu recurriren. Ich habe nicht die Absicht, die Summe anch nur um eine Mark zu verkürzen,es
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liegt mir nur daran, der Sache selbst zu dienen und dem Landtage muß daran liegen, daß der
edlen Aufgabe mit voller Kraft von beiden Confessioncn genügt werde; dazu war es nothwendig,
Ihnen Zahlen vorzuführen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ter Herr Landesrath Klausener hat das Wort,
Landesrath Klausener: Meine Herren! Es war im Jahre 188!, als an die diesseitige

Verwaltung die Frage Herautrat, in welcher Weise für die Zukunft das Bedürfniß zur Unter-
bringung, Pflege und Erziehung von Epileptischen uud Idioten befriedigt werden sollte. Die in
dieser Beziehung eingeleitetenVerhandlungen hatte» zur Folge, daß bezüglichder Unterbringung
und Pflege von Epileptikern Verträge abgeschlossenwurden mit der Genossenschaft der Alexianer-
brüder in Aachen und mit der Genossenschaftder Schwestern vom heiligen Kreuz in Rath bei
Düsseldorf, bezüglich der Evangelischenein ähnlicher Vertrag mit dem Vorstande der Anstalt
Vethel bei Bielefeld, Die grundleitenden Gedanken, die diesen Verträgen vorschwebten, bestanden
hauptsächlich dariu, daß die Unterbringung nur danu erfolgen solle, wenn ein öffentliches Bedürfniß
nachgewicfen würde. Unter Zugrundelegung dieses Gedankens wurden auch die Beiträge seitens
der Provinz gezahlt, und so übernahm die Prouinzialverwaltung '/» der Kosten für die Unter¬
bringung der Epileptischen in Nath und Aachenund gleichfalls '/» derjenigen Kosten, die für die
Unterbringung der Epileptischen in Vethel gezahlt werden mußten. Wir haben nun die Anträge
die uns vorgelegt worden sind, nach dieser Richtung hin geprüft und ohne Unterschied der Eonfession
für den Fall, daß ein Bedürfniß vorhanden war, die Einweifuugen in die betreffenden vor¬
genannten Anstalten erfolgen lassen. Wenn nuu der Zufall es gewollt hat, daß in dem Etat
für Epileptischedie evangelische Eonfession mehr berücksichtigt worden ist als die katholische, so
hat Ihnen der Herr Referent bereits mitgetheilt, in welcher äußern Veranlassung der Grund
dafür liegt, daß nämlich von Seiten der katholischen Anstalten nicht so viel Anträge an uns
gelangt sind, als von Seiten der evangelischen. Umgekehrtist das Verhältniß bei dem vorliegenden
Etat für die Idioten. Hier hatte sich nach Ausweis der Ihnen vielleicht bekannten Schrift des
Sanitätsrath Pclmann für die Katholikendas Bedürfniß herausgestellt,eine Anstalt zur Erziehung
und Pflege katholischer Idioten ins Leben zu rufen. Die Hustalt Hephata, die bereits längere
Zeit vor dem Jahre 18«4 ins Leben gerufen war, hatte dem Bedürfniß der Unterbringung und
Erziehuug evangelischer Idioten hinreichendRechnung getragen. Im Jahre 1884 traten nun
einzelne für die in Rede stehende AngelegenheitbegeistertenMänner aus der Provinz zusammen
und bildeten einen Verein zur Erziehung und Pflege katholischer Idioteu, folgend der vorerwähnten
Anregung, die zur Zeit seitens des Direktors Pelman gemachtund die in dem Ccntralblatt für
öffentliche Gesundheitspflegegegeben worden war. Die Mittel fehlten dem Verein und mußten
erst allmälig gesammeltwerden; die Mitglieder bringen heute eine Summe von 8500 M. auf,
ungefähr demfelbenVeitrage entsprechend, der bis dahin von der Provinz jährlich geleistetworden
ist, zumal wenn ich hier noch erwähnen darf, daß in der Idiotenansto.lt in Essen eine Klasse zur
Erziehung uud Pflege von taubstumme,,Idioten eingerichtetist, die sonst in Taubstummenanstalten
auf Kosten der Provinz herangebildetwerden mußten. Meine Herren! Für die Unterstützungder
Anstalt zur Unterbringung und Pflege von Idioten ist stets die Frage des Bedürfnisses und des
öffentlichenInteresses maßgebend gewesen, und wenn diese Voraussetzungen von zuständigen
Organen und sachverständigerSeite als vorhanden anerkannt werden, so müssen auch die zweck¬
entsprechenden Mittel auf öffentlichemWege aufgebracht werden, und die Privatwohlthätigkeit
kann meines Erachtens hierbei nicht in Betracht gezogen werden. Es ist ein anregender Gedanke,
der seitens meines Herrn Vorredners ausgesprochenworden ist und entspringt sicherlich einem
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warmen und wohlwollendenHerzen für unsere gute Sache, aber für Sie fowohl als für die
Centralverwaltung kann mit den schwankenden Mitteln der Privatwohlthätigkeit in dieser Frage
nicht gerechnet werden, es müssen, wenn wir ein öffentliches Bedürfnis; hier anerkannt haben,
auch die Mittel zur Deckung dieses Bedürfnisses öffentliche sein, wir dürfen nicht auf die Privat¬
wohlthätigkeit angewiesen sein. Wenn nun gefragt wird, wie wir in Zukunft uns zu dieser
Frage stellen, so ist dies schon erwähnt worden, es ist uns bisher noch kein Antrag auf Unter¬
stützung von Anstalten für evangelische Idioten zur Entscheidung vorgelegt worden. In Folge
dessen sind die seit 1884 in den Etat eingestelltenMittel zur Unterstützung von Idiotenanstalten
ausschließlich für katholische Idioten verwendet worden. Würde ein solcher Antrag evangelifcher-
seits vorgelegt werden, so würden wir mit demselben Wohlwollen, mit demselben Gerechtigkeitssinn
und demselbenunparteiischenGefühle, mit welchem wir die Frage der Unterbringung katholischer
Idioten beschicdenhaben, auch an die Beurtheilung der Frage hinsichtlichder Erziehung der
evangelischen Idioten herantreten. (Bravo.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteEonze hat das Wort.
AbgeordneterEonze: Ich entnehme der Ausführung des Herrn Landesraths, daß in

diesem Falle ähnlich verfahren werden soll wie bei den Epileptischen,daß also da, wo ein Kranker
aufgenommenwerden soll und die vollen Pflegekosten nicht vorhanden sind, im Unuermögensfalle
die Provinz nach denselbenGrundsätzen eintreten wird, wie es bei den Epileptischen geschieht.
So habe ich den Herrn Landesrath verstanden. Habe ich recht?

(Landesrath Klausener: Ganz richtig!)
Dann werden Sie mit den 15 000 M. nicht sehr weit kommen. Ich wiederhole, ich

habe gar nicht die Absicht, dem katholischen Verein die Summe zu kürzen, möchte aber auf einen
Punkt zurückkommen,worin ich Seitens des Herrn Landesraths mißverstanden zu sein scheine.
Ich bcstreite nicht, daß die Provinzialverwaltung die Pflege der Idioten in richtiger Weise fördert,
wenn sie an dem Modus festhält, welcher bisher bei den Epileptischenin Anwendung gekommen
ist und welcheralso künftig auch bei den Idioten zulässig ist. Aber, meine Herren, was wollen
Sie mit 15 000 M. für die Idioten machen, wenn Sie sich die Zahlen vorhalten, die ich eben
in Bezug auf Hcphata nannte. In Hcphata sind etwa 100 Evangelische aus Rheinland, es
'nützte also nach der Beuülkerungszifferfür die Katholiken eine Anstalt vorhanden sein, die für
400 Kranke eingerichtet wäre. Wenn nun die Anstalt in Hephata für etwa 200 Evangelische
300 000 M. kostet — und die kostet ste —, so mühten Sie für eine Anstalt, in welcher Sie
die katholischen Idioten unterbringen wollen, 600 000 M. haben und außerdem einen Theil der
Verpflegnngskostcnaufbringen. Ich komme immer wieder darauf zurück, dein hohen Landtage
sehr warm ans Herz zu legen, daß, wenn Sie für die Idioten forgen wollen, Sie es dann auch
ganz thun müssen und dem Verein, der sich gebildet hat und der bisher nur 8000 M. jährlich
aus freier Liebesthätigkeitempfängt, die Mittel gewähren müssen, um eine Anstalt zu gründen,
in welcher die Provinz ihre Kranken unterbringen kann. Ich bitte, meine Absicht nicht mißzu-
verstehen,wenn ich die Gelegenheit,wo die Elite der Provinz versammelt ist, benutze,Ihnen die
Fürsorge für Idioten warm ans Herz zu legen, und thue das als Evangelischermeinen katho¬
lischen Mitbürgern gegenüber gern, weil ich weiß, daß, wenn für Leidende meiner Confession
gesorgt werden soll, dieses nur geschehen kann, wenn in erster Linie auch sür die katholischen
Kranken gesorgt ist. Es kann das aber nur geschehen, wenn die Nheinprovinz auch für die
katholifchen Idioten eine solche Anstalt hat, wie sie die evangelischen in Hephata besitzen. Ich
bitte Sie, nehmen Sie in Ihre Heimath das Verlangen und die Absicht mit, für die katholifchen
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Idioten eine große und genügende Anstalt zu gründen; ohne diese ist der Beschluß des Land¬
tages, für die Idioten zu sorgen, ein hinfälliger. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
LandesoircktorKlein: Meine Herren! Ich möchte der Ausführung des Herrn Landes¬

raths Klausener noch erläuternd hinzufügen, daß mein Herr Kollegedie Fürsorge für die Idioten
nicht von der Provinz in die Hand nehmen lassen wollte, sondern nur die Unterstützung von
Vereinen und dergleichen zu diese»! Zwecke. Neides ist wesentlich verschieden. Die unmittelbare
Fürsorge für die Idioten liegt uns nach dein Dotationsgesctzenicht ob, sondern nur die Unter¬
stützung milder Stiftungen, Nettungs- und Idiotcnanstalten. Diesem durch das Dotationsgesetz
geschaffenen Verhältnisse entspricht, was der Herr Abgeordnete Conze eben ausgeführt hat, daß
die freie Liebesthätigkcit vorgehen soll, um zunächst Anstalten zu gründen und alsdann erst bei
der Provinz nachgesucht werden soll.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigert: Als Mitglied des Vorstandes des Vereins zur Pflege und

Erzielmng der katholischenIdioten schließe ich mich dem warmen Appell, welchen der Herr
AbgeordneteConze an die katholischen Bewohner unserer Nheinprouinz gerichtet hat, aus ganze»!
Herzen an und bemerke nur noch das Eine, daß in der That gerade in der letzten Zeit die freie
Liebcsthätigkeit nicht nur der katholischen, sondern auch eines Theils der evangelischen Bewohner
unserer Provinz sich unsere»! Verein in dankenswerthcrWeise mcbr zugewendethat als früher,
und daß wir gegründete Hoffnung haben, daß sich auch ferner die Wohlhabendenin der Provinz,
wenn wir erst einmal eine ordentlicheAnstalt haben, derselben annehmen und eine offene Hand
für ihre Bedürfnissehaben werden. Ich glaube, daß der Appell des Herrn AbgeordnetenConze
und sein Grundsatz, daß die freie Liebcsthätigkeitdiese Sache in die Hand nehmen muß uud die
Provinz nur subventionirenkann, bei den Bewohnern unserer Provinz auf sehr fruchtbarenBoden
fallen wird (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht noch Jemand das Wort? — Da sich Niemand
mehr zun, Worte gemeldet hat, so frage ich den Herrn Berichterstatter, ob er noch sprechen will.

Berichterstatter AbgeordneterDi-, Schmidt: Ich verzichte auf das Wort.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Dann schließe ich die Diskussion und bringe den Antrag

der Commissionzur Abstimmung,da kein weitererAntrag gestellt worden ist. Ich bitte Diejenigen,
die gegen den Antrag sind, sich zu erheben. — Ls erhebt sich Niemand, folglich ist der Antrag
der Commissioneinstimmigangenommenund der Etat bewilligt.

Wir kommen nnnmehr zu dein Antrage der I, Fachcommissionzn dein Spezialctat für
die Verwaltung der Angelegenheitender niederen landwirtlifchaftlichenSchulen, sowie für die
Unterstützung sonstiger landwirthschaftlicherZwecke für die Ctatsjahre 1889/91. Berichterstatter
ist der Herr AbgeordneteWcidcnfeld. Ich ersuche den Berichterstatter vorzutragen.

Berichterstatter AbgeordneterWeidenfeld: WünschenSie, daß die Positionen verlesen
werden? (Stimmen: Nein!)

Der Antrag der I. Fachcommission lautet:
„Hoher Prouinziallandtag wolle den vorbcnannten Spezialctat genehmigen."

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diescu Autrag die Diskussion. — Es
meldet sich Niemand zum Wort, dann schließe ich die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung.
Ich bitte diejenigenHerren, welche dagegen sind, sich zu erheben. — (Es erhebt sich Niemand.)



Der Antrag ist einstimmig angenommen. Wir kommen nun zum nächsten Punkt der
Tagesordnung: Antrag der Hl, Fachcommission zn den beiden Untcretats ^ und v des Svezial-
etats der Provinzialstraßenuerwaltung pro 1889/91. Berichterstatter ist Herr Graf von Beisfel.
Der Herr AbgeordneteGraf von Veissel ist heute wegen dringender Geschäfte verhindert und hat
mich deshalb um Urlaub gebeten Der Herr AbgeordneteKattwinkel, Vorsitzender der Hl Fach¬
commission, wird die Güte haben an seiner Stelle das Referat zu übernehmen,

AbgeordneterKattwintel: Meine Herren! Die III. Fachcommissionhat die beiden
Unteretats ^ und I) der Provinzialstraßenverwaltung für 1889/91 eingehendgeprüft und schlägt
Ihnen vor:

„Hoher Provinziallandtag wolle den Unteretat ^, für die Verwaltung und Unter¬
haltung der Provinzialstraßen, sowie den Unteretat I) für die Verwendung des Fonds
zur Unterstützungdes Gemeinde-und Kreis-Wegebauesmit der Maßgabe genehmigen,
daß dem nächsten Provinziallnndtage bezüglich der Verwendung der im Etat zur
Unterstützungdes Kreis- und Lommnnal-Wegebauesvorgesehenen Mittel eine besondere
Vorlage gemachtwerde."

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion.— Es
meldet sich Niemand zum Worte, ich schließe die Diskussionund bringe den Antrag znr Abstimmung.
Ich bitte diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich zn erheben.— Der Antrag der Fach¬
kommissionund die Unteretats ^ und O und sonnt sämmtliche Etats der Provinzialstratzen-
verwaltnng sind einstimmiggenehmigt.

Wir gehen nun über zum Bericht und Antrag der I. Fachcommission, das neue Reglement
der Prouinzial-Feuer-Socictcit betreffend. Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteMichels, ich
bitte denselben,das Referat vorzutragen.

Abgeordneter Michels: Meine Herren! Als Referent der I. Fachcommifsionbeehre ich
mich dem hohen Hause Folgendes vorzutragen. Das Reglement hat im Schoße der Commission
in Anwesenheit verschiedenerMitglieder des Provinzialausschusses, des Herrn Landesdirettors
und des Herrn Direktors der Feuer-Societät der Wichtigkeitder Sache entsprechend, eingehende
Berathung erfahren, und kann ich erklären, daß die Porlage des Ausschusses in ihren Haupt¬
punkten die volle Zustimmung der Commission gefunden hat. Das Referat des Herrn Ober¬
bürgermeisters Becker, welches derselbe ihnen als Referent des Ausschusses hier erstattet hat, hat
den Provinziallandtag vollständig unterrichtet, sowohl über die Bedenken, welche die Königliche
Staatsregierung hinsichtlich des von Ihnen in der letzten Session beschlossenenReglementsgeäußert
hat, als auch über diejenigen Veränderungen, welche in Folge der Nescripte der Herren Minister
der Finanzen und des Innern vom 8. November 1888 und des Herren Oberpräsidenten der
Rheinprovinz, dem Ausschuß erforderlich und angemessen erschienensind. Zum weitaus größten
Theile sind die Bedenkender vorgesetzten Instanzen in dem verändertenIhnen zur Beschlußfassung
heute vorliegenden gedruckte,; Entwürfe berücksichtigt worden. Bei dieser Sachlage kann ich mich
wohl enthalten, in eine allgemeineBesprechungdes Reglements einzugehenund darf mich darauf
beschränken, diejenigen Abänderungsvorschlägezu begründen, welche sich als Eommissionsanträge
darstellen, und deren Wortlaut auf Grund der GeschäftsordnungIhnen gedruckt zugegangenist,

(Stellvertretender VorsitzenderGeh, Iustizrath Adams übernimmt den Vorsitz.)
Ich erlaube nur dabei die Reihenfolge der Paragraphen des Entwurfes festzuhalten,und

würde ich mir den unmaßgeblichenVorschlagerlauben, daß das hohe Haus über die einzelnen
Abänderungsvorschläge,wie sie Ihnen vorgetragen werden, befinden und fofort Beschlußfasse,,
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möge Ich glaube, dieses würde wohl im Interesse der Verhandlungen liegen. Wenn Sie sich
mit diesem Vorschlageinverstandenerklären, so will ich mir zunächst gestatten darauf hinzuweisen,
daß als erster Vorschlag der Commissionsich der Antrag auf Abänderungder seitherigen Geschäfts¬
firma ergiebt. Die Anregung, welche aus dem hohen Hause ergangen ist und der Wunsch der
Commission eine Verdeutschung der fremden Ausdrücke eintreten zu lassen, hat Veranlassung
gegeben,bei Ihnen den Antrag zu stellen,daß Sie statt der bisherigen Benennung „Rheinische
Provinzial-Feuer-Societät" die Bezeichnung „Rheinische Prouinzialanftalt für Feuerversicherung"
beschließen wollen. Wenn der Proviuziallandtag diesem Vorschlageauf Abänderung der Geschäfts-
firma zustimmen sollte, so entsteht damit naturgemäß die Nothwendigkeit einer Durchsicht der
Vorlage in sprachlicherBeziehung, Ihre Commission beantragt daher weiter, daß Sie den
Provinzialausschuß beauftragen mochten, diejenigenredaktionellenbezw. fpwchlichen Aenderungen
eintreten zu lassen, welche durch den Beschluß des hohen Hauses erforderlichwerden. Dieser
Antrag wird wohl ganz unbedenklich sein, weil Sie ja nach Lage der Sache wohl dem Provinzial¬
ausschuß die Vollmacht ertheilen müssen, an Stelle des Prooinziallcmdtagesselbst sachliche Aende¬
rungen in dem vorliegendenReglement zn beschließen, welche zur Crlangung der staatlichen Geneh¬
migung erforderlichsein werden. Ihre Commission hat mit der vorbereitenden Erledigung der
Durchsicht in sprachlicher Beziehung einige Commissionsmitgliederbeauftragt, welche unter Mit¬
wirkung des Herrn Regicrungsrathes Seul sich dieser Aufgabe unterziehen werden, dabei aber
glauben, von dem Grundsatzeausgehen zu sollen, daß alle versicherungs- technischenund juristischen
Bezeichnungenbeizubehaltensein werden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Instizrath Adams: Meine Herren! Cs ist
der erste Gegenstand, womit Sie sich zu beschäftigen haben, sich darüber schlüssig zn werden, ob
die Ueberschriftin „NheinischeProuinzialanftalt für Feuerversicherung"umgeändert werden soll.
Ich stelle dies zunächst zur Diskussion. Herr Geh. Negierungsrath Seul hat das Wort.

Direktor der Provinzial-Feuer-Societät Geh. Regierungsraty Seul: Meine Herren! Für
den Vorschlag der Commissiondie Firma der Provinzial-Feuer-Societät dahin abzuändern, daß
es statt „Rheinische Prouinzial-Feuer-Societät" „Rheinische Prouinzialanftalt für Feuerversicherung"
heißen soll, ist lediglich der Grund geltend gemacht worden, daß man Fremdwörter soweit als
möglich vermeiden nnd sie durch gute deutsche Wörter ersetzensoll. So große Wichtigkeitman
auch derartigen Bestrebungen aus vielen Gründen beizulegenvermag, so bin ich doch der Meinung,
daß in dem vorliegendenFalle sehr wichtige Gründe für Beibehaltung der seitherigen Bezeichnung
sprechen. Ich habe mir schon neulich erlaubt, darauf hinzuweisen, daß der Begriff der Feuer-
Societät eine ganz bestimmte Kategorie von Versicherungsanstaltenumfaßt, daß man unter Feuer-
Societät im Gegensatz zu allen anderen Versicheruugsgesellschafteu, diejenigen Versicherungsanstalten
versteht, die von der Landesgesetzgebungins Leben gerufen sind, die von öffentlichen Beamten
verwaltet werden, die unter behördlicher Aufsicht stehen und die nicht den Zweck haben, Geld für
andere, für dritte Personen zu verdienen. Diese sogenannten öffentlichenFeuerversicherungs-
cmstllltcn heißen Feuer-Socictäteu; ihuen gegenüber stehen die Privatversicherungsgesellschaften,die
ihre Entstehung der Initiative des privaten Unternehmungsgeistesverdanken und die als kauf¬
männischeGeschäftebetrieben werden. Meine Herren! Der Name Feuer-Societät stammt aus
der Gesetzgebung Friedrichs des Großen, er ist seitdem in allen Provinzen Preußens für öffentliche
Anstalten üblich geworden, er besteht heute noch in allen Provinzen und obschonin den letzten
Jahren aus Anlaß der Einführung der neuen Provinzialordnungen grühtcntheils Abänderungen
der Feuer-Cocietäts-Reglcmentsstattgefundenhaben, so hat man doch nirgendwo versuchtund ist
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nirgendwo dazu übergegangen, den Namen „Feuer-Societät" abzuändern. Auch unsere Societät
trägt diesen Namen länger wie 50 Jahre und ich glaube, daß kein sachlicher Grund vorhanden
ist, an diesem Namen eine Aenderung eintreten zu lasieu, Es sind aber auch noch geschäftliche
Bedenken, die diesem Beginnen entgegenstehen. Meine Herren! Die Feuer-Societät treibt ja
gewissermaßenauch Geschäfte, der Name Feuer-Societät ist ihre Firma, eine gute Firma hat
ihren guteu Werth, sie wird von Generation zu Generation vererbt, man ändert sie nur, wenn
es nothwendig ist. Zier ist aber eine Nothwendigkeitdieser Art bisher in keiner Weise erkennbar
geworden. Die Leute iu der Proviuz wissen, was die Feuer-Societät ist, sie kennendas Institut
unter dem Namen Feuer-Societät. Wolleu Sie jetzt diesen Namen ändern, gleichzeitigmit
dem Erlaß des neuen Reglements, so werden Sie unzweifelhaft eine gewisse Verwirrung in die
Meinung der Bevölkerung bringen und diese Verwirrung wird nun dazu führen, uns Feinde zu
machennnd uus Abbruchzu thun. Deshalb möchte ich sehr dringend bitten, daß man an diesem
Namen festhält. Die Feuer-Societät hat dicfcu ihren Namen über 50 Jahre lang in Ehren und
mit Erfolg getragen, und ich hoffe, sie wird ihn ebenso noch weiter tragen. Ich bitte Sie
dringend, lassen Sie es bei dem bisherigen Namen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteIanhen hat das Wort.
Abgeordneter Ianßcn (Vurtfcheid): Meine Herren! Ich bekenne mich sehr gern als

Freund der Sprachreinigung, aber ich befleißigemich, es mit Maß und Vernunft zu sein. Denn
wie alles, was im Leben zu einem gedeihlichen Ende führeu soll, mit eiuer gewisse» Beschränkung
angestrebt werden muß, so wird es auch hier heißen müssen! 8it muäus in reuus. Man darf
auch auf diesem Gebiete nicht alles auf einmal und bis in die äußersten Konsequenzenerreichen
wollen. Wenn Sie von den Fremdwörtern, die sich in unserem offiziellenSprachgebrauchund in
unserer Umgangssprache vorfinden, das Ueberflüssigeund Uebertriebeneausmerzen wollen, kann
man ja damit einverstanden sein; wenn aber diese Neinignngsmaßregel soweit gehen soll, daß
diejenigen Fremdwörter, welche sich bei uns völlig eingebürgert haben und in die sich alle Welt
eingelebt hat, rücksichtslos beseitigt und durch unverfälscht deutsche Ausdrücke ersetzt werden, ja,
meine Herren, dann riskiren Sie, daß Ihr Vorgehendem Humor verfällt, und, was noch schlimmer
ist, daß Sie hier und da Wörter für die ersetzenden Fremdwörter anwenden, die sich mit dem
letzteren dem Sinne nach nicht vollständig decken, so daß nothwendigerweiseeine Verwirrung
entstehenmuh. Dann, meine Herren, ist es auch keineswegsgeschmackvoll, für jedes in uuferen
SprachgebrauchherübcrgenommeneFremdwort ein urdcutschcsWort zu setzen.

Die Schönheit und Mannigfaltigkeit des Ausdruckes wird durch folchen Reinigungs¬
fanatismus uuzweifelhaftbeeinträchtigt. Was nun den hier verurtheilten Ausdruck„Societät"
anbelangt, so hat der Societätsdirektor bei anderer Gelegenheitund auch heute wieder mit allem
Recht darauf aufmerksam gemacht, daß sich damit der Begriff des uuter behördlicherAufsicht
stehenden Versicherungswesensim Gegensatz zu den Privatversicherungsgesellschaftenverbindet.
Glauben Sie doch nicht, meine Herren, daß, wenn Sie den Beschlußfassen, das Wort „Societät"
zu entfernen, dasfelbcim Pnblikum und aus den Akten des Ministeriums des Innern verschwinden
wird. Sie werden höchstens erreichen,dsß man, um die Sache uach allen Seiten hin verständlich
zu erhalten, hinter den, verdeutschten Worte noch den Ausdruck „Societät" in Klammernerscheinen
läßt. Bestehen Sie daraus, das Wort Societät zu ändern, so ergiebt sich daraus die Consequenz,
wie in dein Referate bereits angedeutet ist, daß Sie auf dem betreteuen Wege weiter gehen
müssen. Dann wird aus dem Direktor der „Gefammtleiter", aus den, Inspektor der „Beauf¬
sichtiger", aus dem Reglement die „Ordnung", aus der Requisition ein „Ersuchen", aus der
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Revision eine „Nachsicht" u, s w. Sie vertiefen sich so in ein Unternehmen, dessen Verfolg
man nicht ohne Lächeln wird beobachten können, Darnm meine ich, wir lehnen den Vorschlag
der Commission auf sprachliche Aenderung des Reglements ab und bleiben bei den allbekannten
und allgemein verständlichen Ausdrücken, wie sie die Vorlage enthält. Ich möchte hier mit dem
Kaiser Franz sagen: „Lassen wir's halt beim Alten!"

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Quack hat das Wort,
Abgeordneter Quack: Meine Herren! Ich verstehe wohl die Pietät, mit welcher man an

dem Worte Societät hängt, lind würde in keiner Weise vorschlagen, daß Aenderungen hier ein¬
treten, wenn nicht eine Aenderung im Weseu der Societät eingetreten wäre. Ich glaube wohl,
daß die Commission recht hatte zu erwägen, ob das Wort Societät jetzt noch fortgeführt werden
könne, oder ob ein anderes Wort an dessen Stelle treten solle, was als gutes deutsches Wort
gelten kann. Bis dahin war das, was eristirte, eine wirkliche Societät, eine Gesellschaft auf
Gegenseitigkeit, also eine Versicherung auf Gegenseitigkeit, wo die Prämien nicht feste sind, wo
die Beiträge nach Bedürfniß geleistet wurden, und wo Nachschüssemöglich waren. Dieser rechtliche
Zustand ist durch das Reglement geändert worden, und es enstirt meines Crachtens keine Genossen¬
schaft mehr von Versicherten, die früher vorhanden gewesen ist. Os ist keine Genossenschaft von
Versicherten, sondern es ist einfach eine Anzahl von Personen, welche in einem einfachen Vcrtrags-
uerhältnisse, in einem Versicherungsuertmgsverhältnisse gegenüber der früheren Societät steht nnd
stehen wird. Was jetzt vorhanden ist, ist nach meiner Meinung eine Versicherungsanstalt, und
zwar eine Versicherungsansialt der Provinz. Augenblicklich werden uud sollen ja alle Verträge
so abgeschlossen werden, daß keine Nachschüsse zu liefern sind, daß nur feste Prämien, feste
Beitrage gegeben werden. Dann, meine Herren, ist die Societät nicht mehr vorhanden und der
Gegensatz zur Privatfeuerucrsicheruugsgesellschaft ist uicht mehr der, daß die eine eine öffentliche,
die andere eine private ist, sondern die Privatversicherungsgesellschaften nennen sich ganz richtig
Gesellschaften, weil sie eine Genossenschaft von Versicherern, nicht aber von Versicherten sind.
Die Privatuersichernngsgcsellschllfteu sind gebildet von Aktionären, welche ihr Kapital zusammen¬
schießen und welche als Genossenschaft das Versichernngsqeschäft betreiben. Augenblicklich betreibt
uun die Societät nicht mehr das Geschäft als Genossenschaft, fondern nur als Anstalt der Provinz.
Aus diesem Gesichtspunkt, glaube ich, deckt sich der Name Rheinische Provinzialanstalt für Feuer-
versicheruug vollständig mit dem jetzigen rechtlichen Wesen der Anstalt, Deshalb kann man das
Bedenken nicht haben, daß man hier den Namen fortnimmt, weil der alte Name nicht fchön
klingt. Ich meine, daß man den Namen, der mit ihr bestanden hat und mit ihr fortbestehen
würde, wenn es eine Genossenschaft geblieben wäre, verändert, weil das Wesen der Anstalt ein
ganz anderes geworden ist. Deshalb glaube ich, daß das Bedenken, was die Herren vorgeführt
haben, nicht durchschlagend sein kann, wenn man wirklich einen deutschen Namen wählen will,
und ob dieser deutsche Namen gut ist, gebe ich anheim. Ich glaube, daß der Name sich gut
mit dem Wesen der Anstalt deckt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Schwitz hat das Wort.
Abgeordneter Tchmitz: Meine Herren! Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Ianhen sagen,

daß man sich immer mehr bestrebt, Fremdwörter zu suchen als wegzuschaffen, und halte dafür,
daß es viel richtiger ist, wenn wir uns ^bestreben diese Fremdwörter auszumerzen. Man will sich
oft groß und gelehrt zeigen, daß man solche Fremdwörter gebraucht, welche wir Landwirthe oft
kaum verstehen können. Ich würde meinem früheren Antrage gemäß das Wort Prouinzial-
Fcuerversicherung lieber haben, möchte mich aber auch jetzt dem Antrage der Commission anschließen,
welche diesen meinen früheren Antrag wieder aufgenommen hat.
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Abgeordneter Graf Brühl: Meine Herren! Der Zerr Geheimrath Seul hat in so
warmen Worten den alten Namen Societät vertheidigt, daß ich glaube, es ist gewissermaßenein
Zeichenvon Dankbarkeit und Anerkennungfür die alte Verwaltung, wenn wir heute uns gegen
den Antrag der Commissionaussprechenund es bei dein alten Namen lassen. Es wird mir zwar
sehr schwer, diesen Antrag zu stellen, weil ich im Ganzen auch sehr für die Verdeutschungbin,
und weil wir ein deutsches Wort für Societät haben, wie auch hervorgehoben ist. Es ist zu
wünschen, daß wir alle solche Ausdrückewählten, die von denen verstanden werden, welche wir
vertreten. Es ist nicht wahr, daß diese Ausdrücke verstanden werden; es ist nicht richtig, daß
diese Ausdrückeiu das Volk übergegangen sind. Das wird man alle Tage gewahr, wenn man
sieht, wie diese Ausdrücke in den Beschwerden ganz barbarisch umgedreht und falsch gebraucht
werden. Ich hätte mich gewünscht, daß die Commissionetwas gründlicher aufgeräumt hätte, als
es mit dem Ausdruck Societät geschehen ist. Es kommen im ganzen Reglement so viel Fremdwörter
vor, daß ich es gern gesehen hätte, daß man sich nicht auf das eine Wort beschränkt hätte. Ich
hätte gewünscht, daß man in dem Reglement noch mehrere Aenderungengemacht hätte, aber die
Geschäftslage des hohen Hauses spricht nicht dafür; wir konnten uns später damit befassen.
Deswegen stelle ich den Antrag, daß wir es bei der Fassuug, wie ihn der Proninzialausschuß
vorschlägt, belasseu.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteVloem
hat das Wort.

AbgeordneterVloem: Meine Herren! Wenn es sich um Schaffung einer neuen Anstalt
handelte, würde ich den Ausführungen des Herrn AbgeordnetenQuack beitreten. Das ist nicht
der Fall, und ich glaube, der Abänderungsantrag ist von so geringer Bedeutung, daß wir nicht
darauf einzugehenbrauchen. (Zustimmung.) Aber, meine Herren, wenn wir einmal die Puristen
spielen wollen, so hat der Herr AbgeordneteGraf Brühl vollständig recht; dann sehen Sie sich
den 3, 1 an, welchervon Fremdwortern wimmelt, Da heißt es gleich am Anfang: Reoidirtes
Reglement, und am Schluß: die Societät hat die Rechte einer priuilegirten, öffentlichenKorpo¬
ration; da haben Sie gleichviel Fremdwörter. (Heiterkeit) Ja, wenn die Herren so germanisircn
wollen, würde ich Sie auch gebeten haben, Ihr Augenmerkauf diefe Worte zu richten. Nebenbei
gestatte ich mir die Bemerkung, daß ich nicht verstehe, was eine priuilegirte öffentlichrechtliche
Korporation ist.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Geheimrath Seul
hat das Wort.

Geheimrath Seul: Meine Herren! Ich wollte auch den Ausführungen des Herrn Abge¬
ordneten Quack gegenüber dasjenige bemerken, was der Herr Abgeordnete Bloem gesagt hat.
Von einer Abänderung des Grundcharakters der Societät ist in dem neuen Reglement absolut
gar keine Rede; (Widerspruch)mir ist es ganz unverständlich,worauf man eine solche Behauptung
begründen will. Wenn Sie den §. 1 lesen, so steht ausdrücklich:die auf Grund des revidirtcn
Reglements vom I. September 1852 (Ges.-Sammlung S. 653) in der Rheinprovinz unter dem
Namen „RheinischeProuinzial-Feuer-Societät" bestehende öffentliche Societät ist eine Provinzial-
«nstalt, welche Gebäude und bewegliche Gegenstände nach Maßgabe der Bestimmungen dieses
Reglements versichert." Die Societät ist also auch nach dem neuen Reglement ganz dieselbe,
welche sie bisher gewesen ist, und den Vermerk irgend einer Abänderung, der zu der entgegen¬
gesetzten Auffassung hätte Anlaß geben können, finde ich in dem Reglement nicht; er ist meines
Wissens nicht in demselben enthalten. Was die Bemerkung des Herrn Abgeordneten Vloem
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bezüglich der Privilegium öffentlichen Korporation betrifft, fo innß ich bemerken, daß dieser Aus¬
druck in alle» Statuten der Proumzial-Feuer-Societäten steht. Ich vermuthe deshalb, daß es ein
juristischer Ausdruck des Allgemeinen Landrechts ist.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Berichterstatter hat
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine Herren, ich muß die Commission gegen
die Vorwürfe, die ihr im Plenum gemacht worden sind, in Schutz nehmen. Der Herr Abgeordnete
Ianßen hat gesagt, wir wollten fanatisch und radikal verfahren. Die Commission hat dieses
keineswegs befürwortet, im Gegentheil habe ich ausdrücklich gesagt, daß die juristischen und tech¬
nischeil Vcrsicherungsausdrücke beibehalten werden sollen. Ich habe ferner gesagt, daß dafür zu
sorge» sei, wenn Sie dem Antrage zustimmen, daß das Statut auf die Svrachremigimg rcvidirt
werden muh. Also trifft auch der Vorwurf des Herrn Abgeordneten Bloem nicht zu. Was den
Commissioiisantrag betrifft, so liegt mir die Pflicht ob, denfclben zu vertheidigen, ich halte den¬
selben für richtig und bitte um Ihre Zustimmung.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Meine Herren! Wir kommen
zur Abstimmung über den Antrag, die Überschrift „Rheinische Provinzial-Fcuer-Societcit" in
„Rheinische Prouinzialanstalt für Feueruersicherimg" zu vercmder». Diejenigen Herre», die
dafür siud, wollen sich erheben. (Geschieht.) Das ist die Minorität. Damit fällt auch der
andere Antrag, der event, gestellt ist. Ich bitte den Herrn Berichterstatter in seine,» Referat
fortzufahren.

Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine Herren! In §. 14 Nr. 5 hat sich ein
Druckfehler cingcschlichen, indem es statt „Kasseneintheilung" „Klasseneintheilung" heißen muß.
Die Commission hat diesen nn und für sich unwesentlichen Punkt zu Protokoll genommen, damit
er in der Corrcctur Berücksichtigung findet.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich glaube, daß hierüber eine
Debatte nicht beliebt wird; es ist eine Berichtigung, die sich von selbst versteht. Der Herr
Berichterstatter möge daher fortfahren.

Berichterstatter Abgeordneter Michels: Naturgemäß haben die wesentlichsten Punkte der
Berathung im Plenum der vorigen nnd in der gegenwärtigen Session sowie in der Commisn'o»
die §H. 21—23 dargeboten. Die Commission hat nach reiflicher Erwägnng einstimmig beschlossen,
dem hohen Landtage die unveränderte Annahme dieser Paragraphen zu empfehle». Zu §. 21
erklärt die Commifsio» ausdrücklich, daß sie den Schlußsatz „der Reservefonds ist bei der Landcs-
bllnk rentbar anzulegen", als sachgemäß und richtig anerkannt und um so weniger Bedenken trägt,
Ih»e» die Aufrechterhaltung dieses Schlußsatzes zu empfehle», als die Anordnung der Höhe des
Zinsfatzcs für den Fonds in jedem Jahre bei der Ctatsaufstelluug dem Provinziallandtage laut
8. 1'> des Statutes vorbehalten ist.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Freiherr
von Loö hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Loö: Meine Herren! Ich erlaube mir, den Antrag zu stellen,
der Prouinziallandtag wolle beschließen, in §, 21 des Reglements für die Rheinische Provinzial-
Feuer-Societät die Worte „bei der Landesbank" zu streichen und zwar aus folgenden Gründen:
deiner Ansicht nach stehen diese Worte sowohl mit dem Geiste unserer Prouinzial-Feuer-Eocietät
ime auch mit dem Nescripte des Herrn Ministers in Widerspruch. Meiue Herren! der Herr
dunster hat m seinem Rescript vom 8. November, welches hier in den Motiven des Referats
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angezogen ist, es abgelehnt, daß die Zinsen des Reservefonds dem Prouinziallandtag gegen Ueber¬
nahme der Gefahr der Nachzahlung, falls der Neferucfonds nicht ausreicht, zur freien Verfügung
überwiesen werden sollen und hat sich dabei dahin ausgesprochen — ich will es nicht ganz vor¬
lesen —, daß diese Zinsen immer nur wieder im Interesse der Versicherten zu verwenden seien.
Das, meine Herren, entspricht vollständig dein Geiste unserer Societät Die Rheinische Feuer-
Societät ist eine Gegenseitigkcitsg^sellschaft, in der ein Gewinn nach keiner Seite hin gemacht
werden soll, in der einfach durch die Prämien soviel gezahlt werdeil soll, als für die Deckung der
Brandschäden, für die Verwaltungskosten und für die Unterhaltung eines entsprechenden Reserve¬
fonds nothwendig ist. Weiter darüber hinaus sollen Prämien nicht gezahlt werden und nach keiner
Seite hin ein Gewinn für irgend Jemand erzielt werden.

Ergiebt sich in Folge zu hoher Prämien ein bedeutender Ucberschuß, so wird derselbe
zurückgezahlt, weil die Versicherten ja die Berechtigten sind. Nun wird aber durch diese Worte
in Z. 21, der Reservefonds ist bei der Landesbank rentbar anzulegen, eine damit im Gegensatz
stehende Vestimmnng getroffen. Wenn die Provinzial-Fener-Socictat ihren Reservefonds selbst¬
ständig verwaltet, so wird sie mindestens den landläufigen Zinsfuß erzielen, vielleicht sogar, wenn
sie einmal gute Papiere sich angeschafft hat, einen höheren Zinsfuß als den landläufigen bekomme».
Wird der Nefervefonds aber bei der Landcsbank angelegt, fu wird die Landesbank ihr den Zinsfatz
für Depositen, vielleicht 2°/°, höchstens 2'/«"/<> zahlen. Sie wird also mindestens ein Prozent
verlieren, ein Prozent verlieren sage ich, zum Nachtheil der Versicherten, zum Nachtheil der einzig
Berechtigten, zu Gunsten allerdings der Provinz, die vielleicht in irgend einer Weise diese Gelder
zu audcrcn Zwecken verwenden kann. Nun konnte man ja vielleicht sagen, in 8> 23 soll die
Provinz eine gewisse Garantie übernehmen für den Fall, daß die Prämien und der Reservefonds
bei unvorhergesehenen größeren Unglücksfällen nicht ausreichen würde». Wen» das der Fall wäre,
da»n würde allerdings mit anderen Worten bei der Provinz wieder ein kleinerer Reservefonds
angesammelt werden, dann würde die Provinz die Zinsen zu ihreu Zwecken verwenden, oder
könnte sie rentbar anlegen und müßte dann später gewissermaßen mit diese,» Reservefonds bei
größere» Unglücksfällen eintreten.

Aber der §. 23 bestimmt dies nicht in dieser Weise, sondern er lautet:
„Sollte in Folge außergewöhulicher Unglücksfälle die Societät die ihr obliegenden

Zahlungen, selbst nach Aufwendung des Reservefonds, aus eigenen verfügbaren Beständen zu
leisten anßer Stande sein, so werden die erforderlichen Beträge der Societät aus Mitteln der
Landesbcml darlehnsweise vorgeschossen. Ein derartiger Vorschuß ist aus den nächsten sich ergebenden
Ueberschüssen zurückzuerstatten."

Also, meine Herren, die Provinz schenkt nichts, sondern sie ist nur verpflichtet, ein
Darlehen zu geben. Die Landcsbauk bildet gewissermaheu nur den Banquier, den Darlehnsgeber,
bei dem die Societät ihre Gelder entnimmt, um das Loch, das augenblicklich entstanden ist, zu
stopfen. Später muh die Societät es zurückcrstattcu Also wie gesagt, die Provinz übernimmt
durchaus keine Garantie; pure schenkt sie der Societät absolut gar nichts. Die ganze Natur der
Societät ist durchaus uicht alterirt. Es ist ganz dasselbe Verhältniß wie früher; es ist die reine
Wohlthätigkeitsanstalt, in der zu Gunsten der Versicherten gearbeitet wird uud niemand anders
als diese Vortheil haben soll, was aber der Fall sein würde, wie ich eben ausgeführt habe, wenn
die Worte „bei der Landesbank" stehen bleiben würden. Dann würde die Societät mindestens
1°/° jährlich an ihrem Reservefonds verlieren, und da das, wie gesagt, der Natur der Societät
widerspricht, da es zum Nachtheil, was ich ausdrücklich betonen will, der Versicherten gereicht,
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für welche diese Gelder zu verwenden sind, und da es mit dem Restript, mit dem Geiste des
Reskrivts des Herrn Ministers inhaltlich im Widerspruchsteht, so gestatte ich mir den Antrag zu
stellen, den ich mir Eingangs vorzulesenerlaubt habe.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Courth
hat das Wort.

AbgeordneterCourth: Meine Herren! Ich habe bei der ersten Lesung in der früheren
Verhandlung ebenfalls den Staudpunkt des Herrn Abgeordneten Freiherrn von Loö vertreten.
Ich halte denselben prinzipiell auch heute noch für richtig. Ich habe mich aber überzeugenlassen,
daß überwiegendpraktische Gesichtspunkte bestehen, welche die gegenwärtigeBestimmung erheischen.
Ich werde daher heute für die Fassung des Entwurfs stimmen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh, Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Becker
hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Ja, meine Herren, wenn die ursprüngliche Fassung des Aus¬
schusses, wie sie Ihnen vorgelegt ist, hier noch angegriffen wird, dann nmh ich als alter Referent
des Ausschusses aus dein Grabe aufstehenund muh die alte Fassung des Ausschusses vertheidige!'.
Ich glaube, daß überwiegendeGründe der Zweckmäßigkeit,die vielleicht doch auch dem jetzigen
Herrn Antragsteller nicht in ihrem vollen Umfangebekannt gewesen sind, entschiedendafür sprechen,
die Vorlage, wie sie Ihnen vom Ausschußgebrachtist, auch hier zu genehmigen. Meine Herren!
Der Antragsteller sagt zunächst, sie wäre der Ministerialbestimmung entgegen. Ja, meine ver¬
ehrten Herren, diefe Bestimmung hat aber in dem ersten Entwurf gestanden; sie hat dein Herrn
Minister vorgelegen und ist in keiner Weise von ihm bemängelt worden; das ist doch höchst
auffällig. Sie haben diese Bestimmung in dem ersten Entwurf mitgenchmigt; es ist auch hier
kein Bedenken dagegen erhoben, und die Aenderung, die inzwischen im Reglement vorgenommen
ist, ist eigentlich nach meiner Auffassung von keiner entscheidenden Bedeutung für diese Frage.
Es fehlt deshalb eigentlichan jedem äußeren Grunde, warum jetzt mit einem Male diese Bestimmung
geändert werden soll. Die Bestimmung kann bestehen bleiben mit demselben Recht bei der
ursprünglichenFassung des Reglements, wie bei der jetzigen Fassung Jedenfalls ist sie in der
Ministerialinstllnz in keiner Weise bemängelt worden. Das ist der eine Grund. Nun, meine
Herren, ist es doch bei einer conscquenten Verwaltung logisch und richtig, daß man die gleich¬
artigen Dinge auch gleichartig behandelt. Es werden aber sämmtlicheReservefonds, welche die
Provinz besitzt, mögen sie für Straßenbauten u, f. w. gefammelt sein, oder aus Polizcistrafgeldern
bestehen, oder Fonds irgend welcheranderer Art sein, bei der Landesbank angelegt. Es müssen
also entscheidende Gründe vorhanden sein, welche in diesem Falle eine Ausnahme rechtfertigen;
fönst ist es logisch und richtig, dasselbe Verfahren auch hier eintreten zu lassen. Meine Herren!
Nu» sprechen aber sogar entscheidende praktische Gründe dafür, dieses veränderte Verfahren hier
nicht eintreten zu lassen. Zunächst ist die Landesbank diejenige Stelle, welche überhaupt das
Creditbedürfnih der Provinz zu befriedigen hat. Wer Darlehen haben will, wendet sich an die
Landesbank. Wenn Sie nebenhergehendnoch einen Reservefonds bei der Prouinzial-Feuer-Societät
belassen, der, wie auch der Herr Antragstellerwill, rentbar anzulegen ist, dann errichten Sie nur
eine Conkurrenzstelle für Darlehen in Ihrer eigenen Verwaltung; dann können dieselben Leute,
denen derjenige Zinsfuß zu hoch erscheint,welchen die Landesbank fordert, zu der Provinzial-
Feuer-Socictllt gehen lind zusehen, ob sie nicht dort das Geld billiger bekommen können. Auf
diese Weise spielen Sie beide Anstalten gegeneinander aus; und das ist nicht rationell. Es ist
viel praktischer, wenn an der einen Stelle alles Geld ausgeliehen wird, und dies werden Sie
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erreichen, wenn Sie den Fonds der Landesbanl zur Verwaltung überweisen. Meine Herren! Die
Provinz hat auch noch ein materielles Interesse daran, daß Sie den Fonds bei der Landesbank
möglichst liquide und nicht so fest anlegen, wie das vielleicht die Prouinzial-Fener-Societät, die
ja allein das Interesse, einen hohen Zinsfuß zu erreichen, zu vertreten hat, thun würde. Denn,
meine Herren, nach §. 28 hat die Provinz die Verpflichtung, oder will die Verpflichtung über¬
nehmen, in besonderen Ungliicksfällen die nöthigen Vaarmittel zur Deckung derselben durch Dar¬
lehen aus der Landesbank zu beschaffen. (Stimmen: hört, hört)

Die Darlehen werden natürlich viel größer, wenn der Reservefonds, der zu diesem Zweck
in erster Linie vorhanden ist, nicht so schnell flüssig gemacht werden kann. Dann müßten die
Mittel, die sonst aus dem Reservefonds zu entnehmen sind, vorläufig aus anderen Beständen
beschafft werden. Wenn wir diese allgemeine Verpflichtung auf die Provinz übernehmen wollen,
— und dafür sprechen Gründe der Zweckmäßigkeit und Gründe im Interesse der Provinzial-
Feuer-Societät — dann, meine Herren, muß sich die Societät umgekehrt gefallen lassen, daß der
Reservefonds bei der Landesbank in einer möglichst liquiden Weise angelegt werde, selbst wenn
daraus ein geringerer Zinssatz für die Feuer-Societät entstehen sollte. Nun, meine Herren, ist
ja auch nicht gesagt, daß der Zinsfuß unbedingt niedriger sein muß. Dns ist eine Frage, über
welche, wenn darüber Differenzen entstehen, in letzter Instanz der Ausschuß bezw. der Prouinzial-
landtllg zu entscheiden haben wird. Ich meine, der Grundsatz, daß der Zinsfuß unbedingt niedriger
gehalten seiu müßte, ist nicht ohne weiteres zuzugestehen. Auf der anderen Seite haben wir auch
nicht blos einseitig die Interessen der Versicherten auf möglichst niedrige Prämien zu vertreten,
sondern wir haben auch dafür zu sorgen, daß das ganze Institut sachgemäß und zweckmäßig
urganisirt ist und die Organisation der Societät mit den Organisationen der übrigen Provinzial-
anstaltcn in vollen: Einklang stehen. Wir müssen nach beiden Richtungen das Richtige zu treffen
suchen, und das ist nach meiner Auffassung bei der Vorlage der Fall, welche Ihnen Seitens des
Ausschusses gemacht wird und welche Sie selbst im vorigen Landtage gut geheißen haben. Ich
möchte Sie daher bitten, den Antrag auf Abänderung, der gestellt ist, abzulehnen.

Stellvertretender Vorsitzer Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Freiherr
von Lotz hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Los: Meine Herren! Verzeihen Sie, wenn ich auf die
Ausführungen des Herrn Vorredners einiges erwidere. Es steht diese Bestimmung, daß die
Gelder reutbar bei der Landesbank angelegt werden müssen, sachlich mit den Bestimmungen des
Herrn Ministers in Widerspruch. Der Herr Minister hat in seinem Nescript allerdings nur
den Hauptgedanken nicht genehmigt, daß nämlich die Ueberschüsse der Prouinzial-Feuer-Societät
der Landesbank der Provinz wie überhaupt die ganzen Fonds der Provinz mit ihren Zinsen
überwiesen werden sollen, indem gesagt ist:

„Die Herren Minister erachten vielmehr allein für richtig, daß der Reservefonds aus
den Gefchäftsübcrschüssen wächst und event, demselben seine eigenen Zinsen zugeführt werden, bis
und fo lange er 5°/»« der Gesammt-Versicherungssumme ausmacht, daß alsdann aber dessen Zinsen
bezw. die weiteren Geschäftsüberschüsse nach näherer Bestimmung des Provinzialausschusses theils
zur Herabsetzung der Prämien verwendet, theils dem Provinziallandtage für gemeinnützige, zugleich
die Interessen der Societät fördernde Zwecke zur Verfügung gestellt werden."

Also die Herren Minister sagen, nur zu Zwecken der Societät, sei es durch Herabsetzung
der Prämien oder in anderer Weise, aber immer nur im Interesse der Versicherten soll der
Reservefonds verwendet werden, und das ist prinzipiell vollkommen richtig, und wenn der Herr
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Minister also gerade diesen einen Pnnlt wegen der Landesbank nicht besonders betont hat, so ist
dies ganz einfach: Er hat eben im großen Nahmen diesen ganzen Beschluß, den wir im letzten
Provinziallcmdtagcgefaßt haben, verworfen nnd sich dafür ausgesprochen, daß alle Gelder nur
im Interesse der Versicherte!: verwendet werden dürfen. Wenn der Herr Vorredner gesagt hat,
es trete hier dasselbe Verfahren ein, wie bei den andern Fonds, fo liegt hier doch ein wesentlicher
Unterschied vor; die andern Fonds sind eigentliche Provinzialfonds, hier aber handelt es sich nicht
um einen Provinzialfonds, sondern um einen Fonds der Versichertc», denn die Societät ist eine
eigene selbstständige Gesellschaft, die mit allen andern Provinzialfonds abfolut gar nichts zu thun
hat, in der es ganz selbstständige Berechtigtegiebt, deren Rechte Niemand zu alteriren befugt ist/
wenn wir nicht die Versichertenin ihrer Meinung, die sie bisher gehabt haben, täuschenwollten,
denn es ist den anderen Gesellschaften gegenüber stets gesagt worden, daß wir nicht zu unserem
Vortheil arbeiten wollen. Das ist der große Unterschied zwischen den Privat-Versicheruugsgesell-
schaften und den Societäten, daß die einen auf ciuen Gewinnst hinarbeiten und die anderen Wohl¬
thätigkeitsanstaltensind, welche auf Gegenseitigkeitgegründet sind, nur das Interesse der Ver¬
sicherten im Ange haben und für Niemanden einen Gewinnst haben wollen. Deshalb ist dieser
Grund durchaus hinfällig. Wenn der Herr Vorredner gesagt hat, wir würden ja zwei Institute
fchaffcn, bei denen Darlehen zu haben sein würden, man würde das eine Institut gegen das
andere ausspielen, so paßt das auch uicht, es giebt noch drei, vier, fünf und hundert andere
Institute, bei denen man Darlehensgelder bekommen kann, und man wird sich an dasjenige
Institut weudcn, bei welchen: man am besten wegkommt; dieses Recht wird man bei keinem
Darlehnssnchendenschmäler» können. Wenn ich ein Darlehen suchte, würde ich an die Laudcs-
bnnk gehe»:, weil ich glaube, die besten Bedingungen für mich dort zu bekommen, aber das ist
eine Privatansicht, zur Sache hat dies gar nichts zu thun, es giebt noch eine Menge von Instituten,
bei welchen man Geld bekommenkann. Wenn der Herr Vorredner noch auf ß. 23 zurückge¬
kommen ist, so ist er, glanbe ich, ebenso unglücklich gewesen, denn ich habe bereits ausgeführt,
wie nach §. 23 die Provinz steht: sie ist einfach ein Darleiher, wie jeder Andere es sein kann;
wenn die Landesbankder Societät nicht leihen würde, so würde sie es wo anders nehmen uud
auch Credit finden. Die Landesbank bekommt das Geld zurück, das ist hier bestimmt, es heißt
im Schlußsatz,daß es zurückgezahltwerden muh. Wenn der Herr Vorredner schließlich davon
gesprochen hat, daß es nicht unbedingt nothwendig sei, daß ein niedriger Zinsfuß eintrete und
daß die Societät Verluste habe, so sprechen wir einstweilennur aus der bisherigen Erfahrung;
was in Zukunft gefchchcn wird, das wissen wir absolut gar nicht. Wenn vielleicht eine Beschwerde
der Societät darüber kommen würde, daß die Landesbank einen zu niedrigen Zinsfuß gewähre,
fo würde allerdings der Prouinziallandtag zu cutscheiden haben, aber bisher sind die Depositen
von Provinzialfonds bei der Landesbank sehr viel niedriger verzinst worden als der landläufige
Zinsfuß ist. Nach den bisherigen Erfahruugen würde also die Societät einen nicht unerheblichen
Verlust haben, und dieser Verlust würde nicht sowohl dem Institute, der Societät, zufallen, fondcrn
den Versicherten,sie würden den Verlust haben, deshalb bitte ich recht dringend, im Interesse des
Geiste:, des Reglements uud im Sinne des Nescriptcs des Herrn Ministers meinen Antrag an¬
zunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteFreiherr
von Solemacher hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Meine Herren! Ich überlasse es dem Herrn
Landcsdircktor,auf die einzelnen Bemerkungendes Herrn Vorredners zu antworten, und beschränke
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mich auf eine ganz kurze Bemerkung. Der Herr Vorredner hat gesagt, daß die Bestimmung,
daß der Reservefonds rentbar bei der Landesbank anzulegen sei, dem Sinne, dem Geiste lind
dem Wortlaute des Miuistcrialrcskripts widerspreche. Meine Herren, ich kaun Ihnen darauf die
Thatsache bemerken, daß ich vor zehn Tagen in Berlin die Ehre gehabt habe, mit dem Herrn
Minister diese Fragen speziell durchzusprechen, und daß die Besorgniß des Herrn Abgeordneten
Freiherr« von Loü in keiner Weise begründet ist, vielmehr der Herr Minister keinen Anstand
nehmen wird, diesen §.21 so, wie er es bisher gethan hat, zu genehmigen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort.

Lcmdcsdirektor Klein: Meine Herreu! Ich mochte Sie bitten, die Vorlage so, wie sie
aus dem Ausschußhervorgegangenund in der vorigen Session von Ihnen ja genehmigt worden
ist, wieder unverändert cmznnehmen, und zwar stelle ich diese Bitte auch zunächst im Interesse der
Versichertenselbst. Für die Versicherten,für die Societätsgeuossen ist es meines Erachtens von
der wesentlichstenBedeutuug, daß ihr großer Reservefonds,welcher an die Summe von 5 Millionen
M. reicht, möglichst sicher angelegt wild Ich frage Sie nun: „wo kann dieser Reservefonds
sicherer, znuerlässigcr und liquider angelegt werden, als bei der Landesbankder Nheinprouinz?"
Die Societät gewinnt dadurch auch den Vortheil, daß sie eine eigene Vermögensvenualtung für
diescu Fonds nicht mehr nöthig hat; sie braucht dafür keine besonderenBeamten zu haben und
erspart dadurch auch wieder, Wenu Sie, meine Herren, nun auf der einen Seite diefe große
Sicherheit in Betracht ziehen und auf der anderen Seite die Ersparnis) berücksichtigen, welche
dadurch erzielt wird, daß bei der Societät ciue Ncrmcrkung für den Reservefonds nicht mehr
nothwendig ist, fo glaube ich, daß die kleine Zinsdiffcrenz, welche durch die Uebertragung des
Reservefonds au die Laudesbank entstehen kann, nicht ins Gewicht fällt. Ich sage entstehen
kann, weil ja noch keineswegsfeststeht, daß der Reservefondsniedrig bei der Landesbank verzinst
werden soll, sondern Sie, meine Herren, haben dies nach Maßgabe der Verhältnisse stets in der
Hand, indem sie die Zinsen durch deu Etat festzusetzen habcu. Die Bedeutung der möglichen
Zinsendifferenzwird meines Erachtcns übertrieben. Die Societät hat eine eigene Einnahme von
über 3 Millionen M, an Prämien; ich frage nun, kommt diesen 3 Millionen M, gegenüber die
kleine Differenz, welche sich an Zinsen ergeben kann, in Betracht im Vergleichzu den Vortheilen,
die dadurch gewährt werden, daß der Fonds bei der Landesbank so sicher angelegt wird, und
läßt sich da mit Recht wohl sagen, daß man die Vorlage im Interesse der Versichertenablehnen
müßte? Gewiß nicht. Ferner möchte ich Sie, meine Herren, aber bitten, die Vorlage aufrecht
zu erhalten im Interesse der einheitlichenVerwaltung, wie dies schon der Herr Abgeorducte
Becker ausgeführt hat. Weun Sie einmal die Landesbank ins Leben gerufeil haben, um die
Fonds der Provinz zu verwalten, um auch Gelder von Gemeinden, Mündeln u. f. w. als Depositen
aufzunehmen, fo dürfen wir ihr zunächst nicht die eigenen Fonds entziehen. Wenn man gesagt
hat, die Provinz verwalte, abgesehenvon den Societätsgeldern, nur eigene Fonds, so trifft dies
nicht ganz zu: die Polizeistrafgelder sind auch nicht Eigenthum der Provinz, die Provinz ver¬
waltet sie blos und hat sie doch bei der Landesbank belegt Die Belegung bei der Landesbank
entspricht dem Sinne, in welchem die Landesbank ins Leben gerufeu ist. Es wird eine ganz
spezielle Controle durch das Kuratorium geübt, es bilden sich Erfahrungsgruudsätze für die Ver¬
waltung solcher Vermögcnsmasscn,und da ist es doch gewiß zweckmäßig, daß man auch diese»
Fonds der bestehenden Verinögens-Verwaltungder Provinz überweist.

50*
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Wenn nun noch gesagt worden ist, man tonne sich nicht auf den ß. 23 beziehen, um
die Uebertragung der Verwaltung des Reservefonds auf die Landesbank zu rechtfertigen, so
glaube ich, daß man dies wohl kann. Nach §. 28 soll die Landesbank bei großen Unglücksfällen
nach Erschöpfungdes Reservefonds mit ihren Kapitalien eintreten. Ich frage nun: Wo finden
Sie Jemanden, der blos Banquier in Unglücksfällensein will? Wenn einer sagt, ich gebe dir
keinen Groschen,wenn ich disponible Fonds habe, aber wenn ich in Noth bin, komme ich zu dir
und du mußt nur Darlehen geben, so glaube ich, daß sich schwerlich Jemand für eine solche
Geschäftsverbindungfinden wird und ich kann nur bitten, eine solche Geschäftsverbindung auch
nicht der Landesbank aufzubürden. Die Landesbank foll nach dem Reglement die Verpflichtung
übernehmen, der Societät, wenn dieselbe in Noth geräth, die erforderlichenSummen zu beschaffen;
es kann dies in Zeiten nöthig werden, in denen die Verhältnisse höchst ungünstig liegen, allein
man wird alsdann auf das Statut zurückgehen,und die Landesbank wird ihrer übernommenen
Verpflichtunggegen die Societät beziehungsweisedie Versichertengerecht werden und mit ihren
Vorschüssenenurcteu müssen. In der That, wenn ich diese Verhältnisse erwäge, so kann ich
es nur im Interesse der Versichertenerachten, daß der Reservefonds so sicher angelegt und unter
solchen Garantien verwaltet wird, wie dieses von der Landesbank der Nheinorovinz geschehen
wird und daß ferner die Gewißheit geboten wird, daß bei den großen Unglücksfällendie nöthigeil
Gelder vorhanden sind. Gegen diese Vortheile wird jeder umsichtige Societätsgenosse gerne auf
die kleine Zinsdifferenz verzichten und sagen: Ich ziehe vor, daß ich unter allen Umständen
meine eventuelle Entschädigung sicher gestellt sehe. Wenn die Zinsdifferenz sich in einem so
kleinen Prozentsatze ausdrückt, wie dies vorliegend zutrifft, dann kann sie im Vergleich zu den
erwähnten Vortheilen nicht in Betracht kommeil. Dann ist es endlich aber auch nicht undenkbar,
daß bei der Verwaltung eines Vermögens von 5 Millionen M Verluste entstehenkönnen,welche
die kleine Differenz auf Jahre hinaus verschlingen. Vei der Belegung des Reservefonds bei der
Landesbank ist dies für die Societät ausgeschlossen.Ich glaube, daß in der Vorlage Licht und
Schatten gerecht vertheilt sind, und daß nur billig erscheint, daß, wenn Provinz und Landesbank
in unglücklichen Zeiten cmshelfen müssen, man ihnen auch den Reservefonds vorher zur Ver¬
waltung zu geben hat. Will man dies nicht, so muh man jede Verbindung mit der Landesbank
lösen. Ich kann im Interesse der Provinz und der Societät selbst nur bitten, dieses nicht zu
thun, sondern es bei der Vorlage zu belassen.

Stellvcrtreteudcr Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es ist ein Antrag auf Schluß
gestellt; ich bemerke, daß sich noch zum Worte gemeldet haben der Herr AbgeordneteQuack,
Se. Durchlaucht der Fürst zu Wied und der Herr AbgeordneteGraf von Hocnsbroech. Ich
werde demnächst darüber abstimmen lassen, ob geschlossen werden soll, oder ob sie die Herren
noch huren wollen. Diejenigen, die für den Schluß sind, mögen sich erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität. Die Debatte ist geschlossen.Das Schlußwort hat der Herr
Referent.

Berichterstatter Abgeordneter Michels.- Meine Herren! Ich möchte nur ganz kurz
eonstatiren, daß dieselben Bedenken, die hier eben erwähnt worden sind, in der Commissionalle
zur Sprache gebrachtworden sind und daß trotz dieser Bedenkendie Commissioneinstimmig den
Antrag auf unveränderte Annahme hier stellt.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Meine Herren! Wir kommenzur
Abstimmung. Es liegt der Antrag der Commissionvor, der mit dem Antrage des Provinzial-
ausschusses übereinstimmt, als §. 21 anzunehmen: „Die Versicherungsbeiträgesind zur Deckung
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der Brandschäden und aller sonstigenAusgaben bestimmt. Die Einnahineüberschüssestießen dem
Reservefondszu. Der Reservefonds ist bei der Landesbank rentbar anzulegen." Dazu ist ein
Autrag des Herrn Freiherrn von Loö gestellt:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, in ß. 21 des Reglements für die Rheinische
Provinzial-Feuer-Societät die Worte „bei der Landesbank" zu streichen."

Ich beabsichtige,in der Weise abstimmen zu lassen, daß getheilte Abstimmung über
ß. 21 stattfindet uud daß ich zunächst fragen iverde, ob die Worte „bei der Landesbank" stehen
bleiben sollen und demnächst über den ganzen Paragraphen, wie er sich demnach gebildet hat,
abstimmen lassen. Ich ersuche also Diejenigen, welche die Absicht haben, daß die Worte „bei der
Landesbank" stehen bleiben sollen, sich zu erheben.— Das ist die Majorität, Demnach werde
ich über den ganzen Paragraphen abstimmen lassen und bitte Diejenigen, die gegen den ganzen
Paragraphen sind, sich zu erhebe». — Der Paragraph ist in der ursprüngliche»Fassung angenommen.
Ich bitte den Herr» Referenten, in seinem Referate fortzufahren.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Wir kommen jetzt zu ß. 22. Die Staatsrcgicruug
hat sich dem §, 22 des in der letzten Session von Ihnen beschlossenen Reglements gegenüber,
wonach dem Provinziallnndtage die freie Verfügung über die Zinsen des Reservefondsschon dann
zustehe» sollte, weun der Reservefonds die Höhe der einfachen Iahresprämienbeträge annehmen
sollte, entschieden ablehnend verhalte». Die Commissionhofft zuversichtlich, daß die neue Fassimg
des tz. 22, wo»ach die nach Maßgabe des Reglements sich ergebendenUebcrschüsseunter gewisse»
Bedingungc» zu bestimmt bezeichneten Zwecken zur Verfügung gestellt werden könne», sobald der
Reservefondsdie Höhe der anderthalbfachen Iahlesversicherungsbeiträgeerreicht hat, die Zustimmung
der Staatsrcgierung finden wird. Nach den Erfahrungen der Feucr-Soeielät, welche auf statistische,»
Material beruhen, welches uns der Herr Geheime Negierungsrath Seul in der Eommissio»aus¬
führlich dargelegt und vorgetragen hat, wird der auf diese Weise gebildeteReservefondsvollauf
genügen; während die von den Herren Ministern geforderte Neservestellung von 5 pro Mille der
ganzen Versicherungssummeder Eommission entschiedenz» hoch gegriffen erschienenist Die
Eommissionbeantragt unveränderte Annahme von 8- 22.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich eröffne die Distussio» zu
§. 22. — Es meldet sich Niemcmdzum Wort, ich schließe die Diskussionund ersuche Diejenigen,
die gegen den Paragraphen sind, sich zu erhebe». — Es geschieht nicht, der ß. 22 ist angenommen.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Mit §. 23 ist das gleiche der Fall. Ich glaube,
er ist durch die Annahme der beiden vorhergehendenParagraphen erledigt.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Zu §. 23 gebe ich das Wort
den, Herr» AbgeordnetenQuack.

AbgeordneterQuack: Meine Herren! In, 8» 23 liegt der Schwerpunktder Veränderungen
für das ganze Reglement. Ich mntz noch einmal darauf zurückkomme», daß eine vollständige
Aenderung in der Versicherungeingetreten ist Wenn Herr Geheimrath Seul sagt, es sei durch
das Reglement ei»e solche Veränderung nicht «»geführt worden, so begreife ich nicht, wie dann
§. 23 hier in das Reglement hätte hineinkommenkönnen. Dadurch, daß die Societät nicht mehr
eine Versicherungauf Gegenseitigkeit ist — ich muß dies noch einmal betonen — kann allein
der Fall eintreten, der im §. 23 vorgesehenist: wenn der Reservefonds, wenn die verfügbaren
Jahresbeiträge nicht hinreichen,um Unglücksfällezu decke», dann soll die Provinz mit Vorschüssen
eintreten, und das könnte gar nicht vorkommen, wenn der Znstand bliebe, der früher gewesen
ist, wc»n nämlich Nachschüsseuo» den Versicherteneingefordertwerden tonne» und werde» sollen.
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Weil diese Nachfordenmg gar nicht möglich ist, hat man geglaubt, diesen §. 23 einschicken zu
müssen. Meine Herren! Ich glaube, daß es ganz richtig ist, daß der Versicherungsfonds— es
ist ein Fonds aus dem anderthalbfachenJahresbeitrag, der ungefähr rund jetzt 5 000 000 M-
betragen wird — vollständig hinreichendist, um den Versicherten bei der umsichtigen Leitung
und bei einer guten Anlage des Reservefonds volle Sicherheit für ihre Versicherungsbeträgezu
geben; zu gleicher Zeit werden auch die Beiträge ja nach streng versicherungstechnischen Grund¬
sätzen beinessen werden müssen. Alles da« zusammengiebt der Provinzial-Feuer-Sucietät in ihrem
gegenwärtigen Zustande volle Garantie für die Versicherten. Nun, meine Herren, habe ich ein
großes Bedenkenfür den Fall, der hier vorgesehen ist, nämlich wenn selbst der Reservefonds
erschöpft fein sollte, daß dann die Provinz mit ihren Mitteln, mit ihren Darlehen eintreten soll.
Meine Herren! Denken Sie sich eine Versicherungsgesellschaft wie unfere Societät, die Jahres¬
beiträge, welche also streng technisch berechnet sind, reichen nicht hin, ein Betrag von 5 Millionen
ist infolge von Schäden fort, Uuglücksfälle haben also das ganze Versicherungskapitalund die
Beiträge erschöpft, glauben Sie, daß dann die Societät überhaupt uoch im Stande sein möchte,
einige Zeit zu bestehen? Es ist das vollständig ein Ding der Unmöglichkeit. Dann müßten
ganz andere Mahregeln getroffen werden, als ein Darlehen aus der Landesbant aufzunehmen,
dies Darlehen würde nichts nützen, Sie würden es nur in den großen Schlund eines bereits
großen Opfers der Provinz hineinwerfen, dann müfseu Sie ganz andere Vorgänge sich abspielen
lassen, die Provinz muß, wenn sie weiter versichernwill, eintreten und einen neue» Reservefonds
von mehreren Millionen hinstellen, um den Versicherten die Sicherheit zu geben, daß ihre Ver¬
sicherungen gehalten werden, dann nutzt dieses Darlehen nichts. Denn, meine Herren, denken
Sie sich. Jemandem, der nichts mehr hat, soll man ein Darlehen geben. Das kann man nur
so machen, wie es früher in dem Reglement stand: man giebt aus Provinzialmitteln zinsfreie
Vorschüsse, aber Derjenige, der nicht mehr im Stande ist, seinen Verpflichtungennachzukommen,
der keine Aussichthat, wenn ihm nicht Millionen gegeben werden, seinen Verpflichtungennach¬
zukommen,kann aus Provinzialmitteln keine Vorschüsse bekommen. Nehmen Sie den Fall, es
sei gefchehenuud die Societät wäre nicht im Stande, weiter zu arbeiten, was würde mit den
Mitteln der Provinz gefchehen?sie würden verloren sein. Ich glaube, daß man unmöglichden
Versichertender Provinz Prouinzialmittel zur Verfügung stellen kann, ohne zu wissen, wie die
Sache sich gestaltet, Prouinzialmittel, deren Größe man gar nicht beurtheilen kann. Es übernimmt
die Provinz auch in dieser abgeschwächten Form für den Fall, daß der Reservefonds aufgezehrt
ist, eine Verantwortung, die keine Grenzen hat, die keiner von uns Überfehenkann. Deshalb
halte ich es für fchr bedenklich,wenn diefer §. 23 eingefügt wird. Wie gesagt, ich halte eine
solche ZuHülfe der Provinz für gar nicht nothwendig, denn bei guter Geschäftsführung und bei
dem jetzigen Fonds der Versicherung ist vollständige Sicherheit gegeben. Deshalb ist es nicht
nothwendig, einen solchen Zusatz zu machen, es ist aber auch nicht zweckmäßig,meine Herren,
weil wir nicht sehen könne», welche Verantwortung die Provinz in Zukunft übernimmt, weil wir
die Folgen diefer Verantwortung gar nicht übersehenkönnen; denn tritt der vorgesehene Fall ein,
dann ist eine Kalamität über die Versicherung hergegangen, welcher mit ganz anderen Mitteln
abgeholfenwerden muß, uicht nur mit Darlehen, die hingegebenwerden, ohne etwas zu erreichen.
Deshalb glaube ich, daß diese Bestimmung nicht nothwendigist, weil die Provinzial-Feuer-Societät
ohne diesen Paragraphen sicher ist, sie ist aber auch nicht zweckmäßig, weil wir eine Verantwortung
übernehmen, die wir nicht übersehenkönnen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Se. Durchlaucht der Mrst zu
Wird hat das Wort.
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AbgeordneterFürst zu Wied: Meine Herren! Ich möchte dem gegenüber, was der
Herr Vorredner gesagt hat, Sie bitten, den Paragraphen stehen zn lassen, wie er ist. Der Herr
Vorredner hat gesagt, er sei nicht nothwendig und er sei nicht zweckmäßig. Meine Herren! Ick
kann Sie versichern,daß die Bestimmung wohl nöthig sein kann und daß einmal wohl ein Jahr
eintreten kann, in dem man auf diesen Paragraphen zurückkommen muß. Meine Herren! Es sind
schon Jahre im Leben der Provinzial-Feuer-Societät gewesen, in denen die Prämien nicht aus¬
reichten, um die Schädeu zu zahlen, in solchen Jahren muhte auf den Reservefonds zurück¬
gegriffen werden — ich berufe mich hierbei auf den Herrn Feuer-Societätsdirektor — es nmßte
im Lanfe von mehrerenJahren hintereinander der Reservefonds angegriffen nnd nicht unbedeutend
vermindert werden. Meine Herren! Das ist ein sehr unangenehmerZustand — durch die Bestim¬
mung aber, wie sie hier im ß. 23 steht, soll eben dafür gesorgt werden, daß wir, wenn einmal
in einem Jahre etwas mehr gebrauchtwird, nicht direkt zu Nachforderungenübergehen,wenn der
Refervefonds aufgebraucht ist, sondern daß die Provinz einen Vorschuß leiste, und die Sache
später allmälig mit den Versichertenwieder ausgleiche. Meine Herren! Das ist eben das Gute
an der Bestimmung des §. 23, und deshalb begrüße ich sehr die intime Verbindung der Landes-
bant und der ganzen Provinz mit der Feuer-Societät, ich begrüße es, daß die Versicherten, zu
denen zu gehöreu ich auch die Ehre habe, durch diese Verbindung vollständig sicher gestellt sind,
daß nicht sofort, wenn eine solche Kalamität eintreten, wenn der Refervefonds aufgebraucht fein
follte, Nachzahlungen stattfinden follen, sondern daß dann von der Landcsbank ein Vorschuß
geleistet werden kann, daß dann die Nachforderung oder richtiger die Erhöhung der Prämie
langsam, und nur insoweit einzutreten hat als dies absolut nothwendig ist, und daß dies allmälig
rechnungsmäßig mit der Landesbank ausgeglichen werden kann. Deshalb bitte ich Sie, im
Interesse der Sicherheit unserer Provinzial-Feuer-Societät auch 8- 23 so anzunehmen, wie er
hier steht.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort.

LandesdirektorKlein: Meine Herren! Die in Rede stehende Bestimmung ist nicht neu,
sie findet sich bereits in dem vor 2 Jahren erlassenenReglement sür die Provinz Westfalen, sie
findet sich ferner in demjenigen für die Provinz Sachsen und endlich in demjenigen für die
Provinz Brandenburg. Der Zweck dieser Bestimmungist, das Nechtsverhältnißder Provinz zur
Societät klar zu stellen, ein Rechtsverhältniß, über welches vielfach Zweifel obwalten. Im
Publikum — im Kreise der Juristen allerdings nicht — bestand immer der Zweifel, ob die
Provinz für alle Schäden der Societät haften müsse, wenn der Reservefondserschöpft sei. Bei
der Abfassungdes neuen Reglements ist die Absicht dahin gerichtet gewesen, diese Frage klar zu
stellen. Wir haben in dem ersten Entwürfe die Frage dahin löfen wollen, daß nach Erschöpfung
des Reservefonds die Provinz eintreten follte, indem wir uns auf den Standpunkt stellten,welchen
der Herr Abgeordnete Quack eben entwickelthat. Wir glaubten darin eine praktische Gefahr
nicht erblicken zu können. Der Herr Minister hat aber den vom 34. Landtage angenommenen
ersten Entwurf nicht gebilligt. Wir müssen in Folge dessen von der Garantie der Provinz für
die Societät absehenund haben wir es nuumehr dabei belassen, daß die durch die Allerhöchste
Kabinetsordre vom 5. Januar 1836 und das revidirte Reglement vom 1. September 1852
constituirteGegenseitigkeitsgesellschaft rechtlich bestehen blieb. Hieraus ergiebt sich die üonsequenz, daß
für Verbindlichkeiten, welche die Societät hat, die Societätsgenossen aufzukommen haben. Diefes Prinzip
ist in keiner Weise aufgehoben, fondern es ist in dem §. 1 des neuen Reglements, welcher sich an das
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frühere Reglement anschließt, beibehalten. Die Provinz hat nach den« neuen Reglement mir
insoweit einzutreten, als sie bei eiuer momentanen Verlegenheit durch Gewährung aushelfen soll.
Man hat sich die Sach folgendermaßengedacht: Es kann eintreten, daß die Societät vor und
nach allmählig zurückgeht, dann dürfen Sie, meine Herren, sicher sein, daß der Fall der Darlehns-
gewährung nicht eintreten wird, sondern der Provinziallandtag, welcher die Tarife u, s, w. in
letzter Instanz festzustellen hat, sowie der Provinzialausschuh werden zeitig Fürsorge treffen, daß
die Prämien, wenn sie die Gefahr nicht voll decken uud deshalb an den Reservefonds heran¬
getreten werden muh, entsprechend erhöht werden, damit die Gefahr voll getragen werden kann.
Man wird in einem solchen Falle sicherlich nicht blind darauf los wirthschaftenund immer weiter
Geld in den Schlund werfen, bis schließlich alle Mittel der Societät erschöpft sind. Abgesehen
von diesem Falle des chronischen Siechthnms tan» aber auch ein akuter Fall eintreten, welcher
die Inanspruchnahmeeines Darlehens von der Provinz nothwendig macht. Dieses könnte zutreffen
beim Brande irgend einer großen Stadt, wie wir vor langen Jahren in Hamburg erlebt haben.
Wenn die Societät bei einem solchen Brande mit ganz bedeutcudenSummen engagirt wäre —
ich erinnere daran, daß hier in Düsseldorf z. B, 80 Millionen Versicheruugskapitalbestehen —
so könnte allerdings der Reservefondssich als unzulänglich erweisen und die 5 Millionen nicht
ausreichen, um die Schäden zu decken, dann fragt es sich, was soll geschehen? In diesen, Fall
wird nach dem neuen Reglement die Summe von der Provinz vorgeschossen, die erforderlichist,
um die Versicherungsschädcu zu zahlen. Zum Ersatz dieser vorgeschossenenSumme können alsdann
verschiedene Wege eingeschlagen werden. Haben wir Grund zu der Annahme, daß die Societät
sich bei den bestehenden Prämien allmählig wieder erholen werde, so wird ein einmaliger großer
Nnglücksfall, welcher möglicherweisemit elementaren Ereignissen zusammeuhnngt, und vielleicht
alle 100 Jahre einmal vorkommt, keine Veranlassung bieten, tiefeinschneidendeMaßregeln zu
treffen, sondern es wird sich der Versuchempfehlen,abzuwarten, ob in den nächsten Jahre wieder
eine Entlastung dadurch eintritt, daß sich wieder Ueberschüsse ansammeln, aus denen der Vorschuß
gedeckt werden kann. Sollten aber die Verhältnisse nicht dazu angethan sein, daß eine Deckuug
der Vorschüsse auf dem vorbesagtcn Wege erwartet werden kann, so bleibt nur übrig die Erhöhung
der Prämien oder, die Frage der Rachschüsse in Betracht zu ziehen. In dieser Hinsichtpräsudicirt
das ueue Reglement nichts. Es ist nämlich in dem Referate in dieser Beziehung Folgendes
wörtlich ausgeführt: „Wenn der Prouinzialverband auf die Zinsen des Reservefonds und damit
auf eiue» sofortige» und dauernden Vortheil aus den Geschäfte»der Provinzial-Feucr-Societät
verzichtenfoll, so kann demselben andererseits nicht zugemuthetwerden, die als Acquivalent für
diesen Vortheil nach der früheren Fassung des §. 22 übernommeneGarantie für den Fall der
Unzulänglichkeitdes Reservefonds bezw. der Einnahmen der Societät zur Deckung von Brand-
schäden beizubehalten. Es mußteu deshalb für den letzteren Fall anderweitige Bestimmungen
vorgesehen werden. Dieselben sind in dem neu eingeschaltetenß. 23 dahin getroffen, daß der
Prouinzialverband für den Fall der Erschöpfungdes Reservefondsdie zur Deckung der Schäden
erforderlichenSummen leihweise uorschiehcu soll, wobei es alsdann der sachgemäßen Abwägung
der Verhältnissebei Eintritt eines solchen Ereignisseszu überlassensein wird, ob und in welcher
Höhe Zinse» von den geleisteten Vorschüssen erhoben, uud ob deren Deckung im Wege der Nach¬
schüsse,der Erhöhung der Prämien, oder im gewöhnlichen Geschäftsgangeerfolgen soll. Bei der
ueuen Fassung der A 22 uud 23 bleibe» diese Auswege osseu, wie in gleicher Weise die Ver¬
wendung der Ueberschüssedadurch zweckmäßig geregelt erscheint," Hiernach scheint mir durch die
Bestimmung in tz. 23 des Reglements das Maß der Verpflichtungder Provinz klar ausgesprochen



und für Niemanden ein Zweifel offen gelassen zu sein, was geschehen soll, wenn der Reservefonds
erschöpft ist. Sollten aber noch Zweifel über die Auslegung des H, 23 möglich sein, so sind
diese Zweifel durch das Referat zu dem Reglement in ausreichender Weife gelöst. Ich bitte
demnach,den §. 23 anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Necker
hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Ich verzichte.
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteQuack

hat das Wort.
AbgeordneterQuack: Meine Herren! Es herrschthier eine Unklarheit, die doch irgendwie

beseitigt werden muß, es wird jedcufalls eine Aufklärung stattfinden müssen, behauptet doch der
Herr Landesdirektor, daß Nachschüssegefordert werden können. Es muß dies noch einmal betont
weiden: nach dem Reglement können keine Nachschüsse gefordert werden, fondern es soll gegen
feste Prämien versichert werden, die Gegenseitigkeitist nach diesen: Reglement fortgefallen, und
ist es ein Irrthum, der in dem Referate vorkommt, wenn, wie der Herr Landesdirektoreben
gelesen hat, gesagt wird, daß bei Eintritt des Falles, wenn der Reservefondsverloren gegangen
ist, erst erwogen werden soll, ob durch Nachschüssewieder Deckunggeschaffen werden soll. Diese
Nachschüsse können nach meiner Meinung nicht gefordert werden, sondern man muß dann nach
der jetzigen Fassung des Paragraphen, wenn sie so angenommen wird, auf Prouinzialmittel
zurückgreifen, und es mühteu Vorschüsse von der Landesbank geleistet werden. Das halte ich nicht
für nothwendig und nicht für zweckmäßig.Diese Unklarheit besteht und ich muß darauf besteheu,
daß sie aufgeklärt wird. Es ist bei den Verhandlungen im Sommer, wo ich nicht gegenwärtig
war, nach dem stenographischen Bericht anerkannt worden, daß hier die Aenderung eingetreten
ist, es werde nun gegen fest:' Prämien versichert, und wenn gegen feste Prämien versichert wird,
können Nachschüssenicht gefordert werden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Busch
hat das Wort.

AbgeordneterBusch: Meine Herren! Ich muß mich auch dahin ausfvrechen,daß insofern
allerdings eine Aenderung eingetreten ist, als Nachschüssevon den Versicherten nicht mehr geforrcrt
werden können, und wenn darüber noch irgend welche Zweifel existiren, so wäre ich ebenfalls
in der Lage, mir darüber eine Auskunft erbitten zu müssen. In Bezug auf §. 23 habe ich noch
Folgendes zu bemerken. Der Herr Abgeordnete Quack hat in erster Linie in seiner vorhergehenden
Rede und ebenso am Schluß derselbenganz besondersbetont, daß der Reservefondsder Societät
groß genug fei, um vollständige Sicherheit für die Societätsgenofsen zu bieten. Wenn diese
Sicherheit eine so vollständigeund unbedingte ist, wie der Herr AbgeordneteQuack sagt — und
ich stimme allerdings ganz mit ihm darin überein — dann ist auch diese Sicherheit für die
Provinzialuerwaltuug gegeben, fo daß sie event, auch ohne Bedenkeneine gewisse Garantie dafür
übernehmen kann. Meine Herren! Wir haben vorhin beschlossen,die Verwaltung des Reservefonds
der Landesbank zu übertragen, es ist damit gewissermaßen ein Theil der bisherigenSelbständigkeit
der Societät genommen. Es ist ihr damit auch die Möglichkeitabgeschnitten,den Reservefonds
so rasch anwachsen zu lassen, wie solches bei dem bisherigen Verhältniß möglich war. Es ist
vorhin mit vollem Recht hervorgehobenworden, daß künftig bei der Verwaltung des Reservefonds
durch die Landesbank eine viel ungünstigere Verzinsuug erzielt werde, als bei der bisherigen
Verwaltung. Meine Herren! Wenn dementsprechenddie Provinzialuerwaltuug also aus dem
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Societätsvermöge» künftig einen ganz bedeutenden Vortheil ziehen wird, so besteht die einzige
Gegenleistungin der sehr entfernten Möglichkeit, daß die Landesbank einmal mit einem verzins¬
lichen Darlehen der Societät unter die Arme greifen müßte. Wenn wir diese einzige Gegenleistung
streichen, so versetzen wir die Societät dadurch in eine viel ungünstigere Lage, als diejenige ist,
in welcher sie sich bisher jemals befunden hat. Dann wird allerdings der Fall eintreten, daß
von der Vcrsicherungsconkurreuzden Eocietätsgenossengegenüber geltend gemacht werde» kann,
bisher hattet Ihr an der Provinz einen gewaltigen Rückhalt, diese bisherige Sicherheit habt Ihr
für die Folge aber nicht »lehr und deshalb steht Ihr besser, wenn Ihr von jetzt an bei Priuat-
versicherungsgesellschaften versichert. Unter diesen Umständen kann ich nur dringend empfehlen,
den §, 23 in der vorgeschlagenen Fassung bestehen zu lassen, namentlich nachdemdurch den vor¬
hergehendenBeschluß leider die Verwaltung des Reservefonds der Societät an die Landesbank
abgetreten und dadurch die Selbständigkeit der Societät sehr erheblich geschwächtworden ist.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteBecker
hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Weine Herren! Soweit ich das Reglement verstehe, scheinen die
Ausführungen, die der Herr Landesdircktor über den Charakter, den die Gesellschaft für die
Zukunft haben soll, gemachthat, zutreffendzu sein. Er hat ausgeführt, Nachfordcrungcn sollen
für die Zukunft nicht mehr erhoben werden, alfo ein infolge eines Unglücksfallseintretendergroßer
Schaden kann nicht mehr gedeckt werden dadurch, daß man nachträglich auf die Versichertendie
entsprechenden Summen vertheilt; dagegen ist in dem Reglement keine Bestimmung enthalten,
welche eine Erhöhung der Beiträge für die Zukunft irgendwie ausschließt. Natürlich kann sich
der einzelne Versichertedieser erhöhten Last entziehen, indem er unter den gesetzlichenNormen
ausscheidet. Diese Zulässigkeitdes Ausscheidensist bei anderen ähnlichen Vernchcrungsgescllschaften
auf Gegenseitigkeit auch vorhanden. Sich der neuen Verpflichtung entziehe», indem er au^ seine
Rechte verzichtet, kann Jeder. So lange er aber in der Gesellschaft bleibt, muß er die erhöhte
Prämie sich gefallen lassen, die für die Zukunft in geordneter Weise festgesetzt wird. Die einzige
Schwierigkeitmachen diejenige» Personen, welche nicht auf ein Jahr, scmdcr» auf eine Neiye von
Jahre» im Voraus versicherthaben; da könnte man streiten, aber das ist nur ein Theil der
Versicherten,für diefe tritt jedenfalls nach Ablauf der Versicherungdie Verpflichtuug ein, die
erhöhtenBeiträge zu zahlen. Insofern halte ich die Auseinandersetzungdes Herrn Landesdirektors
für richtig und kann nicht fagen, daß ein Zweifel in dieser Beziehung bestehen kann. Ich glaube,
nachdem wir das Recht, Neitragsfordcrungen zu erHede», aufgehobe» habeu, und dafür sprechen die
gewichtigste» Gründe im Interesse der Societät, um den Einwänden, die die Eonkurrcnzdaraus
macht, ein Ende zu machen,so muß die Verpflichtung bestehenbleiben, daß die Provinz schlimmsten
Falles zunächst darlehensweise helfend eintrete» muß. Es ist das eigeue Kind, für welches sie
zu sorgen hat: wir können die armen Versichertennicht darunter leide» lasse», daß eine solche
Kalamität eintritt; da muß so wie so in erster Linie die Provinz eintrete». Darum glaube ich,
daß diese Bestimmung ein nothwendiges Currelat für die Aufhebung der Nachfordcrungenist,
beides in, Interesse der Societät uud der ganzen Provinz Damit Sie übrigens nicht das
Bedenken hegen, daß die Garantie, welche die Provinz übernimmt, eine zu große praktische
Bedeutung hat, möchte ich nur auf den Unistand hinweisen, daß während des bisherigen30jährige»
Bestehens der Prouinzial-Feuer-Societät der Fall, daß der Reservefonds nicht ausgereicht hat,
noch nicht dagewesen ist.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteVlocm
hat das Wort.
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AbgeordneterNloem: Meine Herren! Ich glanbe, darüber kann kam» ein begründeter
Zweifel obwalten, daß eine Gesellschaft anf Gegenseitigkeitnicht mehr existirt; die Thatsache, daß
der Tarif geändertwerden kann, inuoluirt doch eine derartige Gesellschaft nicht. Der Tarif, meine
Herren, kann nach H. 14 Nr. 5 geändert werden, aber durch ein Organ, welches ganz außerhalb
der Societät steht, nämlich durch den Prouinzialansschuß. Dann, meine Herren, ist es unzweifel¬
haft, daß für die Vergangenheit Nachschüsse nicht mehr gefordert werden dürfen, denn eine
Aenderung des Tarifs kann nur für die Zukunft erfolgen, und diese Aenderung würde meiner
Ueberzeugungnach denjenigenPersonen, die auf eine Reihe von Jahren versicherthaben, nicht
vräjndiziren, wie das auch der Herr Abgeordnete Becker anzuerkennenscheint, Nun, meine Herren,
meine ich aber, daß dasjenige, was der Herr AbgeordneteBusch dem Herrn AbgeordnetenQuact
entgegengehaltenhat, vollständig zutrifft. Der Herr Abgeordnete Quack hat ausgeführt, es werde
niemals dazu kommen, daß der Neservefondsvollständig anfgezehrt sein wird. Ja, meine Herren,
wenn diese Gefahr nicht vorliegt, dann hat die Provinz absolut kein Nisiko, wenn sie an letzter
Stelle noch eintritt uud den Versichertendie Beruhigung giebt, daß nnter allen Umständenfür
ihre Forderungen geforgt werden wird. Visher, meine Herren, stand die Sache so, daß, wenn
der Fonds nicht ausreichte, die Mittel durch obligatorischeEintreibung von Nachschliffen auch für
die Vergangenheit beschafft werden konnten. Das ist weggefallen,jetzt, meine Herren, haben Sie
nichts wie den Reservefonds; ist dieser aufgezehrt, fo ist der Versicherte vi3 ä vis cku i-ion, Sie
würden, wenn nichts weiter geschähe, die Provinzial-Feuer-Soeietät in eine sehr unangenehme
Lage gegenüber den Privat-Versicherungsgesellschaftenstellen; denn diese Gesellschaftenwürden auf
ihr Aktienkapitalhinweifen können,welches zur Deckung der Verpflichtungenzur Verfügung steht,
während die Provinzial-Feucr-Societät absolut uichts hätte, und das geben Sie ihr jetzt, indem
Sie den Antrag der Verwaltung annehmen, indem Sie sagen: Für solche allerdings kaum denk¬
bare Fälle soll die Provinz aus Mitteln der Landcsbank vorschußweisevorgehen können. Ich
bitte Sie daher dringend, den Antrag der üommission anzuuehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Landcsdirektor hat
das Wort.

LandesdirektorKlein: Ich verzichte.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Busch

hat das Wort.
AbgeordneterBusch: Ich verzichte ebenfalls.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Dann hat sich Niemand mehr

zum Wort gemeldet, ich schließe die Debatte und frage den Herrn Referenten, ob er das Wort
haben will.

BerichterstatterAbgeordneterMichels: Ich verzichte auch.
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Wir kommenzur Abstimmuug.

Wir haben über den §. 23 abzustimmen. Wird eine Verlesung desselben noch verlangt?
(Stimmen: Nein)

Dann bitte ich Diejenigen, die gegen die Annahme des §. 23 sind, sich zu erheben. —
Es erhebt sich Niemand, es ist daher dieser Paragraph einstimmig angenommen. Der Herr
Berichterstatterhat das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Sodann schlägt Ihnen die Commissionvor, den
letzten Satz des H. 42, welcher lautet: „Wissentlich falsche Angaben machen die Versicherung
ungültig" durch die Bestimmung zu ersetzen: „Falsche Angaben des Versicherten entbinden die
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Societät von der Entschädigungsverbindlichkeit." Die unveränderte Beibehaltung des in der
Vorlage des Provinzialausschussesenthaltenen Satzes erachtete die Commissionfür bedenklich wegen
der der Societät dadurch zufallenden Beweispflicht:im Falle von Streitigkeiten würde die Societät
nicht allein nachzuweisen haben, daß falsche Angabenseitens des Versicherten in dem Versicherungs¬
anträge gemacht worden seien, sondern ihr läge auch der Beweis ob, daß diese Angaben wissentlich
falsch gemacht worden sind. Der neu in den Entwurf aufgenommeneZusatz „wissentlich"ist dem
Gefühle entsprungen, daß nur dann dem Versicherten gegenüber mit aller Strenge verfahren
werden soll, wenn ihm gar kein Entschuldigungsgrundzur Seite steht, sondern Böswilligkeitseiner
Handlungsweisezur Last gelegt werden muß. DiesemGedanken stimmte die Commissionunbedingt
zu. Die Commisssonhat erwogen, daß, wenn man das Wort „wissentlich" einfach streichen
wollte, es zweifelhaft erscheinenkönnte, ob die Societät das Recht habe, bei unrichtiger bezw.
falfcher Angabe des Versicherten überhaupt eine Entschädigung zu gewähren, selbst wenn dem
Versichertenmildernde Umstände zuerkannt werden müssen. Um nuu der Societät nach keiner
Seite hin eine erweiterte Verpflichtung aufzuerlegen, andererseits eine billige Handhabung der
Strafbestimmung des ß. 42 zu ermöglichen, hat die Commissionbeschlossen, die veränderteFassung,
die ich eben vorzutragen mir erlaubte, vorzuschlagen. Dieselbe entspricht übrigens auch den ein¬
schlägigen Policebedingungender großen RheinischenPrivat-Versichernngsgcscllschaftenund wird
sicher den Beifall des versicherndenPublikums finden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich eröffne die Diskussion über
ß. 42 und ertheile dem Herrn AbgeordnetenCourth das Wort,

AbgeordneterCourth: Ich verzichte.
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es hat sonst Niemand zu ß. 42

um das Wort gebeten ich schließe die Diskussion und frage den Herrn Referenten, ob er noch
das Wort wünscht.

Referent AbgeordneterMichels: Ich habe nichts weiter zu bemerken.
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Wir kommen zur Abstimmung.

Wir hätten zu §. 42 zunächst über die Abänderung abzustimmen,die vo» dem Herrn Referenten
uns vorgetragen ist, über die Streichung des Wortes „wissentlich" und Aenderung der Fassung
in der Weise, wie sie von der Commission vorgeschlagenist. Die Commission schlägt vor zu
sagen: „Falsche Angaben des Versichertenentbinden die Societät von der Entfchädigungsuerbind-
lichkeit." Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen den Antrag sind, sich zu erheben. — Es
geschieht nicht, es würde daher in §. 42 an die Stelle der früheren Fassung: „wissentlichfalsche
Angaben" :c. die Fassung „Falsche Angaben" «. treten. Es ist so beschlossen. Wir kommen zur
Abstimmungdes ganzen §. 42. Hinsichtlich desselben hat sich Niemand gegen die Fassung, wie
sie in der Vorlage enthalten ist, geäußert, ich kann daher in der Weise abstimmen lassen, daß ich
die, welche gegen den Paragraphen sind, bitte, sich zu erheben. Diejenigen also, die gegen den
ganzen Paragraphen sind, wollen sich erheben.— Das geschieht nicht, demnach ist Z, 4^ in der¬
jenigen Fassung, welche von dem Herrn Referenten vorgetragen ist, angenommen.

Dies, «leine Herren, sind diejenigen Aenderungen,die von der Commissionbezüglich des
ganzen Reglements beantragt sind, es ist mir aber die Mittheilung gemachtworden, daß gegen
einzelne andere Paragraphen noch Einwendungen zu machen sind. Zunächst hat der Herr
AbgeordneteEich das Wort.

AbgeordneterEich: Ich erlaube mir folgendenAntrag zu stellen:
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„in 8- 7 üi Zeile 2 das Wort „Ober-Inspektor" zu streiche» und ferner in Zeile ü
die Worte „und der die (Geschäfte des Justitiars zu besorge» hat" ebenfalls zu
streichen."

Die Gründe, die mich veranlassen, diesen Antrag zu stellen, sind folgende. Eineötheils
halte ich den Titel Ober-Inspektor nicht für glücklich gewählt lind dann erfcheintes nur voll¬
kommenausreichend, wenn der Satz stehen bleibt: „Dem Direktor wird zur Unterstützung bei
bei Erledigung der Geschäfteein oberer Beamter zugeordnet" Diefe Bestimmung entsprichtauch
dem auf Grund des §. 93 der Prouinzialordnung festgestellten Prouinzialstawte, worin die dem
Landesdirettor zugeordnetenoberen Beamten auch mir „obere Beamten" genannt sind nnd nicht
„Bauräthe" oder „Landeoräthe" u. s, w. Ich bin augenblicklich nicht in der Lage, Ihnen
einen anderen Titel für den seitherigen „Ober-Inspektor" vorzuschlagen,ich denke aber, daß ein
besserer Titel sich jedenfalls mit der Zeit finden läßt; es kann dies mich im Wege des Etats
u. f. w. gefchehen. Dann, glaube ich, wird der Herr Societäts-Dircktor mir darin beistimmen,
daß die Wahl dieses Titels „Ober-Inspektor" bei den Meldungen vielfach Anstoß erregt hat. Was
nun den Antrag anbelangt, die Worte „und der die Geschäftedes Justitiars zu besorgenhat" zu
streichen,fo begründe ich diesen Antrag damit: Ich halte nämlich eine Beschränkungder Wahl,
wie sie hier in ß. ? durch die angeführten Worte herbeigeführt ist, nicht für günstig. Nach der
Bestimmung, wie sie jetzt vorliegt, mnß die Wahl absolutauf einen Juristen gerichtetfein; alle
andern für diese Stelle geeignetenPersonen werde» hiernach ausgeschlosse».Nehme» Sie de»
Fall cm, daß der Direktor ein Jurist ist, so fällt die Nothwendigkeithinweg, dem bisher „Ober-
Inspektor" genannten Beamten die Geschäfte des Justitiars zu übertragen. Sodann mache ich
noch darauf aufmerksam, daß die Justitiare, die bei der Eentmlverwaltnng uorhande» sind, der
Societät zur Verfüguug gestellt werde» tonnen. Es kann der Fall eintreten, wenn der Direktor
ein Jurist ist, daß es zweckmäßig erscheint,daß der bisher Ober-Inspektor genannte Beamte mehr
ein Fachmann ist. Ich glaube, es würde sehr zweckmäßig sein, wenn man bei der Wahl heute
oder morgen auch darauf Rücksichtnähme, einen Fachmann zu erlangen, der vielleicht auf dein
Gebiete des Versicherungswesenshervorragend thätig gewesen ist. Keinesfalls hat die beantragte
Streichung der Worte einen Nachtheil, denn die Wahl kcmn nötigenfalls immer noch auf eine»
Juristen gelenkt werden. Ich bitte daher, meine» Antrag anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrnth Adams: Der Herr Direktor der Fener-
Societät hat das Wort.

Direktor der Proumzial-Feuer-Societät, Geh. Regienmgsrath Seul: Ich ka»» mich dem
Antrage des Herrn Vorredners nur anschließen,da derselbeganz im Interesse der Societät liegt.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es hat sich sonst Niemand zum
Worte gemeldet, ich schließe die Diskufsiou und frage, ob der Herr Referent sich noch äußern will.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: §. 7 ist auch der Eommissionsberathungunter¬
zöge» und ist dort der Antrag gestellt worden, den Titel „Ober-Inspektor" fallen zu lassen und
dafür „Subdirektor" zu setzen; aber dieser Antrag ist in der Minorität geblieben. Mir entstehen
Bedenkendarüber, wer eigentlich befugt sein soll, dem betreffenden Oberbeamten der Societät
event, de» Titel zu verleihen, ob der Proviuzialausfchuh ohne Weiteres dies thun kann oder
ob der Herr titellos das Jahr über herumgehen soll. Ich würde den erwähnten Antrag auf¬
nehme» und beantragen, den Titel „Subdirektor" einzusetzen. Ich glaube, früher hat ma» de»
Oberbeamte» bei der Prouinzial-Fe»er-Societät Ober-Inspektor genannt, um ihm eine» höhere»
Titel, als die Inspektoren führe», zu geben. Wenn Sie beabsichtigenuuter den Beamten der
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Priuat-Verficherungsgesellschafte»einen Ersah sür Herrn Adams zn suchen, so wird man die
Herren mit dem Titel Ober-Inspektor kaum hierher locken können. Ich »lockte daher den Titel
Subdircktor vorschlagen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Justizrath Adams: Die Diskussion ist geschlossen,
neue Anträge können daher nicht mehr gestellt werden, wir haben über §. 7 in der Art, wie er
zur Diskussion gekommen ist, abzustimmen. Erstlich soll das Wort „Ober-Inspektor" gestrichen
werden, zweitens sollen die Worte „und der die Geschäfte des Justitiars zu besorgen hat" gestrichen
werden, dann haben nur über dcu ganzen Paragraphen abzustimmen. Ich bitte zunächst Die¬
jenigen, welche der Ansicht sind, daß das Wort „Ober-Inspektor" gestrichenwerden soll, sich zu
erheben. (Geschieht.)

Wir sind der Meinung, daß die Majorität steht, demnach ist das Wort „Ober-Inspektor"
gestrichen. Wir kommen zur Abstimmungüber die Streichung der Worte: „und der die Geschäfte
des Justitiars zu besorgen hat. Znr Fragestellung hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Lo8
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Lo8: Ich glaubte, es sei zu dein vorigen Satz von dem
Herrn Referenten noch der Antrag gestelltworden, statt „Ober-Inspektor" zu setzen „Subdirektor".

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es kann kein Antrag gestellt
werden, nachdemdie Diskussiongeschlossen ist. Zur Geschäftsordnunghat Te. DurchlauchtFürst
zu Wied das Wort.

AbgeordneterFürst zu Wied: Ich möchte dem Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Loe
erwidern, daß die Debatte geschlossenwar, als der Herr Berichterstatter den Antrag noch ein¬
brachte. Da über den Antrag nicht debattirt werden konnte, so kann nach meiner Auffassungder
Geschäftsordnungüber denselbenauch nicht abgestimmt werden. Es stehen also nur die Anträge
des Herrn AbgeordnetenEich zur Abstimmung.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich ersuche Diejenigen, die dafür
sind, daß die Worte: „und der die Geschäftedes Justitiars zu besorgen hat" gestrichen werden,
sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität Gegen §. 7 im Uebrigen ist kein Anstand erhoben worden, so
daß ich also Diejenigen, die gegen ß. 7 in der jetzigen Fassung sind, ersuchen kann, sich zu erheben.
— Das geschieht nicht, tz. 7 ist in der Fassung, daß das Wort „Ober-Inspektor" und die Worte
„und der die Geschäftedes Justitiars zu besorgenhat", wegfallen, angenommeil. Sind zu andern
Paragraphen des Reglements noch Abänderungsanträge zu stellen, so bitte ich, daß diejenigen
Herren, welche dies beabsichtige», sich jetzt zu melden, ehe wir in die Verhandlung über deu Schluß¬
satz des Antrages der Commissioneintrete».

AbgeordneterZ weigert: Ich habe zu §. 50 einen Antrag schriftlich eingereicht.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es ist ein Antrag von dem

Herrn AbgeordnetenZwcigert eingegangen, der also lautet: den Schluß zur 1. Klasse zu fassen:
„eine tüchtige von der Gemeinde unterstützteFeuerwehr besteht". Der Herr Abgeordnete Zweigert
hat das Wort.

AbgeordneterZweigcrt: Meine Herren! Ich werde Sie nicht lange aufhalten, ß. 50
Abfatz 2 lautet:

„Es werde» denmach 13 Klasse» gebildet und gehören zur ersteil Klasse: Ganz massive
Gebäude, dcre» Vauart, Dachdeckuilg, Lage und Venutzungsweiseden geringstenGrad der Feuers¬
gefahr darbietet. Ganz massive herrschaftliche Wohilgebäudein Städten, in denen eine vollständige
Wasserleitung vorhanden ist und eine organisirte, uo» der Gemeinde bezahlte Feuerwehr besteht."
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Danach könne» also nur solche Städte, die eine vollständigeBerufs-Feuerwehr habeil,
in die erste Klasse aufgenommenwerden Städte, die eine freiwillige Feuerwehr, und mag sie
noch so tüchtig sein, haben, tonnen nicht hineinkommen, denn diese haben nicht eine von der
«Gemeinde „bezahlte", sondern nur eiue von ihr „subucntionirte" Feuerwehr. Wenn ich die
Verhältnisse der Provinz recht kenne, wird hiernach die Stadt Köln die einzige sein, welche in
die I. Klasse kommen kann. Ich meine, das ist nicht im Sinne des Reglements und der
Prouiuzialverwaltung, Ich bitte deshalb zu sagen: „eine tüchtige, von der Gemeinde unterstützte
Feuerwehr". Wenn es eine tüchtige Feuerwehr ist, kaun es der Prouinzialuerwaltung gleich
sein, ob es eine freiwillige oder Verufs-Feuerwehr ist.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Satz des 8- 50, um den
es sich handelt, lautet: „und eine organisirte, von der Gemeinde bezahlte Feuerwehr besteht".
Au Stelle dieser Worte beantragt der Herr AbgeordneteZweigert zu setzen: „und eine tüchtige,
von der Gemeinde nntcrstützteFeuerwehr besteht". Wenn Jemand sich zum Worte melden will,
so bitte ich es setzt zn thun. — Herr Geheimrath Seul hat das Wort.

Direktor der Prouinzial-Feuer-Soeietät, Geh. Regierungsrath Seul: Meine Herren!
Der veränderten Fassung, die der Herr Abgeordnete Zweigert vorgeschlagen hat, kann ich meiner¬
seits nur zustimmen. Es ist auch praktischbisher in der Weise verfahren worden, daß in den¬
jenigen Gemeinden, in denen tüchtige, von der Gemeindezum Theil bezahlte Feuerwehren waren,
die Gebäude in die 1. Klasse eingeschätzt worden sind.

Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Der Herr Berichterstatter hat
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Michels: Ich habe ein gewisses Bedenkenin der Richtung,
daß ich mich frage, wer darüber zu entscheidenhat, ob eine tüchtige Feuerwehr vorhanden ist.
Ich halte das Wort „organisirte" doch für richtiger. Es giebt freiwillige Feuerwehren, die
organisirt sind: sie üben, haben ihren Vorsteher, haben ihre vollständigeOrganisation, aber das
Wort „tüchtig" scheint mir nicht angemessen zu sei», weil es lediglich in die Hand der Feuer-
Societät gegebenwäre, zu entscheiden, ob eine Feuerwehr tüchtig ist oder nicht.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Se. DurchlauchtFürst zu Wied
hat das Wort.

Abgeordneter Fürst zu Wied: Ich denke, meine Herren, es würde einfach das
Kuratorium darüber entscheiden, uud dann wäre ja die Entscheidungin sehr guten Händen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Hat sich Jemand zu diesem
Paragraphen gemeldet? — Es hat sich Niemand mehr hierzu gemeldet, ich schließe die Debatte
und frage den Herrn Referenten, ob er nochmals das Wort haben will.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Ich verzichte
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Dann würden wir darüber

abzustimmenhaben, ob im H. 50 iu dem Absätze „Zur I. Klasse'' die letzten Worte des zweiten
Absatzes: „eine organisirte, von der Gemeinde bezahlte Feuerwehr besteht" ersetzt werden sollen
durch die Worte: eine tüchtige, von der Gemeinde unterstützteFeuerwehr besteht". Diejenigen
Herren, welche für diefen Antrag sind, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität. Wir haben nun zu ß. 28 überzugehen, zu welchem sich der
Herr AbgeordneteBrockhoff gemeldet hat.

Abgeordneter Brockhoff: Meine Herren! Ich glaube, der 8» ^8 beschränkt die Societät
etwas zu sehr. Es heißt in dein ersten Satze: „Der Direktor ist mit Genehmigung des Kura-
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toriumo bcfi,gt, bei Privut-VersicherungQgescllschaften Rückversicherung zli nehmen." Ich würde vor¬
schlagen,diesen Satz dahin zu ändern: „Der Direktor ist mit Genchmigung des Kuratoriums
befugt, mit Nückversicheruugsgesellschasten Rückversichernngsuertrügezu schließen", Sie behindern
sonst die Soeietät. Sodnun lenke ich Ihre Aufmerksamkeitauf den letzten Satz, in dem es heißt:
„innerhalb der Provinz abschließen".

Damit legt sich die (Gesellschaft selbst Fesseln an, wahrend sie sonst überall in ganz
Deutschland mit allen Rückuersicheruugsgcscllschaften Verträge schließen kann. Die Prouinzial-
uersichcrung kaun dauu große Risiken übernehmen, die Risiken sofort auf diese oder jene Gesellschaft
herübcrschreiben, und empfängt von der betreffende» Rückvcrsicherungsgesellschaft eine ziemlich hohe
Prouisiou.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich bitte, mir den Antrag
schriftlich einzureichen. — Der Herr Geh. Rcgierungsrath Seul hat das Wort

Geh. Regicruugsrath Seul: Meine Herren! Ich halte die Fassung des §. 28, wie sie
jetzt ist, für das geschäftliche Bedürfniß für durchaus ausreichend. In dem ersten Satze des
§. 2^l ist der Verwaltung das Recht gegeben, mit Privat - VersichernngsgesellschaftenRückucr-
sicheruugsverträgeabzuschließen,das ist weitergehend, als der Herr AbgeordneteBrockhoff will,
der nur die Genehmigungerlheilen will, mit Rüüverficherungsgesellschafteu Nückversicherungs-
verträge abzuschließen;man kann Nückuersicherungsverträgeauch mit direkt arbeitenden Gesell¬
schaftenschließen. Dann ist in dem Schlußsatze gesagt, daß die Soeietät ermächtigt ist, dem
zwischen den öffentliche» Societäten Deutschlaudsbestcheudeu Rückoersicheruugsverbandcbcizutretc»!
damit ist der Societät die Vefugniß gegeben, auch diesem Verbände beizutrete», wann sie will.
Den Zusatz den der Herr Abgeordnete Vrockhoff angeführt hat, worin es heißt: „Ebenso kau»
der Direktor mit Genehmigung des Kuratorimus Anschluß- und Nückversicherungsverträgemit
Corporationen, Vereine» und Verbänden innerhalb der Provinz abschließen", scheint Herr
Brockhoff nicht richtig verstandenzu habe». Die Sache ist so gedacht,daß Verbände, welche in der
Provinz zum Zwecke gegenseitigerVersicherunggebildet sind, bei der Feuer-Societät Rück¬
versicherung unter gewissen Verhältnissennehmen können, nicht aber umgekehrt, daß die Feuer-
Societät bei dieseu Verbände» Rückversicherungen nehmen kömtte. Ich glaube, diese Vestimnumg
ist von Herrn Vrockhoffmißverstanden worde», und kann nur bitte», de» H. 28 so zu lassen,
wie er vorgeschlagen ist.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteBrockhoff
hat das Wort.

AbgeordneterBrock ho ff: Ich gebe es zn und ziehe meinen Antrag zurück.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Vloeiu

hat das Wort.
Abgeordneter Bloem: Meine Herren! Ich möchte mir von dem Herrn Referenten,

respektive dem Direktor der Provinzial-Fcuer-Socictäl über eiuige Paragraphen noch Auskunft
erbitte», eo sind die §8- ^N, 31, 56 und 77.

Stellvertretender Vorsitzender Adams: Ich glaube, meine Herren, daß es vielleicht
zweckmäßig sein wird, da noch über mehrere Paragraphen Vemerkmige»zu »rächensind, daß ich
die einzelnen Paragraphen einen nach den: anderen rasch verlese und bei denjenigenParagraphen
einhalte, zn denen noch Bemerkungen zu mache» sind. Ich mache es in der Weise, daß ich
zunächst aufrufe §. 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, II, 12, !3, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20,
21, ^2, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30. — Zu §. 30 hat der Herr AbgeordneteVIoein das Wort.
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AbgeordneterNIoem: Meine Herren! Sie haben im §. 85 den Rechtswegganz allge¬
mein zugelassenund ihn nnr in zwei Fällen ansgcschlosscn. Ich nehme daher an, daß die
Intention ist, auch im § 30 den Rechtswegzuzulassen, sonst muhte er ausdrücklich ausgeschlossen
werden. Weshalb nun im ß, 30 der Rechtsweg zulässig sein soll und im tz. 31 nicht, verstehe
ich nicht ganz. Dann möchte ich mir noch eine Bemerkung erlaube», die auch dein ß. 3l gilt.
Nach dem ß, 30 kann die Versicherungsofort gelöscht werden, nach §. 31 kann die Versicherung
suspendirt werden. Meine Herren, das stimmt nicht vollständig mit dem Rechte, das Sie in, §, 74
dem hypothekarischen Gläubiger geben. Räch §. 74 soll den hypothekarischen Gläubigern 14 Tage
vor der Löschung Kenntniß von dem bevorstehenden Inkrafttreten der Löschunggegeben werden;
Sie können also im t<, 3N nicht sagen, daß die Versicherungen sofort gelöscht werden, und im 8, 31
nicht, daß die Suspendirnng sofort eintreten kann. Ich weiß nicht, welches die Intention der
Verwaltung bei diesem Paragraphen gewesen ist, es müßte der Zusatz gemachtwerden: „vorbehalt¬
lich der Bestimmungen im §. 74", so daß die sofortigeLöschung für hypothekarischeGläubiger erst
»ach 14 Tagen in Kraft treten kaun

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adam5! Die Diskussionüberdies. 30
31 und 74 wird eröffnet. Der Herr Geh. Ncgierungorath Seul hat das Wort.

Direktor der Provinzial-Fcucr-Societät Geh, Negicrungsrath Seul: Ich kaun die Angabe
des geehrten Herrn Vorredners nur als richtig bezeichnen, die Suspension und die Löschungsoll
in den Fällen des §. 30 und 31 den Versicherlen gegenüber sofort in Mast treten, in den Fällen
aber, in welchen die Versicherung mit eingetragenen hypothekarischen Forderungen verstrickt ist,
kann die Suspension und Löschung diesen eingetragenen Hypothekargläubigcrngegenübererst nach
14 Tagen in Kraft treten. Würde also ei» solches suspendirtesoder gelöschtes Gebäude abbrennen,
so würde den Rechten der Hypothekargläubigervon uns genügt werden müssen,

Stelluertr, Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Vluem hat das Wort.
AbgeordneterBloem: Ich »lochte um den Ausdruck bitten, wonach der Rechtsweg in

§, 30 ausgeschlossen wird.
Stellvertretender Vorsitzender Geh, Instizrath Adams: Der Herr Geh, Regiernngsrath

Seul hat das Wort,
Direktor der Provinzial-Feuer-Societät Geh. Negicrungsrath Seul: Der Rechtsweg muß

im Falle des §, 30 ebenso ausgeschlosseusein, wie im Falle des §. 31; es muß deshalb im
§. 85 vor dem ß> ^ noch §. 30 eingeschaltet werde».

Stellvertrete»der VorsitzenderGeh, Iustizrath Adam^: Der §. 85 ist i» die Debatte
gezogen Der Herr AbgeordneteNecker hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Ich würde anheimgeben, daß der Vollständigkeithalber auch bei
8- 30 der betreffende Zusatz gemachtwürde, genau so wie er bei tz. 31 steht, und dann die
beiden Paragraphen in dem §. 85 auszunehmenwären; ich glaube dann würde es ganz klar sein.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es wird beantragt, soviel ich
verstanden habe, an den 8ß. 30 und 31 keine Aenderung zu machen, jedoch im §, 85 auch den
§, 30 aufzunehmen. Ich bitte, mir den Antrag einzureichen.— Der Herr AbgeordneteBloem
hat das Wort.

AbgeordneterBloem: Es ist diesseits beantragt worden, zu ß. 30 deuselbenSchlußsatz
zu setzen, wie in dem 8> 31: „Der Rechtsweg gegen die bezügliche Verfügung des Direktors ist
ausgeschlossen",»ud in dem §. 85, der jetzt lautet: „Der Rechtsweg ist bei Streitigkeiten zwischen
der Societät uud einem Versicherte» unter den in dem §, 31 und 00 gedachten Beschränkungen
zulässig", vor dem §. 31 den ß. 30 einzufügen,

52



410

Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams- Meine Herreu! Die Anträge,
die gestellt sind, sind folgende: Es soll zu ß, 30 der Schlußsatzdes 8- ^1 „der Rechtsweg gegen
die bezüglicheVerfügung des Direktors ist ausgeschlossen", und in dem ß, 85 zu dem §. 31, der
dort benannt ist, der §. 30 noch hinzugefügt werde». Wünscht noch Jemand das Wort hierzu?
— Ich schließe die Debatte und ersuche diejenigen Herren, die gegen die Hinzufügung dieser
unwidersprochengebliebeuen Abänderungensind, nämlich daß dem 8- 30 die Worte „der Rechtsweg
gegen die bezügliche Verfügung des Direktors ist ausgeschlosseil",und dem 8- 85 der Z. 30 vor
dem §, 31 hinzugefügt werden, sich zn erheben, — Es geschieht von keiner Seite und ist demnach
diese Hinzufügung beschlosfen.

Zur Geschäftsordnunghat das Wort Se. Durchlauchtder Fürst zu Wied,
Abgeordneter Fürst zu Wied- Ich erlaube mir zu beantragen, den Rest «n Klu«

anzunehmen.(Bravo!)
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Zur Geschäftsordnunghat das

Wort der Herr AbgeordneteBlocm.
AbgeordneterVloem: Ich mnß mich dagegen erklären, weil ich noch über zwei Punkte

Auskunft erbitten wollte.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Se. Durchlaucht der Fürst zn

Wied hat das Wort zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterFürst zu Wird: Dann ziehe ich meinen Antrag zurück.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Dann werde ich die weiteren

Paragraphen verlesen: 81, 32, 33, 34, 35, 36, 37, 38, 30, 40. Zu tz. 40 hat der Herr
AbgeordneteNcuhcl das Wort.

AbgeordneterNeußel: Zu H, 40 möchte ich mir erlauben, eine Bemerkung zu machen.
Nach H. 40 ist es nur gestattet, zu wahrem Werthe z» versichern. Ich bin überzeugt, daß viel¬
fach gegen diese Anordnung gefehlt wird. Ich selbst habe, ohne diesen Paragraphen zu kennen,
vor einigen Jahren die Summe herabsetzenlassen, zu welcher meine Gebäude versichert waren.
Ich glaube nicht, daß ich der Einzige bin, bei dem die Gebäude zu hoch abgeschätzt siud. Vci
einer anderen Versichcrnngsgefellfchaft kam folgender Fall vor. Bei einem Inventar wurde ein
altes Häuschen durch einen vereidigten Experten zu 600 M, abgeschätzt,bei der Versteigerung
kam es nicht so hoch; dieses alte Häuschen ist bei der Versichcrnngsgefellfchaft zu 1950 M. ver¬
sichert. Meine Herren! Mnß man da nicht rufen: führe uns nicht in Versuchung. Ich bin
überzeugt, daß ein großer Theil der Brände den allzugrohenVersicherungssummen ihre Entstehung
verdankt. Ich halte dafür, daß die Versicherungssummenreuidirt werden sollen und da, wo sie
zu hoch siud, unbarmherzig herabgesetzt werden. Es liegt das nicht blos im Interesse der Feuer-
Societät, sondern im allgemeinenInteresse,

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Da ein Antrag nicht gestellt,
sondern nur eine Anregung gegeben ist, so tonne» wir fortfahren: 41, 42, 43, 44, l5, 46, 47,
48, -zu, 50, in einem Theile ist hier eine Aenderung eingetreten, es fragt sich, ob der übrige
Theil verändert werden soll, 51, 52, 53, 54, 55, 56. Der Herr Abgeordnete Bloem hat
das Wort.

AbgeordneterVloem: Es ist blos eine redaktionelleAenderung, die meines Erachtens
zweckmäßig ist, sie Hut aber auch eine sachliche Bedeutung. Der ß 56 zerfällt in vier Absätze.
Jeder Absatz behandelt einen Fall für sich, der letzte Absatz behandelt die Fälle, in denen Schäden
durch Erdbeben nnd Explosionenentstehen,und dann folgt in demselben Absatz die Bemerkung,
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daß die in Folge eines Brandes nothwendig werdenden Nbbrnchs-und Änfräumungskostennicht
vergütet werden. Nach der ganzen Eintheilung bezieht sich dieser Schlußsatz mir auf die Schäden,
die durch Erdbeben und Explosionenentstehen,ich nehme aber an, daß er generell alle Fälle um¬
fassen soll, Ist dies aber der Fall, so muß ein besonderer Absatz gemacht werden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Sofern Jemand das Wort zu
dieser Aenderung wünscht, so bitte ich, sich melden zu wollen, sonst scheint mir das Einucrftändniß
des hohen Hauses vorhanden zu sein, daß für den letzten Satz ein besonderer Absatz gebildet
wird. — Das Haus ist einverstanden,wir gehen weiter: 57, 58, 59, 00, 61, 62, 6?, 64, 65,
66, 67, 68, 69, 70, 71, 72, 73, 74, 75, 76, 77. Der Herr Abgeordnete Vloem hat
das Wort.

AbgeordneterNloem: Nach dem §. 77 soll der hypothekarische Gläubiger zunächstden
Versuch machen, sein Kapital zu retten aus dem Erlös des verpfändetenGrundstückes,und wenn
ihn: das nicht gelingt, dann soll er zunächst den Versuch machen, im Wege der Exekutiongegen
das persönliche Vermögen seines Schuldners seine Forderung zn retten und erst dann soll er an
die Societät gehen können. Nach der Fassuug des §, 32 ist eine andere Interpretation nicht
möglich, das scheint mir eine große Belästigung des hypothekarischen Gläubigers zu sein. Der
hypothekarischeGläubiger soll sonst, wenn durch Verschuldendes Versicherten die Versicherung
erlischt, trotzdem cin»n Anspruchauf Befriedigung haben. Wenn er nun aber Jahre lang den
Versuchmachensoll, ans dem persönlichenVermögen des VersichertenBefriedigung zu erlange»,
dmm würde meines Emchtens der hypothekarische Credit geschädigt werden. Ich glaube, daß,
wcun diese Interpretation, wie ich annehme, die richtige ist, eine Aenderung des 8. 7? sich
empfiehlt. Ich würde daran den Antrag knüpfen, den Paragraphen folgendermaßenzu fassen:
„Verliert der Versicherte sein Recht auf die Brandentschädignng, fo ist die Societät dennoch
verpflichtet, dieselbe den eingetragenen bezw. angemeldetenGläubigern gegen Übertragung ihrer
Rechte zu zahlen", das Wörtchen „soweit" und den ganzen Schlußsatzzu streichen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Instizrath Adams: Der Antrag geht also dahin,
in dem §. 77 in der dritteil Zeile das Wörtchcn „soweit" uud den Nachsatz „als dieselbenaus
dem verpfändeten Grundstück, oder wenn ihnen zugleich ein persönlichesRecht gegen den Eigen¬
thümer des Grundstückszusteht, auch aus dessen sonstigem Vermögen wegen ihrer eingetragenen
Forderung nicht befriedigt werden" zu streichen. Ich stelle den Antrag zur Diskussion. Der Herr
Geh. Negierungsrath Seul hat das Wort.

Direktor der Prouinzial-Feuer-Societät Geh. Regierungsrath Seul: Meine Herren! Die
Bestimmung, wie sie jetzt vorgeschlagen ist, ist dieselbe, wie sie in dein bisherigen Reglement gilt,
und ich glaube, es sprecheu mancherleiBilligkeitsrücksichtendafür, daß die Societät nicht noch
weiter zu gehen verpflichtetwird, als sie jetzt schon geht. Wenn ein Brandbeschädigterdas Recht
auf die Brandentschädigungverliert, so ist das in der Regel ein Brandstifter. Wenn nun, trotzdem
der Mann selbst sein Gebäude in Brand gesteckt hat, die Societät dem hypothekarischen Gläubiger
zu entschädigen hat, so ist das doch etwas, was über den Nahmen des gewöhnlichen Versicherungs¬
verhältnisses hinausgeht; wenn nun aber der Brandbeschädigteaußerdem Vermögen hat, oder in
anderer Weise haftbar gemachtwerden kann, so ist es ganz richtig, daß der betreffende Gläubiger
zuerst sich selbst bemühen muß, sein Geld zu erlangen, und erst wenn er nicht zu seiuem Gelde
kommen kann, die Societät es aus den Brandschadengeldcrnzahlt. Ich würde bitten, den
Paragraphen so zu belasse»,wie er vorgeschlagenist.
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Stellvertretender Vorsitzender «eh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteEonrth
hat das Wort,

Abgeordneter Eourth: Ich möchte vorschlagen, das Eine stehe» zu lassen und das
Andere zu streichen. Mir scheint es allerdings der Billigkeit entsprechend, daß der hypothekarische
Gläubiger zuerst die uoch vorhandene Baustelle oder deu Nest des Hauses subhastirt; das ist
etwas greifbares; daß er aber nicht weiter zu gehen braucht und nicht mich uoch die persönliche
Klage anzustellenhat. Ich würde also bloß die Streichung der letzteren Verpflichtungbeantragen.

Stellvertretender Borsitzender«eh. Iustizrath Adams: Danach würden also die Worte
„soweit" uud die Worte „als dieselben aus dem verpfändetenGrundstücknicht befriedigt werden"
stehen bleiben uud die Worte „oder, wenn ihnen zugleich ein persönlichesRecht gegen den Eigen¬
thümer des Grundstückszusteht, auch aus dessen sonstigenVermögen wegen ihrer eingetragenen
Forderung" zu streichen sein.

AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich würde gar nicht zu Gunsten der alten Be¬
stimmung das Wort zu ergreife» wage», wem, sie nicht bereits seit einer langen Reihe von
Jahren, ohne daß Unzuträglichkeitenzu Tage getreten sind, in dem alte» Reglement gestanden
bätte. Angesichts dieses Umstandes hat man das Gefühl: mau ist vorsichtiger, wenn nur» sie
festhält,- mn» weiß nicht, wenn man ohne dringenden Gruud eine vielleicht theoretisch durchaus
motivirte Aenderung eintreten läßt, ob mm, nicht schließlich andere Unznträglichteiten, die bisher
nicht vorhanden waren, zum Nachtheileber Societät heraufbeschwört. Da nach den Ausführungen
des Herrn Geheimrnth ^eul bisher Nachtheile aus der jetzigen Bestimmung sich nicht geltend
gemachthaben, jedenfalls der Hypothetarkredit nicht gelitte» hat, so möchte ich miheimgebe», ob
es nicht gerathen wäre, den Paragraphen unverändert festzuhalteu,

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteBloem
hat das Wort.

AbgeordneterBloem: Meine Herren! Wenn man im praktische» Lebe» gestände» hat,
so wcch man auch, daß nicht alle Bestimmunge» des frühere» Reglements für die Provinzial-
Feucr-Soeietät uugetheilte»Beifall gchmdeu habe»; es hat sich vielmehr herausgestellt,daß einzelne
Bestimmungen mit den Anschauungen,wie sie allgemein gang uud gebe sind, nicht übereinstimme».
Was nun diese von mir bemängelte Vorschrift m,la»gt, so verkenne ich nicht, daß dasjenige,
was der Herr AbgeordneteEourth gesagt hat, eine gewisse Berechtigung hat, uud will ich im
Interesse der Beschleunig»»», der Diskussion meinen Antrag zu Gunsten des seinigen zurückziehen.
Ich will nur die eine Bemerkung mir erlaube», daß, soweit mir die Statute» und Police¬
bedingungenvon Privat - Feuerversicherung«:!, bekannt sind, von leiner einzigen dem Hypotheken-
gläubiger die Verpflichtungauferlegt wird, zunächst zn versuche», was er aus den, persönlichen
Vermöge» des Schuldners herausbekommt. Meiuc Herren! Es wird dies ja wohl nicht begehrt
werde», es tonnte aber event, doch zn großen Veratioue» führen, es müßte der Hypothekengläubiger
zunächst den Nachweis führen, daß er ei» Urtheil erstritten habe, daß auf alle mögliche Weise
d,e Exetutiou versuchtund daß sie fruchtlos ausgefallen wäre. Er würde auf lauge Zeit des
Genusses seines Capitals beraubt sei,,, er würde die Zinsen nicht heben und außerdem die
Kufteu zu trage,, haben. Das sind meines Erachtens unbillige Zumuthuuge».

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es hat sich 'Niemand weiter
zn», Worte gemeldet, der Herr Referent verzichtet auf das Schlußwort, wir komme» zur Ab-
Mmmuug. Da der am weitestengehendeAutrag des Herrn AbgeordnetenBloem zurückgezogen
'st, ,u habe» wir zunächst über den Antrag des Herrn AbgeordnetenEourth abzustimmen, der
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dahin geht, daß nur die Worte hinter dem Wort „Grundstück" bis zu den Worten „nicht
befriedigt worden" sämmtlich wegfallen, es würde alfo die Bestimmung die fein: „Verliert der
Versicherte fein Recht auf die Brandentfchädigung,fo ist die Societät dennoch verpflichtet,dieselbe
den eingetragenen bczw. angemeldeten Gläubigern gegen Ucbertragnng ihrer Rechte soweit zu
zahlen, als diefelbenaus dein verpfändetenGrundstücknicht befriedigt werden."

Diejenigen Herren, welche dem Antrage des Herrn Abgeordneten Courth zustimmend
den Paragraph in derjenigenWeise zu fassen wünschen, wie ich ihn eben verlesen habe, bitte ich,
sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität, demnach ist §. 7? in dieser abgekürztenForm angenommen.
Wir kommen zn ß. 78, 79, 80, 81, 82, 83. Zu ß. 83 hat der Herr AbgeordneteCourth
das Wort.

AbgeordneterCourth: Ich wollte überhaupt über die Bedingungen, die für die Mobilar-
Versicherung gelten, eine Bemerkung machen. Diefelben sind fehr dürftig gehalten im Vergleich
zum früheren Reglement; namentlich fehlen die Präjudizfälle, welche sich bei Versicherung von
Mobilien ganz anders gestalten. Ich nehme an, daß dies alles durch die Police geregelt werden
soll. Ich wollte um eine Bestätigung meiner Ansicht bitten. (Direktor der Provinzial-Fcuer-
Socictät Geh. Regierungsrath Seul: Ja.)

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Die Bemerkung scheint erledigt
zu sein, wir können fortfahren. Wir kommen zu §. 84 — 85, dieser Paragraph ist bereits
erledigt — 86, 87, 88, 89, 90. Das sind sämmtliche Paragraphen. Wir würden demnach jetzt
über das ganze Reglement abstimmen. Ich bitte diejenigen Herren, die gegen das Reglement
mit den beschlossenenAbänderungen sind, sich zu erheben. — Das geschieht nicht, das Reglement
ist demnacheinstimmig angenommen. Wir kommen zum Schlußsätze in dein Antrage der Com¬
mission. Der Herr Referent hat das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Der Schlußantrag der Commissionlantet dahin,
daß das hohe Haus beschließen möge, den Provinzialansschuß zu beauftragen, die nach §. 120
der Provinzialordnung vom 1. Juni 188? erforderliche Genehmignng der zuständigen Herren
Minister nachzusuchen, den Provinzialansschuß auch ermächtigen, diejenigenAenderungen in dem
Reglement an Stelle des Provinziallcmdtageszu beschließen, welche zur Erlangung der staatlichen
Genehmigung etwa noch erfordert werden möchten.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: WünschtJemand zu dieser Frage
noch das Wort? — Es scheint nicht der Fall zu sein, ich schließe die Debatte darüber und bringe
zur Abstimmung, ob dem ProvinzialauSschussedieses Mandat ertheilt werden soll. Diejenigen
Herren, welche dagegen sind, bitte ich, sich zu erheben.— Es erhebt sich Niemand, es ist auch
dieser Beschlußseitens des Provinziallandtages gefaßt. Wir kommen demnach zu dein folgenden
Gegenstände.

(VorsitzenderFürst zu Wied übernimmt wieder den Vorsitz.)
VorsitzenderFürst zu Wied: Wir kommen nunmehr zu Nr. 9 der Tagesordnung:

Antrag der III. Fachcommissionbezüglich des Referats des Provinzialausfchusses betreffend
Uebernahmedes Communalwegesvon Essen nach Gelsenkirchen. Berichterstatterist Herr Abgeord¬
neter Scheid:.

Berichterstatter AbgeordneterScheidt: Meine Herren! Die Commission war nach genauer
Prüfung der einfchlagenden Verhältnisseder Straße einstimmigder Ansicht, daß, wenn irgend eine
Straße sich zur Uebernahme als Provinzialstrahe qualifizire, dies bei der vorliegenden Straße
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der Fall sei, die Commission glaubt aber, daß, wenn mit dein Ausbau des Weges sofort begonnen
werden könnte, dann dein Vorschlage des Prouinzialausschusses entsprochen werden töuute, die
Uebernahme der Straße als Provinzialstraße noch zu vertagen. Demnach hat die Commission
beschlossen,Ihnen uorzuschlageu:

„Hoher Landtag wolle die Beschlußfassung über den Antrag auf Uebernahme des
Lommunalwegcs von Esstn nach Gelsenkirchen bis auf weiteres vertagen, dagegen
dem Provinzialansschusse anempfehle», den betheiligten Gemeinden zum urouinzial-
straßenmähigen Ausbau des in Rede stehenden Weges einen Znschnß aus Pro-
uiuzialmittclu unter der Bedingung zu gewähren, daß der Kostenanschlag durch Organe
der Provinz angefertigt und der Ausbau des Weges durch Olgaue der Provinz
bewirkt werde,"

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag der Facheommisston zur Dis¬
kussion. — Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag
zur Abstimmung. Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben — Es erhebt sich
Niemand, folglich ist der Antrag einstimmig angenommen.

Wir kommen zu Nr. w der Tagesordnung: Autrag der III. Fachcommifsion bezüglich
des Referats des Prouinzialausschusses, betreffend Uebernahme der Straße von Andcruach nach
Manen und von Odenthal nach Schlebufch als Provinzialstraße. Berichterstatter ist der Herr
Abgeordnete Scheidt. Ich ersuche denselben, den Bericht vorzutragen.

Berichterstatter Abgeordneter Scheidt: Meine Herren! Die Commission erlaubt sich
Ihnen vorzuschlagen:

„Hoher Provinziallandtag wolle die Beschlußfassung
a. über den Antrag des Kreislandraths zu Maven auf Uebernahme der Aktienstraße von

Andernach nach Manen bis auf Weiteres mit der Maßgabe vertagen, daß die
Prouiuzialverwaltung behufs weiterer Erörterung der Angelegenheit mit der Anfertigung
eines Kostenanschlags beauftragt wird;

d. über den Antrag des Bürgermeisters von Odenthal auf Uebernahme der Straße von
Schlebufch nach Odenthal aus deu vom Proviuzialausschusse in dein gedruckten
Referate zur Geltung gebrachten Gründen bis auf Weiteres vertagen,"

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion. — Es meldet
sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung.
Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.) Der Antrag
ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zu Nr. 11 der Tagesordnung: Antrag der III. Fachcommifsion zu dem
Referate des Prouinzialausschusses über die Petition von Bewohnern des oberen Wiedthales um
Weiterführung der Wiedthalstraße, Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Krawinkel. Ich
ersuche den Herrn Berichterstatter das Wort zu ergreifen.

Berichterstatter Abgeordneter Krawinkel: Meine Herren! Die Angelegenheit liegt Ihnen
in dem gedruckten Referate des Prouinzialausschusses vor, die Commission hat sich nach Prüfung
der Angelegenheit den: Antrage des Provinzialausschuffes anschließen müssen. Es geht der Antrag
dahin: Hoher Landtag wolle die in Rede stehende Petition ablehnen. Ich denke, daß ich angesichts
der Lage der Dinge und der Ausführungen über die Petition in dem gedruckten Referate von
weiteren Bemerkungen abstehen darf.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzn das Wort? — Es meldet sich
Niemand zum Wort, ich schliche die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung, Ich
bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand,) Der Antrag ist
einstimmig angenommen.

Wir kommen zu den, folgenden Punkte der Tagesordnung, Punkt 12: Antrag der
111. Fachcommissionbezüglich der Zuweisung der Königlichen Staatsregierung, betreffend die
Uebernahmeder AktienstraßeAachen-Eupen. Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDittmar;
ich bitte ihn, den Bericht zu übernehmen.

BerichterstatterAbgeordneterDittmar: Meine Herren! In der Zuweisung, welche unter
dein 9. Dezembervon dem KöniglichenHerrn Landtagöcommissariusan unsern Herrn Landtags¬
vorsitzendengerichtet worden ist, ist dem Wunsche Ausdruck gegeben worden, die Aktienstraße
Aachcn-Eupen auf die Provinz zn übernehmen bezw., wenn eine sofortige Uebernahme nicht thunlich
erscheinensollte, Verhandlungen anzuknüpfen, welche zu einer solchen Uebernahme zu führen
geeignet wären. Der Wunsch des Herrn Landtagscommissarius gründet sich auf einen Bericht
der Königlichen Regierung zu Aachen vom Oktober d. I., in dem ausgeführt wird, daß der
Zustand der AktienstraßeAachen-Enpcnin der letzten Zeit ein bedenklich schlechter und mangel¬
hafter geworden, und die Gefahr vorhanden wäre, daß aus diesem Zustande eine öffentliche
Kalamität hervorgehenwerde. Es wird von Seiten der Gesellschaftals Grund dieser mangel¬
haften Unterhaltung der Straße angeführt, daß die Straße, namentlichseitdem die Bahn Aachen-
Montjoie eröffnet worden ist, an Frequenz wesentlich verloren und an Einnahmen eingebüßt habe,
sudaß die Einnahmen nicht mehr hinreichten,um eine ordnungsmäßige Unterhaltung der Straße
zu sichern. Es wird von der KöniglichenRegierung weiter ausgeführt, meine Herren, wenn diese
Straße Aachen-Eupennicht bestandenhatte, so würde ja zweifelsohne die Provinz in die Lage
versetzt worden sein, eine solche Straße zu bauen, und da argumcntirt die Königliche Staats-
regierung, daß die Provinz viel billiger weg käme, wenn sie statt eines solchenBaues diese
Aktienstraßeübernehme. Zu welchem Preise, wie wohlfeil die Straße übernommenwerden könnte,
darüber ist in dem Berichte der Königlichen Negierung nichts gesagt; wir müssen, um uns ein
Bild davon zu machen, ans frühere Verhandlungen zurückgreifen. Meine Herren! Der Antrag
auf Uebernahmeder Straße Aachen-Euvenist wiederholt an den Provinziallandtag gelangt, zuletzt
im Jahre 1883. Es ist damals der Antrag gestellt worden, diese Straße mit einer Reihe anderer
Straßen des Aachener Bezirks zu übernehmen, und ist für diese Aktienstraße Aachen-Euvendamals
geltend gemacht worden, daß das Aktienkapitalder Gesellschaft, welche die Straße gebaut hätte,
55 000 Thaler betrüge, und es ist damals angedeutet bezw. offcrirt worden, die Straße für einen
Pnis von 55 000 Thalern abzugeben. Die Landesverwaltung hat sich im Jahre 1883 gegen
einen solchen Ankauf der Straße Aachen-Eupen ausgesprochen, und der damalige ständische Provinzial¬
landtag hat dieser Ansicht der Landcsvcriualtung beigestimmt. Ich bemerke, daß damals die
Landcsuerwaltung sich bemüht hat, auf die Interessenten der Straße, auf die adjazircnden
Gemeindendahin einzuwirken, daß die Gemeinden die Straße von der Aktiengesellschaft über¬
nehmen und der Provinzialverwaltung offerircn möchten. Die desfallsigcn Bemühungen der
Prouinzialverwllltung haben damals zu keinem Resultat geführt. Meine Herren! Wir stehen
heute vor zwei entgegengesetzten Anschauungen, wir stehen einerseits vor dein sehr berechtigten
Wunsche der KöniglichenStaatsregierung, daß die AktienstraßeAachen-Eupen auf die Provinz
übernommen werde, wie wir, glaube ich, ja alle wohl den dringenden Wunsch hegen, daß endlich
einmal mit diesem unhaltbaren, zum Theil sogar unwürdigen Verhältniß gebrochen werde, in



welchem sich »och viele »»serer rheinischen Gemeinde», die uün der Aktienstraße mit ihre»
Barriere» und ihren meistentheils schlechten Wegennterhaltungen »mgcben sind, befinde». Wir
stehe» andererseits gegenüber der kategorische»Erklärung der Landesverwaltung, eine solche
Straße wie die AkticnstraßeAachen-Eupengcge» Entgelt nicht übernehmenzu wollen und nicht
übernehmen zu können weil aus einem solchen Ankauf sich ein gefährlichesPräcedenz ergeben
würde. Wir stehen auch gegenüber der früheren Praxis des ständischen Provinziallandtages, und
wir stehen gegenüber der Erklärung der Landesverwaltung, daß sie ihrerseits heute keine Ver¬
anlassung hätte, Verhandlungenmit den interessirtcn Gemeinden anzuknüpfen,daß vielmehr, wen»
überhaupt die Straße auf einer anderen Basis übernommenwerden sollte, derartige Verhandlunge»
von den intercssirten Genieinden, nicht von der Landesverwaltung auszugehen hätten. Meine
Herren! In diese,» Dilemma und anerkennmd, daß es allerdmgs ein gefährliches Präcedenz
schaffe» würde, wenn die Provinz heute eine solche Straße ankaufen würde, hat sich Ihre
Commission in die Lage versetzt gesehen, i» «»gehender Prüfung der Sachlage Ihnen zu
empfehlen, von einen: Ankauf der AktienstraßeAachcn-Eupcn abzusehen. Dabei hat Ihre Commission
nicht nur den Wunsch, sondern das ausdrücklicheVerlangen gehabt, daß demnächst doch von
Seiten der landesverwaltung Sorge dahin getragen werden mochte, daß in genereller Weise
diesem Unwesen der Akticnstraße» ein Ende geinacht werde. Meine Herren! Ihre Commission
empfiehlt Ihnen daher:

„Hoher Landtag wolle beschließen, von einem käuflichen Erwerb der Aktienstraße
Aachen-EupenAbstand zu nehmen."

Der Antrag ist in dieser Weise formnlirt worden, weil er ausdrücke»soll, daß die
Straße gege» Entgelt nicht übernommen werde» soll, es soll aber ausdrücklich der Möglichkeit
Raum gegeben werden, daß eine Uebernahme auf anderer Basis stattfinden konnte. Meine
Herren! Ich gestatte mir Namens der Commissicm, Ihnen diesen Antrag zur Genehmigung
zu empfehlen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag der Commission zur Diskussion.
Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag zur
Abstimmung. Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. — Es erhebt sich Niemand,
folglich ist der Antrag einstimmigangenommen.

Wir kommenzu dem nächsten Gegenstände: Antrag der 111. Fachcommissiou,bezüglich
des Antrages der Stadt Remscheid auf Beihülfe für die Morsbachstrahe. — Berichterstatter ist
der Herr AbgeordneteScheidt. Ich ersuche den Herrn Berichterstatter, vorzutragen.

Berichterstatter AbgeordneterScheidt: Meine Herren! Die fragliche Straße ist im Bau
begriffenund scheinen die Koste» aus verschiedenen Gründen überschritten zu seiu. Die Straße
ist von cmi»e»tcr Vedcutuug, auch i» sozialer Beziehung, weil dadurch 54 Hämmer, die im
Erliegen waren, wieder lebensfähig werden. Indessen liegt in der Eingabe, die dein Provinzial-
ausschuß noch nicht vorgelegen hat, keine nähere Begründung über die Höhe der erzieltenKosten.
Da der Provinzialcmsschußresp, der Verwaltungsrath vor 2 Jahren zu der Straße bereits die
halben Vaukosteu bis zu einer Höhe von 75 000 M. und ebenso ein Darlehen von 75 000 M-
3 Jahre zinsfrei uud dann zu 3°/» Zinsen und 2> Rückzahlung gegebenhat, so erlaubt sich
die CommissionIhnen vorzuschlagen,daß wir die Sache an den Ausschuß verweisen, der der
Sache in wohlwollenderWeise schon bei dem ersten Antrage entgegengekommenist, Demnach
schlägt die Commission Ihnen vor:

„Hoher Landtag wolle den Antrag dem ProvinzialaM'schussezur eventuellenBerück¬
sichtigungempfehlen."
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VorsitzenderFürst zu Wicd: Ich stelle den Antrag zur Diskussion. — Es meldet sich
Niemand zu», Worte, ich schließe dieselbe und bringe den Antrag zur Abstimmung, Ich bitte
diejenigen Herren, die dagegen sind, sich zu erheben. — Es erhebt sich Niemand, der Antrag ist
einstimmig angenommen.

Wir kommenzu Nr. 14 der Tagesordnung: Antrag der 111. Facheommissioubezüglich
des Gesuchesum Beseitigung von Ulmenbäumen an der Geldcrn-EmmericherProvinzialstraße. —
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Krawinkel. Ich ersuche ihn, das Referat zu übernehmen.

Berichterstatter AbgeordneterKrawinkel: Meine Herren! Die Petition geht von dein
Ortsverband des NheinischcnVauernvereins Kellen bei Cleve aus und betrifft die Beseitigung
der an der Provinzialstraße Geldern-Emmerich stehenden Ulmenbäume, resp, die Leistung eines
Schadenersatzes. Die Petition ist schriftlich eingereicht, ich brauche aber wohl nicht mit der Ver¬
lesung zu beginnen. Es stehen übrigens nach der Auskunft, die wir in der Commissionbekommen
haben, verschiedene Interessen einander gegenüber, die Interessen der wirthschaftlichenSeite und
diejenige» der Schönheit der Gegend. Mit Nücksicht darauf, daß die Abwägung dieser entgegen¬
gesetzten Interessen bisher nicht in genügender Weise stattgefunden, hat die Commission es für
zweckmäßiger erachtet, den Piovinzialausschuß zu beauftragen, eine erneute eingehendePrüfung
vorzunehmen und demnächstdarüber zu beschließen. Ich bitte dementsprechenddas hohe Haus,
den Antrag der Commissionannehmen zu wollen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion und gebe
dein Herrn AbgeordnetenFreiherr von Los das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Loe: Meine Herren! Ich stimme dein Antrag der Com¬
mission vollständig bei, daß der Ausschuß die Sache prüfen und darüber beschließensolle; er
wird am besten in der Lage dazu sei«: Ich erlaube mir aber auf Grund meiner Kenntniß der
Verhältnisse in meinem Wahlkreise, diese Petition dem Ausschuß zur wohlwollenden Erwägung
zu empfehlen. Meine Herren! Es wird, wie ich weih, namentlch seitens der Stadt Cleve das
Bedürfniß des Schattens auf den: Wege geltend gemacht,

Meine Herren! Wenn die Herren in Cleve Schatten haben wollen, so haben sie ihren
Thiergarten von annähernd 1200 Morgen, in dem sie reichlich Schatten haben. Es hieße nicht:
Wasser in den Nhein, aber Bäume in den Wald tragen, wenn man noch weitere Bäume schaffen
wollte. Ich muß constatiren, daß die Sache gerade kleine Grundbesitzerbetrifft, die an der Straße
wohnen und die durch die Ulmenbäume nicht unwesentlichgeschädigt werden. Bei den Clcue'schen
Verhältnissen glaube ich doch wohl, daß die Petition eine Berüchsichtigungwerth ist. Ich empfehle
sie daher der wohlwollendenBehandlung seitens des Provinzmlausschusses.

Vorsitzender Fürst zu Wird: Wüuscht noch Jemand das Wort? Es ist nicht der
Fall; ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag der III. Fachcommissionzur Abstimmung.
Diejenigen Herren, die dagegen sind, wollen sich erheben. Es erhebt sich Niemand, folglich ist
der Antrag angenommen.

Meine Herren! Wir kommennun zu den Punkten 15, 16 und 17 der Tagesordnung.
Diese betreffm die sämmtlichen Nechnuugsdechargen,welche dem diesjährigen Landtage vorliegen.
Ich möchte mir erlauben, diese Nechnuugsdechargenzusammenzufassen und fragen, ob die Herren
Berichterstatter der Fachcommissionenirgend etwas gegen die Rechnungenzu erinnern haben, oder
ob vielleichtdie Herren Vorsitzendender betreffendenCommissionenantworten wollen. Der Herr
Abgeordnete Sahler hat das Wort.

53
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Abgeordneter Sa hl er: In Abwesenheitdes Herrn Grafen Veissel, der Vorsitzenderder
I, Fachcommissionist, kann ich als dessen Stellvertreter anführen, daß gegen die Decharginmg
nichts einzuwendenist.

VorsitzenderFürst zn Wied: Der Vorsitzendeder II. Fachcommissionhat das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Ich habe als Vorsitzenderder II. Fachcommissionebenfalls

zn erklären, daß keine Vemerknng gegen die Decharginmg zu machen war.
VorsitzenderFürst zu Wied: Ist der Referent für die III. Fachcommifsion, oder der

Vorsitzende, der Stellvertreter desselben, oder sonst ein Mitglied dieser Commission anwesend,
welches über diesen Punkt berichten kann? Der Herr AbgeordneteFuchs hat das Wort.

AbgeordneterFuchs: Gegen Ertheilung der Decharge hat sich nichts zu erinnern gefunden.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Hoffmann das Wort.
AbgeordneterHoffmann: Als Mitglied der Commission kann ich nur bestätigen, daß

nichts gegen die Decharchirungzu erinnern gewesenist.
VorsitzenderFürst zn Wied: Dann werden Sie damit einverstanden sein, daß sn dluc-

Decharge für fämmtlicheRechnungen ertheilt wird. Es erfolgt kein Widerfpruch; in constntire
dies. Die Decharge für fämmtliche Rechnungenist demnachausgesprochen.

Wir kommennunmehr zum Hauptetat der Provinzialuerwaltung der Nheiuprouinz für
die Etatsjahre 1889/91. Berichterstatter ist der Herr Landesdirektor; ich bitte denselben das
Wort zu ergreifen

Landcsdircktor Klein: Meine Herren! Die Einzeletats sind theils im Plenum theils
in den Commissionenberathen worden. Es haben sich hierbei keine Anstünde oder Aenderungen
der vorgeschlagenenZiffern ergeben. Da der Hauptetat nur eine Zufammcnstcllnngder betreffen¬
den Spezialetats enthält, fo folgt daraus, daß auch eine Aenderung des Hauptetats nicht vorzu¬
nehmen ist. Ich habe bereits Gelegenheit gehabt, den Hauptetat im Einzelnen zu erläutern, und
ich würde Ihre Zeit unnützer Weise in Anspruch nehmen, wenn ich noch einmal auf die einzelnen
Ziffern des Hauptetats näher eingehen wollte. Ich möchte nur zwei kleine Aenderungen anregen,
welche durch Ihre Beschlüsseder letzten Tage nothwendig geworden sind. In Vezug auf den
Spezialetat der Eentralstclle muß ich nämlich bemerken, daß der neucrwählte Landesrath Adams
an die betreffendeStelle des Etats eingeführt und zwar mit einem Gehalt von 6600 M. und
600 M, vensionsfähigcr persönlicher Zulage, wie dies seinem jetzigen Einkommen entspricht.
Ferner ist der neue Direktor der Landesbank!>. Lohe gleichfalls in der betreffendenStelle des
Ausgabectats der Landesbank anzuführen. Das war das Einzige, das ich zn bemerkenhatte und
beantrage demnach:

1. den vorgelegten Hauptetat für die Etatsperiode 1889/91 zu genehmigen und
2. die erwähnten Aenderungen in dem Specialetat der Centralverwaltungsbchörde

fowie in dem Ansgabeetat der Landesbank zu gestatten bezw. zu befchließen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht noch Jemand zu dem Hauptetat das Wort?

er ist eine ZusammenstellungsämmtlicherSpezialetats, die wir berathen haben, nebst den zwei
Bemerkungendes Herrn Landesdirektors. Ich frage, ob der Etat mit den beiden Aenderungen
genehmigt wird? — Es erfolgt kein Widerspruch; ich nehme daher an, daß Sie den ganzen
Hauptetat, wie er vorliegt, yn dloc genehmigenuud erkläre denselben für genehmigt. Wir kommen
nunmehr zum letzten Punkte unserer Tagesordnung: Bericht der zur Begutachtung des Entwurfes
einer Haubergordnung für den Kreis Altenkirchengewählten Commifsiun. Berichterstatter ist der
Herr AbgeordneteFreiherr von Hövel. Ich ersuche denselben,das Referat vorzutragen,
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Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Höuel: Meine Herren! Es liegt dem hohen
Landtage von Seiten der KöniglichenStaatsrcgierung ein Entwurf einer Haubergordnung für
den Kreis Altentirchen vor. Die zur Behandlung diefer Angelegenheitgewählte Commission ist
einstimmig nach eingehender Erwägung zu folgendemVcfchlusfe gelangt: Die Commissionbeschließt
den vorliegenden Entwurf unverändert dem hohen Landtage zur Annahme zu empfehlen. Es
haben zu diesem Beschlusse folgende Erwägungen beigetragen. Die Commission erkennt an, daß
die neue Haubergordnung wesentlicheVerbesserungengegen die alten Haubcrgordnungcn enthalte.
Besonders werden die Fortschritte bezüglich der gewährten Möglichkeit,nunmehr die nothwendigen
Fortschreibungcnim Grundbuche vornehmen zu können, anerkannt. Ferner finden die Bestimmungen
über den Schöffenrath nnd die Anstellung eines Forstbeamtcn Anerkennung. Dagegen lnnn die
Commissionnicht unterlassen, ihr Bedauern darüber auszusprcchen, daß in dein neuen Entwürfe
die gleiche Stimmberechtigung eines jeden Genossen beibehalten wird, und nicht die Stimm¬
berechtigungnach der Zahl der Antheilebemessenwerden soll. Daß dieses Bedauern der Commission
sich nicht zn einem Verbesserungsuorschlageverdichtethat, liegt in folgender Erwägung Es haben
feit einer längeren Reihe von Jahren Verhandlungen mit den Interessenten stattgefunden, um zu
einem erträglichen Zustande gegenüber dem früheren Gesetze zu kommen. Die Interessenten sind
frei in ihren Cntfchließnngenund können nach keiner Richtung hin einein Zwange unterworfen
werden. Es ist mit der größten Mühe gelungen, diejenigen Verbesserungenzu erreichen,die in
diesem Entwürfe niedergelegt sind. Das ist das äußerst Mögliche; ein Weiteres ist absolut nicht
zu erreichen gewesen. Würde nuu dem hohen Landtage hier empföhle!', Abänderungsvorschläge
im Anschlußan diefes Bedauern zu befchließen, so würde die einfache Folge sein, daß das Gesetz
an die Interessenten zu deren Anhörung zurückverwiesenwerden müßte, weil es sich um eine
prinzipielle Aenderung handelt und weil diese Bestimmung ein uraltes Recht der Interessenten
ist. Dadurch würde das Gesetz einfach zu Boden fallen, weil die Interessenten sich nimmermehr
dazu bestimmenlassen würden, auf eine solche Aenderung einzngehen. Das sind kurzer Hand die
Beweggründegewesen, welche das Vorgehen der Commissionbestimmt haben. Ich bitte den Herrn
Vorsitzenden, das Haus zu fragen, ob es eine eingehende Berichterstattungüber die Materie wünscht.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich möchte von Ihnen hören, ob Sie
eine eingehende Berichterstattung über die einzelnen Paragraphen des Gesetzes wünschen,(Stimme!
Nein.) Dann eröffne ich die Diskussion über das Referat des Herrn Berichterstatters. Wünscht
Jemand das Wort? — Cs meldet sich Niemand, so schließe ich die Diskussion uud bringe den
Antrag der Commissionzur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, die dagegen sind, sich zn
erheben. (Es erhebt sich Niemand,) Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Meine Herren! Wir sind am Ende unserer Tagesordnung. Es ist nur ein Antrag des
Herrn Abgeordneten Freiherrn von Plettenberg, der vorhin wegen Beerdigungskosten der vom
Rhein angefchwemmtenLeichen gestellt und der an den Provinzialausschuh verwiefen worden ist,
noch etwas näher präzisirt uud folgendermaßen gefaßt, zugegaugen:

„Hoher Prouinziallandtag wolle beschließen,mit dem früheren Antrage des Antrag¬
stellers, betreffend BeerdigungskostenaufgefundenerLeichen,auch folgenden Zufatz dem
Provinzialausfchusfe zur Erwägung und Berichterstattung für den nächsten Prouinzial¬
landtag zu überweisen:

Die Uebernahme der in vorgenanntein Antrage genannten Beerdigungskostenauf
den Etat der Provinz foll eventuellrückwirkend vom 1, Januar 1889 ab stattfinden."

(Bewegung.)
5ö*
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